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Buch

Die zwölf Jahre des Dritten Reiches zerfallen, stark vereinfacht, in die Jahre des Krieges und des Holocausts und die vorangegangenen Jahre eines außenpolitischen Friedens. Vermeintlichen Erfolgen wie dem Rückgang der Arbeitslosigkeit, erkauft durch eine verhängnisvolle Aufrüstung, einem erstarkten nationalen Selbstbewusstsein und der gigantischen Selbstdarstellung des Dritten Reiches während der Olympischen Spiele 1936 steht eine Bilanz des Terrors der NS-Diktatur gegenüber. Mit der Machtergreifung 1933 setzte ein gnadenloser innerer Krieg gegen Regimegegner, Randgruppen und Juden ein. Das System der Konzentrationslager wurde aufgebaut, die Nürnberger Gesetze erlassen, und der Novemberpogrom 1938 war bereits ein Vorbote des Holocausts.
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Vorwort

In diesem Buch wird die Geschichte des Dritten Reiches erzählt, des Regimes, das von Hitler und seinen Nationalsozialisten geschaffen wurde, von dem Zeitpunkt an, als es seine Machtübernahme im Sommer 1933 abgeschlossen hatte, bis zu dem Tag, an dem es Anfang September 1939 Europa in den Zweiten Weltkrieg stürzte. Ihm geht ein bereits früher erschienener Band voraus, Das Dritte Reich. Aufstieg, in dem die Anfänge des Nationalsozialismus geschildert, die Entwicklung seiner Ideen untersucht und sein Aufstieg zur Macht in den Jahren der glücklosen Weimarer Republik nachgezeichnet wurden. Ein dritter Band, Das Dritte Reich. Krieg, wird demnächst folgen und die Periode vom September 1939 bis zum Mai 1945 behandeln und dem Erbe des Nationalsozialismus in Europa und der Welt während der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts und bis in die Gegenwart nachgehen. Der allgemeine Ansatz aller drei Bände wurde im Vorwort zum ersten Band dargelegt und braucht hier nicht ausführlich wiederholt zu werden. Diejenigen, die dieses Buch bereits gelesen haben, können sofort zum Anfang des ersten Kapitels des vorliegenden Bandes übergehen; doch mag es dem einen oder anderen Leser wünschenswert erscheinen, daß ihm die zentralen Argumente dieses früheren Bandes in Erinnerung gerufen werden, und jene, die ihn noch nicht gelesen haben, können sich dem Prolog zuwenden, der die Hauptlinien der Ereignisse bis Ende Juni 1933 rekapituliert, mit denen die Geschichte auf den folgenden Seiten beginnt.

Der in dem vorliegenden Buch gewählte Ansatz ist zwangsläufig thematisch, doch in jedem einzelnen Kapitel habe ich mich wie im ersten Band bemüht, Erzählung, Beschreibung und Analyse miteinander zu verbinden und die sich im Lauf der Zeit ständig ändernde Lage zu verfolgen. Das Dritte Reich war keine statische oder monolithische Diktatur; es war dynamisch und überaus beweglich, von Anfang an besessen von grenzenlosen Haßgefühlen und Ambitionen. Alles andere beherrschend war jedoch der Wille zu einem Krieg, in dem Hitler und die Nationalsozialisten das Mittel zu einer rassischen Neuordnung Mittel- und Osteuropas durch die Deutschen sahen und zu einem Wiedererstarken Deutschlands als die vorherrschende Macht auf dem europäischen Kontinent und überhaupt der ganzen Welt. In jedem der folgenden Kapitel, in denen es um Überwachung und Unterdrückung, Kultur und Propaganda, Religion und Bildung, die Wirtschaft, Gesellschaft und das Alltagsleben, Rassenpolitik, Antisemitismus und Außenpolitik geht, zeigt sich der überragende Imperativ, Deutschland und seine Bevölkerung auf einen großen Krieg vorzubereiten, deutlich als der rote Faden. Doch dieser Imperativ war weder als solcher rational, noch wurde er in einer kohärenten Weise verfolgt. In einem Bereich nach dem anderen begegnen uns die Widersprüche und immanenten Irrationalitäten des Regimes; der blindwütige Drang der Nationalsozialisten zu einem Krieg enthielt bereits den Keim der schließlichen Vernichtung des Dritten Reiches. Auf welche Weise und warum es so kam, ist eine der Hauptfragen, die dieses Buch durchziehen und seine einzelnen Teile miteinander verbinden. Weitere Fragen betreffen das Ausmaß, in dem das Regime die Bevölkerung für sich gewinnen konnte; die Art und Weise, wie es funktionierte; das Ausmaß, in dem Hitler persönlich und nicht allgemeinere systematische Faktoren, die der Struktur des Dritten Reiches insgesamt eigentümlich waren, die treibende Kraft hinter den politischen Programmen war; die Möglichkeiten einer Opposition, des Widerstands, der Kritik oder gar eines Dissidententums unter einer Diktatur, die von allen ihren Bürgern eine totale Ergebenheit forderte; die Natur der Beziehung zwischen dem Dritten Reich und der Moderne; die Aspekte, unter denen seine Politik in verschiedenen Bereichen in den dreißiger Jahren Ähnlichkeiten oder Unterschiede gegenüber der Politik in anderen Ländern Europas und der übrigen Welt aufwiesen, und noch manches andere. Der innere Zusammenhang der einzelnen Kapitel ergibt sich aus der zeitlichen Abfolge der behandelten Ereignisse.

Während jedoch die Trennung der vielen Einzelaspekte des Dritten Reiches und ihre Zusammenfassung zu einzelnen Themen ihre kohärente Darstellung ermöglicht, hat sie zwangsläufig einen gewissen Informationsverlust zur Folge, da diese Aspekte sich in vielfältiger Weise gegenseitig beeinflußt haben. So wirkte sich etwa die Außenpolitik auf die Rassenpolitik und diese wiederum auf die Bildungspolitik aus, oder die Propaganda ging Hand in Hand mit der Unterdrückung. Deshalb ist die Behandlung eines Themas in einem bestimmten Kapitel notgedrungen unvollständig, und die einzelnen Kapitel sollten nicht als umfassende Darstellungen ihres Themas betrachtet werden. So wird beispielsweise die Verdrängung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben in dem Kapitel über die Wirtschaft und nicht in dem Kapitel über die Rassenpolitik behandelt; Hitlers Formulierung seiner Kriegsziele in dem sogenannten Hoßbach-Protokoll von 1937 ist dem Zusammenhang der Aufrüstung und nicht dem Kapitel über Außenpolitik zugeordnet worden, und die Auswirkung der Einverleibung Österreichs durch das Dritte Reich auf dessen Antisemitismus wird im Schlußkapitel und nicht im Zusammenhang mit dem Antisemitismus 1938 behandelt. Ich hoffe, daß diese Entscheidungen über den Aufbau des Buchs ihren Sinn haben, doch ihre Logik wird sich nur denen erschließen, die das Buch von Anfang bis Ende lesen. Wer das Buch einfach nur als Nachschlagewerk benutzen möchte, wird auf das Register verwiesen, wo die Stellen der wichtigsten Themen, Personen und Ereignisse angegeben sind.

Während der Arbeit an dem vorliegenden Buch habe ich einmal mehr von den unvergleichlichen Ressourcen der Cambridge University Library, der Wiener Library und des German Historical Institute in London profitiert. Das Staatsarchiv der Freien und Hansestadt Hamburg und die Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Hamburg ermöglichten mir freundlicherweise den Einblick in die Tagebücher von Luise Solmitz, und Bernhard Fulda besorgte mir großzügigerweise Kopien wichtiger Artikel aus deutschen Zeitungen. Der Rat und die Unterstützung vieler meiner Freunde und Kollegen waren für mich besonders wertvoll. Mein Agent Andrew Wylie und seine Mitarbeiter, insbesondere Christopher Oram und Michal Shavit, haben das Projekt in unterschiedlicher Weise gefördert und unterstützt. Stephanie Chan, Christopher Clark, Bernhard Fulda, Christian Goeschel, Victoria Harris, Robin Holloway, Max Horster, Valeska Huber, Sir Ian Kershaw, Scott Moyers, Jonathan Petropoulos, David Reynolds, Kristin Semmens, Adam Tooze, Nikolaus Wachsmann und Simon Winder lasen frühe Entwürfe, bewahrten mich vor manchen Irrtümern und gaben mir viele nützliche Anregungen: Ihnen allen bin ich zu Dank verpflichtet. Christian Goeschel übernahm zudem das Korrekturlesen der Anmerkungen und der Bibliographie. Simon Winder und Scott Moyers waren vorbildliche Lektoren, und ihr Rat und ihre Begeisterung trugen wesentlich zum Gelingen des Werks bei. Diskussionen mit Norbert Frei, Gavin Stamp, Riccarda Tomani, David Welch und vielen anderen waren ebenso hilfreich wie ihre Anregungen. David Watson hat seine Aufgabe als Redakteur hervorragend erledigt; Allison Hennessy nahm enorme Mühen auf sich bei der Suche nach geeigneten Bildern, und ich habe viel von der Zusammenarbeit mit András Bereznáy bei der Erstellung der Karten gelernt. Christine L. Corton hat das gesamte Manuskript durchgesehen, und über ihr berufliches Fachwissen hinaus war ihre praktische Unterstützung im Lauf der Jahre aus dem gesamten Projekt nicht wegzudenken. Unsere Söhne Matthew und Nicholas, denen dieses Buch wie bereits der erste Band gewidmet ist, waren eine willkommene Erholung von seinem grausamen Thema. Ihnen allen gilt mein Dank.

Cambridge, im Mai 2005



Prolog

I

Die Nationalsozialisten kamen in der ersten Jahreshälfte 1933 an die Macht, das Dritte Reich entstand auf den Trümmern des ersten Versuchs einer Demokratie in Deutschland, der unglücklichen Weimarer Republik. Bis zum Juli hatten die Nationalsozialisten praktisch alle wesentlichen Bestandteile des Regimes geschaffen, das Deutschland bis zu seinem Zusammenbruch fast zwölf Jahre später, 1945, beherrschen sollte. Sie hatten die offene Opposition auf allen Ebenen ausgeschaltet, einen Einparteienstaat ins Leben gerufen und alle wichtigen Institutionen der deutschen Gesellschaft mit Ausnahme der Reichswehr und der Kirchen »gleichgeschaltet«. Viele haben versucht zu erklären, wie es den Nationalsozialisten gelungen ist, innerhalb so kurzer Zeit eine solche Position der totalen Herrschaft über die deutsche Politik und Gesellschaft zu erringen. Ein Erklärungsmuster verweist auf seit langem bestehende Schwächen im deutschen Nationalcharakter, die dafür verantwortlich gemacht werden, daß die Deutschen der Demokratie ablehnend gegenüberstanden, bereitwillig rücksichtslosen Führern folgten und für die Parolen der Militaristen und Demagogen empfänglich waren. Doch wenn man auf das 19. Jahrhundert blickt, findet man hierfür kaum Belege. Liberale und demokratische Bewegungen waren nicht schwächer als in vielen anderen Ländern. Bedeutsamer war dagegen vielleicht die relativ spät erfolgte Schaffung eines deutschen Nationalstaats. Deutschland war, vor allem nach dem Zusammenbruch des Heiligen Römischen Reiches 1806, das tausend Jahre zuvor von Karl dem Großen ins Leben gerufen worden war – das berühmte tausendjährige Reich, das Hitler nachahmen wollte – zersplittert bis zu den von Bismarck provozierten Kriegen zwischen 1864 und 1871, die zur Bildung des später sogenannten Zweiten Reichs führten, an dessen Spitze der Kaiser stand. In vieler Hinsicht war dieses Deutsche Reich ein moderner Staat: Es hatte ein nationales Parlament, das im Unterschied etwa zu seinem Gegenstück in England nach einem allgemeinen Männerwahlrecht gewählt worden war; die Wahlbeteiligung lag bei über 80 Prozent, und die politischen Parteien waren gut organisiert und ein akzeptierter Bestandteil des politischen Systems. Die größte von ihnen am Vorabend des Krieges, die Sozialdemokratische Partei, zählte über eine Million Mitglieder und hatte sich der Demokratie, der Gleichheit, der Frauenemanzipation sowie der Bekämpfung der Rassendiskriminierung und -vorurteile einschließlich des Antisemitismus verschrieben. Die deutsche Wirtschaft war die dynamischste Europas und hatte die britische um die Jahrhundertwende eingeholt, und in den fortschrittlichsten Sektoren wie der Elektro- und der Chemieindustrie lag sie sogar fast mit den Amerikanern gleichauf. Um die Jahrhundertwende waren in Deutschland die Werte, die Kultur und der Lebensstil des Bürgertums tonangebend. Moderne Kunst und Kultur machten sich in den Bildern von Expressionisten wie Max Beckmann und Ernst Ludwig Kirchner, den Bühnenstücken von Frank Wedekind und den Romanen Thomas Manns bemerkbar.

Natürlich hatte das Kaiserreich auch seine Schattenseite. In manchen Bereichen blieben die Privilegien des Adels erhalten, die Befugnisse des Reichstags waren eingeschränkt, und die großen Industriellen standen ebenso wie ihre Pendants in den Vereinigten Staaten den Gewerkschaften der Arbeiter feindselig gegenüber. Bismarcks Verfolgung zunächst der Katholiken in den Jahren nach 1870 und dann der jungen Sozialdemokratischen Partei in den achtziger Jahren gewöhnte die Deutschen an die Vorstellung, daß die Regierung ganze Teile der Bevölkerung zu »Reichsfeinden« erklären und ihre bürgerlichen Freiheiten drastisch beschneiden konnte. Die Katholiken reagierten darauf, indem sie sich bemühten, sich stärker in das soziale und politische System zu integrieren, die Sozialdemokraten, indem sie sich strikt an das Gesetz hielten und die Idee eines gewaltsamen Widerstandes oder einer gewaltsamen Revolution verwarfen, beides Verhaltensweisen, an die 1933 mit katastrophalen Folgen wieder angeknüpft werden sollte. In den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts kamen auch extremistische Parteien und Bewegungen auf, die behaupteten, das Reichseinigungswerk Bismarcks sei unvollständig, da Millionen ethnischer Deutscher noch immer außerhalb des Reiches lebten, vor allem in Österreich, aber auch in vielen anderen Teilen Mittel- und Osteuropas. Während einige Politiker forderten, Deutschland brauche ein großes Kolonialreich in Übersee wie die Engländer, begannen andere, aus den Ressentiments des Kleinbürgertums Kapital zu schlagen: die Angst der kleinen Ladenbesitzer vor den Warenhäusern, die Befürchtungen der männlichen Angestellten angesichts der zunehmenden Zahl weiblicher Angestellter oder die Verstörung von Bürgerlichen gegenüber expressionistischer und abstrakter Kunst sowie anderer beunruhigender Wirkungen der stürmischen sozialen, ökonomischen und kulturellen Modernisierung Deutschlands. Solche Gruppen fanden ein leichtes Ziel in der winzigen jüdischen Minderheit Deutschlands. Die deutschen Juden konstituierten nicht mehr als 1 Prozent der Bevölkerung, und viele von ihnen waren in der deutschen Gesellschaft und Kultur seit ihrer Emanzipation von den gesetzlichen Beschränkungen im Lauf des 19. Jahrhunderts erstaunlich erfolgreich. Für die Antisemiten waren die Juden die Ursache aller ihrer Probleme. Sie verlangten, die bürgerlichen Freiheiten für die Juden einzuschränken und ihre wirtschaftlichen Aktivitäten zu beschneiden. Sehr bald verloren bürgerliche Parteien wie das Zentrum und die Konservativen Stimmen an antisemitische Splitterparteien. Sie reagierten darauf, indem sie in ihre Programme das Versprechen aufnahmen, den angeblich zersetzenden Einfluß der Juden in der deutschen Gesellschaft und Kultur einzudämmen. Zur gleichen Zeit verbreiteten in anderen Bereichen der Gesellschaft Sozialdarwinisten und Eugeniker die Behauptung, die deutsche »Rasse« müsse gestärkt werden, indem man die christliche Achtung vor dem Leben aufgebe und die Schwachen, die Behinderten, die Kriminellen und die Geisteskranken sterilisiere oder töte.

Solcherlei Ideen und Denkweisen hegte vor 1914 nur eine kleine Minderheit, und es gab auch noch niemanden, der sie in einem kohärenten System zusammengefaßt hätte. Der Antisemitismus war in der deutschen Gesellschaft zwar weitverbreitet, aber offene Gewalt gegen Juden war die Ausnahme. Der Erste Weltkrieg änderte das. Im August 1914 begrüßten jubelnde Menschenmengen den Kriegsausbruch auf den zentralen Plätzen der deutschen Großstädte, so wie sie es auch in anderen Ländern taten. Der Kaiser erklärte, von nun an kenne er keine Parteien mehr, sondern nur noch Deutsche. Das Augusterlebnis wurde zu einem mythischen Symbol der deutschen Einheit, so wie das Bild Bismarcks eine mythische Sehnsucht nach einem starken und entschlossenen Führer heraufbeschwor. Die militärische Pattsituation, zu der es 1916 gekommen war, hatte zur Folge, daß die weitere Führung des Kriegs in die Hände von zwei Generälen gelegt wurde, die bedeutende Siege an der Ostfront errungen hatten, Paul von Hindenburg und Erich Ludendorff. Es herrschte von da an quasi eine Militärdiktatur der Obersten Heeresleitung. Doch trotz ihrer straffen Organisation der Kriegsanstrengungen und ihrer Ausübung einer quasi-diktatorischen politischen Macht hatte das Kaiserreich den mächtigen Vereinigten Staaten, die 1917 in den Krieg eingetreten waren, nichts mehr entgegenzusetzen, und Anfang November 1918 war der Krieg verloren.

Die Niederlage im Ersten Weltkrieg hatte für Deutschland verheerende Folgen. Die Friedensbedingungen, die freilich kaum härter waren als die Bedingungen, die Deutschland im Fall seines Sieges seinen Gegnern auferlegen wollte, wurden von fast allen Deutschen mit Erbitterung aufgenommen. Zu den Forderungen gehörten umfangreiche finanzielle Reparationen für die Schäden durch die deutsche Besetzung Belgiens und Nordfrankreichs, die Zerstörung der deutschen Kriegsmarine und Luftwaffe, die Beschränkung des stehenden Heeres auf 100000 Mann und das Verbot moderner Waffen wie Panzer, die Abtretung von Territorium an Frankreich und vor allem an Polen. Der Krieg hatte auch die internationalen Wirtschaftsbeziehungen zerstört, und die Weltwirtschaft sollte sich in den folgenden 30 Jahren davon nicht mehr erholen. Nicht nur daß enorme Summen bezahlt werden mußten, der Zusammenbruch des Habsburgerreiches und die Schaffung neuer, unabhängiger Staaten in Mittel- und Osteuropa leisteten nationalen Egoismen Vorschub und machten eine internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit unmöglich. Insbesondere Deutschland hatte den Krieg mit gedruckten Banknoten und Kriegsanleihen bezahlt in der Erwartung, die Schulden durch die Annexion belgischer und französischer Industriegebiete sowie durch Reparationen zurückzahlen zu können. Die geforderten Reparationen konnten ohne Steuererhöhung nicht bezahlt werden, und keine deutsche Regierung war hierzu bereit, weil sie sonst von ihren Gegnern beschuldigt worden wäre, sie wolle mit deutschen Steuergeldern die Franzosen bezahlen. Das Ergebnis war eine Inflation. 1913 stand der Dollar bei 4 Papiermark; Ende 1919 stand er bei 47, im Juli 1922 bei 493 und im Dezember 1922 bei 7000 Mark. Die Reparationen mußten in Gold und Handelsgütern bezahlt werden, und bei dieser Inflationsrate waren die Deutschen weder willens noch in der Lage, ihren Verpflichtungen nachzukommen. Im Januar 1923 besetzten belgische und französische Truppen das Ruhrgebiet und begannen mit der Demontage und dem Abtransport von Industrieanlagen. Die deutsche Regierung stellte daraufhin alle Reparationszahlungen ein und forderte die Bevölkerung zu passivem Widerstand auf. Jetzt begann, mit ausgelöst durch die Finanzierung des passiven Widerstands, ein Prozeß der Entwertung der Mark gegenüber dem Dollar in einem beispiellosen Ausmaß. Im Juli kostete der US-Dollar 353 000 Mark, im August 4,5 Millionen, im Oktober 25 260 Millionen, im Dezember vier Millionen Millionen oder vier Billionen, eine Vier mit zwölf Nullen. Damit stand Deutschland vor dem wirtschaftlichen Zusammenbruch.

Schließlich wurde die Inflation gestoppt. Eine neue Währung wurde eingeführt, der passive Widerstand gegen die belgisch-französischen Truppen beendet und die Reparationszahlungen wurden wieder aufgenommen. Die Inflation spaltete die Mittelschichten in unterschiedliche Interessengruppen, die von keiner Partei wieder zusammengeführt werden konnten. Die Stabilisierung nach der Inflation, die Gehaltskürzungen und Rationalisierungen bedeuteten massive Arbeitsplatzverluste unter den Industriearbeitern wie den Beamten. Nach 1924 gab es Millionen Arbeitslose. Die kleinen Gewerbetreibenden fühlten sich in dieser Situation von der Regierung im Stich gelassen und sahen sich nach Alternativen um. Für die Mittelschichten insgesamt bedeutete die Inflation eine moralische und kulturelle Desorientierung, die sich für viele nur noch vertiefte angesichts der, wie sie es sahen, Exzesse der modernen Kultur in den zwanziger Jahren, von der Jazzmusik und dem Kabarett in Berlin bis zur abstrakten Kunst, der atonalen Musik und der experimentellen Literatur wie der konkreten Poesie der Dadaisten. Dieses Gefühl einer Orientierungslosigkeit war auch in der Politik gegenwärtig, nachdem auf die Niederlage im Krieg der Zusammenbruch des Reiches, die Flucht des Kaisers ins Exil und die Gründung der Republik in der Revolution vom November 1918 gefolgt war. Diese später so genannte Weimarer Republik hatte eine moderne Verfassung mit einem allgemeinen Wahlrecht ohne Ausschluß der Frauen, doch diese Neuerungen waren es nicht, was zu ihrem späteren Untergang führte. Das eigentliche Problem der Verfassung war der vom Volk gewählte Reichspräsident, der weitreichende Notstandsbefugnisse nach Art. 48 WRV hatte und mit Notverordnungen regieren konnte. Von dieser Möglichkeit machte bereits der erste Reichspräsident der Republik, der Sozialdemokrat Friedrich Ebert, ausgiebig Gebrauch. Als er 1925 starb, war sein gewählter Nachfolger Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, ein strammer Monarchist, der sich der Verfassung nicht besonders verpflichtet fühlte. In seinen Händen sollte sich Artikel 48 für das Schicksal der Republik als verhängnisvoll erweisen.

Das Vermächtnis des Ersten Weltkriegs war ein Kult der Gewalt, nicht nur in den Händen der Veteranen wie den rechtsradikalen Stahlhelmern, sondern vor allem innerhalb der jüngeren Generation der Männer, die nicht im Krieg gewesen waren und jetzt versuchten, den heroischen Taten ihrer Väter nachzueifern, indem sie an der Heimatfront kämpften. Der Krieg hatte die Politik polarisiert, mit kommunistischen Revolutionären auf der Linken und verschiedenen radikalen Gruppen auf der Rechten. Die berüchtigtsten von ihnen waren die Freikorps, bewaffnete Trupps, die von der Regierung eingesetzt wurden, um im Winter 1918/19 kommunistische und linksextreme revolutionäre Aufstände in Berlin und München niederzuschlagen. Im Frühjahr 1920 versuchten die Freikorps in Berlin einen gewaltsamen Putsch, der einen bewaffneten Aufstand der Linken im Ruhrgebiet auslöste, während es 1923 zu weiteren Aufständen von rechts und von links kam. Selbst in den vergleichsweise stabilen Jahren von 1924 bis 1929 wurden mindestens 170 Mitglieder verschiedener politischer paramilitärischer Gruppen bei Straßenkämpfen getötet; in den ersten Jahren nach 1930 ging die Zahl der Getöteten und Verletzten dramatisch in die Höhe, wobei allein zwischen März 1930 und März 1931 bei Zusammenstößen auf der Straße und in Versammlungsräumen 300 Tote zu beklagen waren. An die Stelle politischer Toleranz war endgültig ein gewalttätiger Extremismus getreten. Die liberalen Parteien und die gemäßigte Linke erlitten dramatische Stimmenverluste in der Mitte der zwanziger Jahre, als das Gespenst einer kommunistischen Revolution verblaßte und die bürgerlichen Schichten zunehmend für rechte Parteien stimmten. Die Parteien, welche die Weimarer Republik aktiv unterstützten, hatten nach 1920 zu keiner Zeit eine parlamentarische Mehrheit hinter sich. Schließlich wurde die Legitimität der Republik noch weiter ausgehöhlt durch die Einäugigkeit der Justiz zugunsten von Attentätern und Regimegegnern aus den Reihen der Rechten, die für ihre Taten patriotische Motive geltend machten, und durch die neutrale Haltung der Reichswehr, die der Republik mit wachsendem Groll gegenüberstand, weil es dieser nicht gelang, die internationale Gemeinschaft dazu zu bewegen, die Bestimmungen des Versailler Vertrags im Hinblick auf die Höchststärke des deutschen Heeres und das Verbot bestimmter Waffengattungen aufzuheben. Die deutsche Demokratie, nach der militärischen Niederlage in aller Eile improvisiert, war keineswegs von Anfang an zum Scheitern verurteilt, doch die Ereignisse der zwanziger Jahre bedeuteten, daß ihre Chancen nie sehr groß waren, sich auf einem festen Fundament zu entwickeln.

II

1919 gab es eine breite Palette von extremistischen antisemitischen Gruppen auf der äußersten Rechten, vor allem in München, doch 1923 ragte eine aus allen anderen hervor: die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei unter der Führung von Adolf Hitler. Über die Macht und den Einfluß von Hitler und der Nationalsozialisten ist so viel geschrieben worden, daß es wichtig ist festzuhalten, daß seine Partei bis ganz zum Ende der zwanziger Jahre an den äußersten Rändern der Politik operierte. Mit anderen Worten, Hitler war kein politisches Genie, das ganz allein die Unterstützung der Massen für sich und seine Partei mobilisierte. 1889 in Österreich geboren, war er ein gescheiterter Künstler mit einem unbürgerlichen Lebensstil, der ein großes Talent besaß: Die Fähigkeit, ein großes Publikum mit seiner Rhetorik zu bewegen. Seine 1919 gegründete Partei war dynamischer, rücksichtsloser und gewalttätiger als andere Splittergruppen der extremen Rechten. 1923 fühlte er sich stark genug, um in München einen gewaltsamen Putsch zu versuchen als ein Vorspiel zu einem Marsch auf Berlin nach dem Vorbild von Mussolinis »Marsch auf Rom« im Jahr zuvor. Doch es gelang ihm nicht, die Reichswehr oder die Kräfte des politischen Konservatismus in Bayern auf seine Seite zu ziehen, und die Putschisten wurden von einem Kugelhagel der Polizei auseinandergejagt. Hitler kam vor Gericht und mußte eine Haftstrafe in der Festung Landsberg antreten, wo er seinem Faktotum Rudolf Heß sein autobiographisches politisches Traktat Mein Kampf diktierte: es handelte sich allerdings nicht um einen Entwurf für die Zukunft, sondern war ein Kompendium der Ideen Hitlers, vor allem seines Antisemitismus und der Idee eines »rassischen« Krieges für »Lebensraum« in Osteuropa für alle, die sich die Mühe machen würden, es zu lesen.

Als er aus der Haft entlassen wurde, hatte Hitler die Ideologie des Nationalsozialismus aus verschiedenen Versatzstücken des Antisemitismus, des Pangermanismus, der Eugenik und der sogenannten »Rassenhygiene«, des geopolitischen Expansionismus, einer Feindschaft gegenüber der Demokratie und eines kulturellen Antimodernismus zusammengebastelt, die allesamt seit einiger Zeit im Schwange, doch bislang noch nicht in einem auch nur halbwegs kohärenten System integriert waren. Er sammelte eine Gruppe von unmittelbaren Untergebenen um sich – den talentierten Propagandisten Joseph Goebbels, den entschlossenen Mann des Handelns Hermann Göring und andere –, die sein Bild als Führer aufbauten und sein Gefühl einer Sendung bekräftigten. Doch trotz alledem und trotz des gewalttätigen Aktivismus seiner Braunhemden auf der Straße blieb er bis zum Ende der zwanziger Jahre politisch ein Niemand. Im Mai 1928 errangen die Nationalsozialisten nur 2,6 Prozent der abgegebenen Stimmen, und eine »große Koalition« aus Parteien der Mitte und der Linken übernahm unter der Führung der Sozialdemokraten die Regierung in Berlin. Im Oktober 1929 jedoch zog der große Börsenkrach an der Wall Street die deutsche Wirtschaft mit in den Strudel. Amerikas Banken zogen die Kredite wieder ab, mit denen die deutsche Wirtschaft seit 1924 finanziert worden war. Die deutschen Banken mußten daraufhin ihre Kredite an deutsche Unternehmen zurückfordern, und diesen blieb nichts anderes übrig, als ihre Arbeiter und Angestellten zu entlassen oder ihren Bankrott zu erklären, was viele von ihnen auch taten. Innerhalb von kaum mehr als zwei Jahren war über ein Drittel der deutschen Arbeiter arbeitslos, und Millionen weitere waren auf Kurzarbeit oder mußten Lohnkürzungen hinnehmen. Das System der Arbeitslosenversicherung brach vollkommen zusammen, so daß eine wachsende Zahl von Arbeitslosen keinerlei Unterstützung mehr hatte. Auch die Landwirtschaft, die wegen der sinkenden Nachfrage auf den Weltmärkten schon längst unter Druck geraten war, brach zusammen.

Die politischen Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise auf Deutschland waren verheerend. Die große Koalition brach auseinander; die Gegensätze zwischen den Parteien im Hinblick auf die zu treffenden Gegenmaßnahmen waren so groß, daß sich für keine entschlossene Aktion eine parlamentarische Mehrheit fand. Reichspräsident Hindenburg ernannte ein Kabinett von Fachleuten unter dem katholischen Politiker Heinrich Brüning, einem konservativen Monarchisten. Sein Rezept bestand aus einer Reihe von deflationären Kürzungen, was die Lage nur noch schlimmer machte. Dabei nahm das Kabinett Zuflucht zum Artikel 48 der Verfassung, so daß die politische Macht unter fast völliger Umgehung des Reichstags zum einen nach oben, zum Reichspräsidenten und dessen Beratern verlagert wurde, und zum anderen nach unten auf die Straße, wo die Gewalt immer drastischer um sich griff, angeheizt von Hitlers SA, deren Mitglieder inzwischen nach Hunderttausenden zählten. Für die Tausende junger Männer, die den Braunhemden zuströmten, wurde die Gewalt sehr bald eine Lebensform und fast eine Droge, während sie ihre Wut an den Kommunisten und Sozialdemokraten ausließen, so wie ihre Väter sie 1914–1918 am Feind ausgelassen hatten.

Viele SA-Männer waren zu Beginn der dreißiger Jahre ohne Arbeit. Dennoch war es nicht die Arbeitslosigkeit, die die Menschen bewog, sich den Nationalsozialisten anzuschließen. Die große Mehrheit der Arbeitslosen trieb es zu den Kommunisten, deren Stimmenanteil bei den Wahlen ständig anstieg, bis die KPD im November 1932 17 Prozent der Wählerstimmen und 100 Abgeordnetensitze im Reichstag errang. Ihre gewalttätige revolutionäre Rhetorik, mit der sie die Vernichtung des Kapitalismus und die Schaffung eines Rätedeutschlands androhten, erschreckte die bürgerlichen Schichten Deutschlands, die nur zu gut wußten, wie es dem russischen Bürgertum nach 1918 ergangen war. Entsetzt über die Unfähigkeit ihrer Regierung, die Krise zu bewältigen, und durch den Aufstieg der Kommunisten verängstigt, kehrten sie zunehmend den zerstrittenen kleinen Fraktionen der Rechten den Rücken und liefen zu den Nationalsozialisten über. Andere Gruppen folgten, darunter viele protestantische Kleinbauern und Arbeiter in Regionen, in denen die Kultur und die Traditionen der Sozialdemokraten bislang kaum Fuß gefaßt hatten. Während alle Parteien der bürgerlichen Mitte massive Verluste erlitten, konnten die SPD und das Zentrum ihre Verluste begrenzen. Doch 1932 waren sie die einzigen, die von der gemäßigten Mitte übriggeblieben waren, hilflos eingekeilt zwischen 100 kommunistischen und 196 nationalsozialistischen Abgeordneten in Braunhemden im Reichstag. Die Polarisierung der Politik hätte nicht dramatischer sein können.

Wie die Wahlen im September 1930 und im Juli 1932 zeigten, war die NSDAP somit ein Sammelbecken des sozialen Protests mit besonders starkem Wähleranhang in den bürgerlichen Schichten und einer relativ schwachen, wenn auch keineswegs unbedeutenden Anhängerschaft in der Arbeiterklasse. Sie waren nicht länger nur die Partei der protestantischen unteren Mittelschichten und der Bauern. Die verhaßte, unselige Weimarer Republik müsse weg, so verkündeten die Nationalsozialisten, und die Menschen müßten sich einmal mehr zu einer nationalen Gemeinschaft zusammenschließen, die keine Parteien oder Klassen kannte, so wie sie es schon 1914 getan hatten; Deutschland müsse sich wieder auf der internationalen Bühne behaupten und wieder zu einer führenden Macht werden: Mehr oder weniger darauf lief das Programm der Nationalsozialisten hinaus. Sie modifizierten ihr spezifisches Programm je nach dem Publikum, mit dem sie es zu tun hatten, spielten beispielsweise ihren Antisemitismus herunter, wo dieser keine Resonanz fand, nämlich in den meisten Teilen ihrer potentiellen Wählerschaft nach 1928. Neben den Nationalsozialisten und den Kommunisten, die die Sache auf der Straße ausfochten, und den Intriganten in der Umgebung von Reichspräsident Hindenburg, die um das Ohr des alten Mannes wetteiferten, betrat jetzt ein weiterer bedeutender Mitspieler die politische Bühne: die Reichswehr. Zunehmend beunruhigt über den Aufstieg des Kommunismus und das wachsende Chaos auf den Straßen, sah auch die Reichswehr in der politischen Lage eine Chance, sich der Weimarer Demokratie zu entledigen und eine autoritäre Militärdiktatur zu errichten, die den Vertrag von Versailles verwerfen und das Land für eine Rückeroberung der verlorenen Gebiete Deutschlands und eventuell auch eine Ausdehnung darüber hinaus wiederbewaffnen würde.

Die Macht der Reichswehr beruhte auf dem Umstand, daß sie die einzige Kraft war, welche, so schien es zumindest, die Ordnung in dem zerrütteten Land wirksam wiederherstellen konnte. Als Hindenburg im Frühjahr 1932 erneut zum Reichspräsidenten gewählt wurde, und zwar dank der Unterstützung der Sozialdemokraten, die in ihm das geringere Übel sahen als in seinem Gegenkandidaten Adolf Hitler, waren die Tage von Reichskanzler Brüning gezählt. Ihm war fast alles fehlgeschlagen, was er unternommen hatte, von dem Versuch, die wirtschaftliche Krise in den Griff zu bekommen, bis zur Wiederherstellung der Ordnung in deutschen Städten, und jetzt hatte er Hindenburg brüskiert, weil es ihm nicht gelungen war, dessen Wiederwahl ohne Opposition zu sichern, und weil das Kabinett vorgeschlagen hatte, das Reich solle nicht entschuldungsfähige Güter des ostpreußischen Adels etwa durch Zwangsversteigerung erwerben und an mittellose Bauern verteilen. Hindenburg war selbst Gutsbesitzer. Die Reichswehr wollte Brüning stürzen, weil er mit seiner deflationären Politik eine Wiederbewaffnung verhinderte. Wie viele konservative Gruppen hoffte sie, die Nationalsozialisten, nunmehr die größte Partei, als Legitimation und Unterstützung für die Zerstörung der Weimarer Demokratie einspannen zu können. Im Mai 1932 wurde Brüning zum Rücktritt gezwungen und durch den katholischen Landadligen Franz von Papen ersetzt, einen persönlichen Freund Hindenburgs.

Mit der Ernennung Franz von Papens zum Reichskanzler ertönte die Totenglocke der Weimarer Demokratie. Er benutzte die Reichswehr, um die sozialdemokratisch geführte Regierung in Preußen abzusetzen, und traf Vorbereitungen zu einer »Reform« der Weimarer Verfassung mit der Absicht, das Stimmrecht einzuschränken und die gesetzgeberischen Befugnisse des Reichstags drastisch zu beschneiden. Er ließ Zeitungen mit kritischen Artikeln verbieten und setzte bestimmte bürgerliche Freiheiten außer Kraft. Doch die Wahlen, die er im Juli 1932 ansetzte, ergaben nur einen weiteren Anstieg der Stimmen für die NSDAP, auf die jetzt 37,4 Prozent der abgegebenen Stimmen entfielen. Papens Versuch, Hitler und die Nationalsozialisten für die Unterstützung seiner Regierung zu gewinnen, schlugen fehl, als Hitler darauf bestand, er und nicht Papen müsse an der Spitze der Regierung stehen. Da ihm fast jede Unterstützung im Land fehlte, mußte Papen zurücktreten, als die Reichswehr die Geduld mit ihm verlor und ihren eigenen Mann in das Amt des Reichskanzlers bugsierte. Dem neuen Reichskanzler, General Kurt von Schleicher, gelang es ebensowenig, die Ordnung wiederherzustellen oder die Nationalsozialisten an der Regierung zu beteiligen, um seiner Politik der Errichtung eines autoritären Staates den Anschein einer Unterstützung durch das Volk zu geben. Nachdem die NSDAP bei den Reichstagswahlen im November 1932 zwei Millionen Stimmen verloren hatte, führten ihr augenscheinlicher Niedergang und ihr Mangel an finanziellen Mitteln zu einer ernsten Spaltung in ihren Reihen. Der Organisator der Partei und praktisch der zweite Mann hinter Hitler, Gregor Strasser, erklärte seinen Rücktritt aus seinen Parteiämtern, da Hitler nicht mit Papen und Hindenburg verhandeln wollte. Der Zeitpunkt schien günstig, um die Schwäche der Nationalsozialisten auszunützen. Am 30. Januar 1933 ernannte Hindenburg mit Zustimmung der Reichswehr Hitler zum Kanzler einer neuen Regierung, in deren Kabinett alle Posten bis auf zwei von Konservativen mit Franz von Papen als Vizekanzler besetzt waren.

III

In Wirklichkeit bezeichnete der 30. Januar 1933 den Anfang der Machtergreifung durch die Nationalsozialisten und nicht eine konservative Konterrevolution. Hitler hatte die Fehler vermieden, die er zehn Jahre zuvor gemacht hatte: Er war in das Amt gelangt, ohne formal die Verfassung zu brechen, und zudem mit der Unterstützung des konservativen Establishments und der Reichswehr. Die Frage war jetzt, wie er seine Stellung in einem weiteren Koalitionskabinett der Weimarer Republik in eine Diktatur in einem Einparteienstaat überführen konnte. Zunächst fiel ihm nichts anderes ein als die Gewalt auf den Straßen zu verstärken. Er überredete Papen, Göring zum Innenminister Preußens zu ernennen, und in dieser Eigenschaft verpflichtete dieser sogleich die SA als Hilfspolizisten. Diese wiederum entledigte sich aller Hemmungen, verwüstete die Büros der Gewerkschaften, verprügelte Kommunisten und sprengte Versammlungen der Sozialdemokraten. In der Nacht vom 27. zum 28. Februar kam der Zufall den Nationalsozialisten zu Hilfe: Ein einzelner holländischer Anarchosyndikalist, Marinus van der Lubbe, zündete das Reichstagsgebäude an aus Protest gegen die Ungerechtigkeiten der Arbeitslosigkeit. Hitler und Göring bewogen ein bereitwilliges Kabinett, faktisch die Kommunistische Partei zu unterdrücken. 4000 Kommunisten, darunter fast die gesamte Parteiführung, wurden unverzüglich verhaftet, mißhandelt, gefoltert und in neu geschaffene Konzentrationslager gebracht. In den folgenden Wochen hielt die Welle der Gewalttaten und der Brutalität ungebrochen an. Ende März meldete die preußische Polizei, es befänden sich 20000 Kommunisten in Haft. Bis zum Sommer waren über 100 000 Kommunisten, Sozialdemokraten, Gewerkschaftsfunktionäre und andere inhaftiert worden, und selbst nach amtlichen Schätzungen waren bis dahin rund 600 Personen in der »Schutzhaft« umgekommen. Das alles wurde durch eine Notverordnung gedeckt, die Hindenburg in der Nacht nach dem Reichstagsbrand unterschrieben hatte und mit der bestimmte Bürgerrechte außer Kraft gesetzt wurden und dem Kabinett erlaubt wurde, alle notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten. Die Brandstiftung des Einzeltäters van der Lubbe wurde von Joseph Goebbels, der bald zum Reichspropagandaminister aufsteigen sollte, als das Werk einer kommunistischen Verschwörung dargestellt, als das Signal zu einem bewaffneten Aufstand. Das überzeugte viele bürgerliche Wähler von der Berechtigung der Notverordnung.

Doch die Regierung sprach gegen die Kommunisten kein formelles, rechtsgültiges Verbot aus, da sie befürchtete, die KPD-Wähler würden dann bei den Wahlen, die Hitler für den 5. März angesetzt hatte, alle zu den Sozialdemokraten überlaufen. Trotz einer massiven Wahlpropaganda, die durch Spenden der deutschen Industrie bezahlt wurde, und einer massiven Einschüchterung der Wähler – so wurden Versammlungen der übrigen Parteien verboten oder gewaltsam aufgelöst – erreichte die NSDAP mit einem Stimmenanteil von 44 Prozent keine absolute Mehrheit. Die Regierung konnte sie nur durch eine Koalition mit der DNVP bilden. Die KPD errang trotz der Repressionsmaßnahmen noch 12 und die SPD 18 Prozent der Stimmen, während sich das Zentrum mit 11 Prozent behauptete. Damit waren Hitler und seine Kabinettskollegen noch immer ein ganzes Stück von einer Zweidrittelmehrheit entfernt, die sie für eine Verfassungsänderung benötigten. Mit der feierlichen Eröffnung des neugewählten Reichstags am »Tag von Potsdam« versuchten die Nationalsozialisten eine symbolische Versöhnung mit den konservativen politischen Kräften, die eine Rückkehr des Bismarckschen Kaiserreichs ersehnten. Am 23. März 1933 drohte Hitler im Reichstag mit einem Bürgerkrieg, wenn sein Antrag nicht durchgehen sollte. Außerdem gelang es den Nationalsozialisten, die Zentrumsabgeordneten mit dem Versprechen auf ihre Seite zu ziehen, mit dem Papst ein Konkordat zu schließen, mit dem die Rechte der deutschen Katholiken garantiert würden. Das sogenannte Ermächtigungsgesetz, das an diesem Tag von einer Zweidrittelmehrheit im Reichstag verabschiedet wurde, gab dem Kabinett das Recht, mit Verordnungen zu regieren, ohne den Reichstag oder den Reichspräsidenten einzuschalten. Zusammen mit der »Reichstagsbrandverordnung« lieferte dies den legalen Vorwand für die Errichtung einer Diktatur. Nur die 94 anwesenden Abgeordneten der SPD stimmten gegen das Gesetz.

Die Sozialdemokraten und die Kommunisten hatten bei den Reichstagswahlen im November 1932 zusammen 221 Mandate errungen, die NSDAP dagegen 196 und die DNVP 51. Trotzdem waren sie in keiner Weise in der Lage, der Machtergreifung durch die Nationalsozialisten einen koordinierten Widerstand entgegenzusetzen. Diese beiden Linksparteien waren unter sich tief zerstritten. Die Kommunisten bezeichneten die Sozialdemokraten auf Anweisung Moskaus als »Sozialfaschisten« und behaupteten, sie seien schlimmer als die Nationalsozialisten. Die Sozialdemokraten ihrerseits sträubten sich dagegen, mit einer Partei zusammenzugehen, deren Unaufrichtigkeit und Skrupellosigkeit sie mit Recht fürchteten. Ihre paramilitärischen Organisationen kämpften entschlossen gegen die SA auf der Straße, doch gegen die Reichswehr, von der Hitler während des ganzen Jahres 1933 unterstützt wurde, hätten sie nichts ausrichten können, und der SA, deren Mitgliederzahl sich im Februar 1933 auf eine Dreiviertel Million belief, waren sie zahlenmäßig weit unterlegen. Die SPD wollte in dieser Lage ein Blutbad vermeiden und hielt an ihrem traditionellen Legalismus fest. Die Kommunisten glaubten, die Hitlerregierung sei der letzte Atemzug eines zum Tod verurteilten kapitalistischen Systems, das in Bälde zusammenbrechen und damit den Weg zu einer Revolution freimachen werde, so daß sie keine Notwendigkeit sahen, sich auf einen Aufstand vorzubereiten. Schließlich kam auch ein Generalstreik nicht in Frage, da über ein Drittel der Arbeiter arbeitslos waren; streikende Arbeiter würden mühelos durch arbeitslose Arbeiter ersetzt werden können, die alles tun würden, um sich und ihre Familien aus ihrem Elend zu befreien.

Goebbels erhielt die Zustimmung der Gewerkschaftsführer, die Einführung eines neuen öffentlichen Feiertags am 1. Mai 1933, eine langjährige Forderung der Gewerkschaften, zu unterstützen. Er machte daraus einen »Tag der nationalen Arbeit«, an dem die Arbeiter zu Hunderttausenden in ganz Deutschland unter Hakenkreuzfahnen zusammenkamen, um den Reden Hitlers und der übrigen Parteiführer, die über Lautsprecher auf öffentlichen Plätzen übertragen wurden, zuzuhören. Am nächsten Tag überfielen SA-Kommandos überall in Deutschland die Räumlichkeiten der SPD und der Gewerkschaften, plünderten sie, ließen das vorgefundene Bargeld mitgehen und schlossen die Büros. Innerhalb weniger Wochen hatten Massenverhaftungen von Gewerkschafts- und SPD-Funktionären, von denen viele in improvisierten Konzentrationslagern mißhandelt und gefoltert wurden, der Arbeiterbewegung das Rückgrat gebrochen. Danach waren die anderen Parteien an der Reihe. Die liberalen und die Splitterparteien wurden gezwungen, sich aufzulösen. Es begann eine Flüsterkampagne gegen Hitlers Koalitionspartner, die DNVP, verbunden mit der Schikanierung und Verhaftung ihrer Funktionäre und Abgeordneten. Hitlers wichtigster Verbündeter, der Vorsitzende der DNVP, Alfred Hugenberg, wurde gezwungen, aus dem Kabinett auszuscheiden, während der Fraktionsvorsitzende der Partei im Reichstag unter dubiosen Umständen tot in seinem Büro aufgefunden wurde. Proteste Hugenbergs wurden von Hitler mit einem hysterischen Ausbruch beantwortet, in dem er mit einem Blutbad drohte, falls die DNVP noch weiter Widerstand leistete. Bis Ende Juni war auch die DNVP aufgelöst. Die letzte große noch unabhängige Partei, das Zentrum, erlitt ein ähnliches Schicksal. Drohungen der Nationalsozialisten, katholische Beamte zu entlassen und katholische Laienorganisationen zu schließen, in Verbindung mit Papens panischer Angst vor dem Kommunismus führten zu einer Vereinbarung in Rom. Die Partei erklärte sich bereit, sich aufzulösen, wenn ein Konkordat geschlossen würde, das bereits am Tag des Ermächtigungsgesetzes zugesagt worden war. Das schien die Unantastbarkeit der katholischen Kirche in Deutschland samt ihren Vermögenswerten und Organisationen zu garantieren. Doch die Zeit sollte zeigen, daß die Vereinbarung nicht das Papier wert war, auf das sie geschrieben wurde. In der Zwischenzeit jedoch gehörte das Zentrum wie die übrigen Parteien der Vergangenheit an. Mitte Juli 1933 war Deutschland ein Einparteienstaat, eine Situation, die durch ein Gesetz besiegelt wurde, das alle Parteien außer der NSDAP verbot.

Es waren jedoch nicht nur die Parteien und Gewerkschaften, die verboten wurden. Der Angriff der Nationalsozialisten auf die Institutionen betraf die Gesellschaft insgesamt. Jede Länderregierung, jedes Länderparlament im föderalen politischen System Deutschlands, jeder Land-, Kreis- und Stadtrat wurde rücksichtslos »gesäubert«; die Reichstagsbrandverordnung und das Ermächtigungsgesetz wurden dazu benutzt, angebliche Staatsfeinde, sprich Gegner des Nationalsozialismus zu entlassen. Jeder Verband auf nationaler Ebene, jeder lokale Verein wurde der Kontrolle durch die Partei unterstellt, von den industriellen und agrarischen Interessengruppen bis hin zu Sportvereinen, Fußballklubs, Männerchören und Frauenorganisationen – kurzum, das gesamte Vereinsleben wurde »gleichgeschaltet«. Rivalisierende, politisch ausgerichtete Vereine oder Klubs gingen in einer einzigen NS-Masse auf. Bisherige Vorsitzende von Vereinen wurden entweder formlos entlassen oder sie unterwarfen sich freiwillig. Viele Organisationen schlossen politisch linksstehende oder liberale Mitglieder aus und legten ein Bekenntnis zum neuen Staat und dessen Institutionen ab. Dieser ganze Prozeß der »Gleichschaltung« überall in Deutschland dauerte vom März bis zum Juli 1933. Am Ende waren als einzige nicht gleichgeschaltete Organisationen die Reichswehr und die christlichen Kirchen übriggeblieben. Während dieser Zeit erließ die Regierung ein Gesetz, das es erlaubte, den Beamtenapparat zu »säubern«. Dies betraf auch Lehrer, Professoren und Dozenten, Richter und andere akademische Berufe. Sozialdemokraten, Liberale und nicht wenige Katholiken und Konservative wurden in den einstweiligen Ruhestand versetzt. Um ihre Arbeitsplätze zu sichern, traten zwischen dem 30. Januar und dem 1. Mai 1933 1,6 Millionen Menschen in die NSDAP ein; danach verfügte die Parteiführung eine Aufnahmesperre. Die Zahl der SA-Männer war bis zum Sommer 1933 auf über 2 Millionen angewachsen.

Der Anteil der Beamten, die tatsächlich aus politischen Gründen aus dem Dienst entfernt wurden, war allerdings sehr gering. Dagegen wurden zahllose Beamte in den Ruhestand versetzt, weil sie »nichtarischer« Abstammung waren. Ein am 7. April 1933 verabschiedetes Gesetz ermöglichte die Versetzung jüdischer Beamter in den Ruhestand, auch wenn Hindenburg eine Ausnahmeklausel durchgesetzt hatte für alle vor dem 1. August 1914 Verbeamtete, Frontkämpfer des Ersten Weltkriegs und die Söhne oder Väter von Kriegsgefallenen. Die Juden, so Hitlers Behauptung, seien ein zersetzendes, parasitäres Element, dessen man sich entledigen müsse. Tatsächlich gehörten die meisten Juden in Deutschland der bürgerlichen Schicht an und waren in ihrer politischen Überzeugung – soweit sie eine hatten – liberal bis konservativ. Dennoch war Hitler überzeugt, daß sie Deutschland während des Ersten Weltkriegs bewußt geschadet und die Revolution ausgelöst hätten, aus der die Weimarer Republik hervorgegangen war. Zweifellos waren einige führende Funktionäre der KPD und der SPD Juden, jedoch längst nicht alle. Aber die Nationalsozialisten hielten sich nicht lange mit Differenzierungen auf. Einen Tag nach den Märzwahlen randalierten SA-Männer auf dem Berliner Kurfürstendamm, machten Jagd auf Juden und mißhandelten sie schwer. Sie verwüsteten Synagogen, und überall in Deutschland drangen Horden von Braunhemden in die Gerichte ein, zerrten jüdische Richter und Anwälte ins Freie, verprügelten sie mit Gummiknüppeln und drohten, sie sollten die Gerichte nie wieder betreten. Stellte sich heraus, daß einer der verhafteten Kommunisten oder Sozialdemokraten jüdisch war, wurde dieser besonders brutal behandelt. Bis Ende Juni waren über 40 Juden von SA-Männern ermordet worden.

Über solche Zwischenfälle wurde in der Auslandspresse ausführlich berichtet. Das nahmen Hitler, Goebbels und die anderen Parteiführer zum Vorwand, einen seit langem erwogenen Plan in die Tat umzusetzen, einen landesweiten Boykott jüdischer Geschäfte, Arztpraxen und Anwaltskanzleien durchzuführen. Am 1. April 1933 standen SA-Männer drohend vor den Schaufenstern von Läden und Warenhäusern jüdischer Inhaber und trugen Schilder mit der Aufschrift: »Deutsche, kauft nicht bei Juden!« Die meisten nichtjüdischen Deutschen befolgten die Aufforderung, allerdings ohne besondere Begeisterung. Die größten jüdischen Firmen blieben von dem Boykott ausgenommen, da sie für die Wirtschaft zu wichtig waren. Als sich zeigte, daß der Boykott bei der Bevölkerung keine enthusiastischen Reaktionen auslöste, blies Goebbels ihn nach wenigen Tagen wieder ab. Doch die Mißhandlungen von Juden auf der Straße, die Schändung von Synagogen und der Boykott zeigten bei der jüdischen Gemeinde in Deutschland Wirkung: Bis zum Jahresende waren 37000 ihrer Mitglieder ausgewandert. Die Vertreibung der Juden, die von den Nationalsozialisten nicht wegen ihrer Religionszugehörigkeit, sondern aufgrund »rassischer« Kriterien verfolgt wurden, machte sich auf besondere Weise in den Naturwissenschaften, im kulturellen Leben und in den Künsten bemerkbar. Jüdische Dirigenten und Musiker wie Bruno Walter und Otto Klemperer wurden kurzerhand entlassen oder am Auftreten gehindert. Film und Funk wurden innerhalb kurzer Zeit von Juden und Regimegegnern »gesäubert«. Tageszeitungen, die nicht auf der Parteilinie lagen, wurden verboten oder unter die Kontrolle der Partei gebracht, während der Reichsverband der deutschen Presse und der Reichsverband der deutschen Zeitungsverleger sich der Parteiführung unterstellten. Linke und liberale Schriftsteller wie Bertolt Brecht, Thomas Mann und zahllose andere durften nicht mehr publizieren; viele verließen das Land. Hitlers ganz besondere Feindseligkeit galt modernen Malern wie Paul Klee, Max Beckmann, Ernst Ludwig Kirchner und Wassily Kandinsky. Vor 1914 hatten Hitlers peinlich genaue gegenständliche Zeichnungen von Gebäuden ihm nicht die ersehnte Aufnahme an der Wiener Akademie verschafft. Man hatte befunden, daß sein Talent nicht ausreiche. In der Weimarer Republik waren abstrakte und expressionistische Künstler zu Wohlstand und Ruhm gelangt mit Bildern, die in den Augen Hitlers nur häßliche und bedeutungslose Klecksereien waren. Während er in seinen Reden gegen die moderne Kunst vom Leder zog, wurden die Direktoren von Galerien und Kunstmuseen entlassen und durch Männer ersetzt, die begeistert alle modernistischen Arbeiten aus Ausstellungen entfernten. Die vielen modernistischen Künstler und Komponisten, die wie Klee oder Schönberg eine Stellung in staatlichen Bildungsanstalten bekleideten, mußten allesamt den Hut nehmen.

Insgesamt emigrierten mindestens 2000 Kunstschaffende in den Jahren nach 1932 aus Deutschland. Unter ihnen befanden sich praktisch alle, die einen internationalen Ruf genossen. Der Antiintellektualismus der Nationalsozialisten manifestierte sich auch an den Universitäten. Auch hier wurden jüdische Professoren aller Fakultäten entlassen. Viele von ihnen wie Albert Einstein, Gustav Hertz, Erwin Schrödinger, Max Born sowie zwanzig gegenwärtige oder zukünftige Nobelpreisträger verließen das Land. Bis 1934 hatte man rund 1600 von 5000 Universitätslehrern davongejagt, ein Drittel, weil sie Juden, die übrigen, weil sie politische Gegner der Nationalsozialisten waren. 16 Prozent der Physikprofessoren und -assistenten wanderten aus. An den Universitäten waren es vor allem die Studenten, unterstützt von einer kleinen Zahl nationalsozialistischer Professoren wie dem Philosophen Martin Heidegger, die die »Säuberungen« fortsetzten. Sie zwangen jüdische und linke Professoren durch gewalttätige Demonstrationen aus den Universitäten, und am 10. Mai 1933 organisierte die Deutsche Studentenschaft Demonstrationen in 19 Universitätsstädten, bei denen zahllose Bücher jüdischer und linksstehender Schriftsteller auf brennende Scheiterhaufen geworfen wurden. Was die Nationalsozialisten erreichen wollten, war eine Kulturrevolution, bei der angeblich fremde kulturelle Einflüsse – insbesondere die von Juden und allgemein die der modernistischen Kultur – eliminiert und der deutsche Geist wiedergeboren werden sollte. Die Deutschen sollten sich nicht einfach nur in das Dritte Reich fügen, sie sollten es aus ganzem Herzen unterstützen, und die Errichtung des Reichspropagandaministeriums unter Joseph Goebbels, das sehr bald die ganze Sphäre der Kultur und der Künste kontrollierte, war das hauptsächliche Instrument zur Verwirklichung dieses Ziels. Dessenungeachtet war der Nationalsozialismus in vieler Hinsicht ein durchaus modernes Phänomen, daran interessiert, die neueste Technik einzusetzen, die neuesten Waffen und die wissenschaftlichsten Mittel zur Umgestaltung der deutschen Gesellschaft nach seinem Willen. »Rasse« war für die Nationalsozialisten eine wissenschaftliche Kategorie, und indem sie diese zur Grundlage ihrer gesamten Politik machten, stützten sie sich auf das, was sie als die Anwendung einer wissenschaftlichen Methode auf die Gesellschaft ansahen. Nichts, weder religiöse Überzeugungen noch moralische Skrupel noch eine altehrwürdige Tradition sollte ihre Revolution aufhalten. Doch im Sommer 1933 sah Hitler sich gezwungen, seinen Anhängern zu sagen, daß es Zeit sei für die Revolution, zu einem Ende zu kommen. Deutschland brauche eine Periode der Stabilität. Dieses Buch beginnt mit diesem Augenblick, dem Augenblick, als die Vernichtung der Überreste der Weimarer Republik vollendet worden und das Dritte Reich endgültig an die Macht gelangte.



1. KAPITEL

Der Polizeistaat



»Die Nacht der langen Messer«

I

Am 6. Juli 1933 lud Hitler die Reichsstatthalter der Länder zu einer Konferenz ein, um eine Bestandsaufnahme der allgemeinen Lage zu machen und Fragen der zukünftigen Politik zu erörtern. Die nationalsozialistische Revolution habe Erfolg gehabt, sagte er, sie hätten die Macht, und sie hätten sie allein. Der Zeitpunkt sei gekommen, das Regime zu stabilisieren. Es müsse jetzt Schluß sein mit dem Gerede, wie man es unter den ranghohen Mitgliedern der SA hören könne, daß nämlich auf die »Machteroberung« nunmehr eine »zweite Revolution« folgen müsse:

»Die Revolution ist kein permanenter Zustand, sie darf sich nicht zu einem Dauerzustand ausbilden; man muß den frei gewordenen Strom der Revolution in das sichere Bett der Evolution hinüberleiten … Das Schlagwort von der zweiten Revolution war so lange berechtigt, als in Deutschland noch Positionen vorhanden waren, die als Kristallisationspunkt für eine Gegenrevolution gelten könnten. Dies ist nicht der Fall. Wir lassen keinen Zweifel darüber, daß wir einen solchen Versuch, wenn nötig, in Blut ertränken würden. Eine zweite Revolution könnte sich also nur gegen die erste richten.«1


Dieser Erklärung folgten in den Wochen danach noch zahlreiche ähnliche, wenngleich weniger offen drohende Äußerungen anderer nationalsozialistischer Führer. Das Reichsjustiz- und das Reichsinnenministerium drängten zunehmend darauf, daß keine willkürliche Gewalt mehr geduldet werden dürfe, und das Reichswirtschaftsministerium war besorgt, daß eine weitere Unruhe bei der internationalen Finanzgemeinde den Eindruck einer anhaltenden Instabilität in Deutschland erwecken, daß sie vor Investitionen zurückschrecken und dies die wirtschaftliche Erholung gefährden könnte. Das Reichsinnenministerium beklagte sich über die Verhaftung von Beamten, das Reichsjustizministerium über die Verhaftung von Rechtsanwälten. Die Gewalttaten der SA gingen überall in Deutschland weiter, wobei die »Köpenicker Blutwoche« im Juni 1933 traurige Berühmtheit erlangte. Ein Rollkommando der SA in Berlin-Köpenick war auf den Widerstand eines jungen Sozialdemokraten gestoßen. Nachdem der Sozialdemokrat drei SA-Männer erschossen hatte, rotteten sich SA-Männer in großer Zahl zusammen, verhafteten über 500 Männer des Viertels und folterten sie so brutal, daß 91 von ihnen starben.2 Gewalttaten dieser Art wollte man nun unterbinden: Es war nicht mehr nötig, die Gegner des Regimes durch Mißhandlungen gefügig zu machen. Außerdem war Hitler mittlerweile beunruhigt über die zunehmende Machtposition, die dem Führer der SA, Ernst Röhm, aufgrund der wachsenden Mitgliederzahl zufiel. Dieser hatte am 30. Mai 1933 in einer Verfügung im Hinblick auf die SA erklärt, »die Aufgabe, die nationalsozialistische Revolution zu vollenden …, liegt … noch vor ihr«. »Entscheidend ist nicht«, setzte er hinzu, »daß täglich ein ›gleichgeschalteter‹ Bienenzucht- oder Kegelverein Treueerklärungen beschließt oder daß Straßen der Städte zeitgenössische Namen erhalten.« Mochten andere den Sieg des Nationalsozialismus feiern, doch die politischen Soldaten, die ihn erkämpft hatten, müßten jetzt die Sache in die Hand nehmen und voranbringen.3


Am 2. August 1933 hob Hermann Göring, über solche Erklärungen beunruhigt, in seiner Eigenschaft als preußischer Ministerpräsident eine Anordnung vom Februar auf, mit der die Braunhemden als Hilfspolizisten der preußischen Polizei eingestellt worden waren. Die Innenministerien anderer Länder folgten seinem Beispiel. Die reguläre Polizei hatte jetzt einen größeren Spielraum im Umgang mit den SA-Exzessen. Das preußische Justizministerium richtete eine »Zentralstaatsanwaltschaft« ein, die alle strafwürdigen Ausschreitungen von SA- und SS-Männern in den Konzentrationslagern untersuchen und unter Umständen gerichtlich verfolgen sollte, ordnete jedoch zugleich am 25. Juli die Einstellung von laufenden Verfahren gegen SA- und SS-Männer wegen Gewaltverbrechen und die Amnestierung der wenigen bislang Verurteilten an. Strenge Bestimmungen wurden im Hinblick darauf erlassen, wer berechtigt war, Personen in »Schutzhaft« zu nehmen, und welches Verfahren dabei eingehalten werden mußte. Ein Hinweis darauf, was bis dahin gängige Praxis war, wurde durch die Verbote geliefert, die in den im April 1934 gemeinsam erlassenen Vorschriften enthalten waren: Niemand durfte aus persönlichen Gründen wie etwa Verleumdung in »Schutzhaft« genommen werden, weil er Angestellte entlassen hatte, als Rechtsvertreter von Personen aufgetreten war, die anschließend inhaftiert wurden, oder weil er eine unerwünschte Klage bei Gericht eingereicht hatte. Ihres ursprünglichen Daseinszwecks als der Arm der nationalsozialistischen Bewegung beraubt, der Straßenkämpfe ausfocht und politische Versammlungen sprengte, und ihrer Position als Aufseher über zahlreiche improvisierte Schutzhaftlager und Folterkeller enthoben, sah sich die SA unvermittelt ohne eine echte Aufgabe.4


Da es jetzt keine freien Wahlen mehr gab, hatte die SA keine Gelegenheit mehr, auf den Straßen zu marschieren und in die Versammlungen anderer Parteien einzudringen. Enttäuschung machte sich bemerkbar. Die SA hatte im Frühjahr einen enormen Zulauf von Sympathisanten und Trittbrettfahrern verzeichnet. Im März 1933 hatte Röhm verkündet, jeder »patriotisch gesinnte« Deutsche könne eintreten. Nachdem im Mai keine neuen Mitglieder mehr in die NSDAP aufgenommen wurden, da die Parteiführung befürchtete, unter den Bewerbern befänden sich zu viele Opportunisten und ihre Bewegung werde von Menschen überschwemmt, die sich der Sache nicht wirklich verschrieben hatten, sahen viele im Eintritt in die SA eine Alternative und schwächten damit die Verbindungen zwischen der Partei und ihrem paramilitärischen Flügel. Die zwangsweise Eingliederung der Veteranenorganisation »Stahlhelm« in die SA in der zweiten Jahreshälfte 1933 bedeutete eine weitere zahlenmäßige Stärkung der Braunhemden. Anfang 1934 gab es sechsmal so viele SA-Männer wie zu Beginn des Vorjahres. Die Gesamtstärke der Sturmabteilung betrug inzwischen knapp drei Millionen Mann; rechnete man noch den Stahlhelm und andere in der SA aufgegangene Wehrverbände hinzu, waren es viereinhalb Millionen. Das mußte die Größe der Reichswehr lächerlich klein erscheinen lassen, deren Höchststärke durch den Versailler Vertrag auf 100 000 Mann begrenzt war. Andererseits war die Reichswehr trotz der Einschränkungen durch Versailles weitaus besser ausgerüstet und ausgebildet als die SA. Das Gespenst eines Bürgerkriegs, das sich Anfang 1933 so drohend gezeigt hatte, schien erneut umzugehen.5



Die Unzufriedenheit der SA-Männer rührte nicht nur aus dem Neid auf die Reichswehr und dem Unwillen gegenüber einer Politik der Stabilisierung nach dem Juli 1933. Viele »alte Kämpfer« grollten den Neuzugängen, die im Frühjahr 1933 noch schnell auf das Trittbrett aufgesprungen waren. Besonders stark waren die Ressentiments gegenüber den Stahlhelmern. Sie führten in den ersten Monaten 1934 zunehmend zu Raufereien und Kämpfen. In Pommern verbot die Polizei ehemalige Stahlhelmformationen (die sich in »NS-Frontkämpferbund« umbenannt hatten), nachdem ein SA-Führer von einem ehemaligen Stahlhelmer ermordet worden war.6 Doch der Unmut der alten Braunhemden richtete sich auch gegen Personen außerhalb ihrer Organisation. Viele hatten sich von der Ausschaltung der Gegner der Partei reiche Belohnung versprochen und wurden enttäuscht, als bewährte Lokalpolitiker und konservative Partner der Nationalsozialisten die fettesten Brocken bekamen. Ein SA-Mann, Jahrgang 1897, schrieb 1934:

»Nach der Machtergreifung änderte sich die Lage dramatisch. Menschen, die mich bisher verspottet hatten, waren nunmehr voll des Lobes. In meiner Familie und unter allen Verwandten war ich auf einmal die Nummer Eins, nach Jahren einer erbitterten Fehde. Meine Sturmabteilung wuchs sprunghaft von Monat zu Monat an, so daß ich (vom Januar mit 250) bis zum 1. Oktober 1933 2200 Mitglieder hatte – so daß ich um Weihnachten zum Obersturmbannführer befördert wurde. Doch je mehr die Spießer mich über den grünen Klee lobten, desto mißtrauischer wurde ich, daß diese Schufte glaubten, sie hätten mich im Sack… Nach der Aufnahme der Stahlhelmer, als die Sache ein Ende hatte, zahlte ich es der reaktionären Clique heim, die hinter meinem Rükken versuchte, mich vor meinen Vorgesetzten lächerlich zu machen. Es gab die unterschiedlichsten Denunziationen gegen mich bei höheren SA-Stellen und den Behörden… Schließlich schaffte ich es, zum Bürgermeister am Ort ernannt zu werden…, so daß ich allen prominenten Spießern und den reaktionären Überresten der alten Zeit das Genick brechen konnte…«7



Solche Empfindungen waren sogar noch stärker unter den vielen Veteranen in der SA, die es nicht geschafft hatten, in eine solche Machtposition zu gelangen.

Da es für die gewalttätigen Energien der jungen SA-Männer keine klaren politischen Zielgruppen mehr gab, wurden sie zunehmend überall in Deutschland in Händel und Raufereien verwickelt, häufig ohne erkennbares politisches Motiv. Horden von SA-Männern betranken sich, verursachten nächtliche Ruhestörungen, verprügelten grundlos harmlose Passanten und griffen die Polizei an, wenn diese versuchte, ihrer Herr zu werden. Die Sache wurde noch schlimmer durch den Versuch Röhms im Dezember 1933, die Braunhemden der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu entziehen. Von da an wurde den SA-Männern gesagt, Disziplinprobleme würden innerhalb der Organisation selbst geregelt. Das war ein Freibrief für Untätigkeit, auch wenn es immer noch zu polizeilichen und juristischen Verfolgungen von Straftaten kam. Noch schwieriger war es für Röhm, eine eigene SA-Justiz einzuführen, die nachträglich mehr als 4000 Verfahren gegen SA- und SS-Angehörige wegen verschiedener Vergehen aufarbeiten sollte, die in den ersten Monaten des Jahres 1933 verübt worden und im Mai 1934 noch vor einem Gericht anhängig waren. Viele Verfahren wurden eingestellt, und in zahlreichen weiteren Fällen waren die Vergehen gar nicht erst verfolgt worden, aber trotzdem war noch eine beträchtliche Zahl übriggeblieben. Die Reichswehr hatte außerdem ihre eigene Militärgerichtsbarkeit; indem Röhm ein paralleles Rechtssystem innerhalb der SA errichtete, konnte er die Stellung seiner Organisation ein ganzes Stück der Reichswehr annähern. In einem Runderlaß erklärte er im Juli 1933, »daß als Sühne für den Mord an einem SA-Mann durch den zuständigen SA-Führer bis zu 12 Angehörige von der feindlichen Organisation, von der der Mord vorbereitet wurde, gerichtet werden dürfen«.8 Zweifellos mußte eine Möglichkeit gefunden werden, all diese überschüssige Energie in nützliche Kanäle zu leiten. Doch die Führung der SA machte die Sache noch schlimmer, indem sie den gewalttätigen Aktivismus der Bewegung auf »die Fortsetzung der deutschen Revolution« richtete.9 Röhm sprach in den ersten Monaten des Jahres 1934 auf zahlreichen Kundgebungen und Aufmärschen, betonte das revolutionäre Wesen des Nationalsozialismus und führte offene Angriffe auf die Parteiführung und vor allem die Reichswehr, deren Führung die SA die Schuld daran gab, daß sie 1932 durch Reichskanzler Brüning vorübergehend verboten worden war. Röhm sorgte für beträchtliche Unruhe in den höheren Rängen der Reichswehr, als er erklärte, er wolle aus der SA die Basis für eine nationale Miliz machen, was praktisch die Umgehung und vielleicht am Ende sogar die Ersetzung der Reichswehr bedeutete. Hitler versuchte, ihn abzuspeisen, indem er ihn im Dezember 1933 zum Minister ohne Geschäftsbereich mit einem Sitz im Kabinett machte, doch angesichts der zunehmenden Entbehrlichkeit des Kabinetts in dieser Phase war dies nur von geringer praktischer Bedeutung und kein Ersatz für Röhms eigentliche Ambition, nämlich die Übernahme des Reichswehrministeriums, das General Werner von Blomberg unterstand.10


Ohne wirkliche Macht im Zentrum begann Röhm mit der Schaffung eines Kults seiner eigenen Führung innerhalb der SA und betonte auch weiterhin die Notwendigkeit einer zweiten Revolution.11 Im Januar 1934 bewiesen SA-Männer ihren Radikalismus, als sie in das Hotel Kaiserhof in Berlin eindrangen und die Feier einiger Reichswehroffiziere anläßlich des Geburtstags des ehemaligen Kaisers Wilhelm II. störten.12 Am nächsten Tag schickte Röhm an Blomberg eine Denkschrift über die künftige Rolle der Reichswehr. Diese forderte, so Blomberg, der möglicherweise absichtlich etwas übertrieb, daß die SA die Rolle der Reichswehr übernehmen müsse, während die Reichswehr nur noch als Ausbildungsheer für die SA fungieren sollte.13 Für die Spitzen der Reichswehr stellten die Braunhemden nunmehr eine ernste Bedrohung dar. Seit dem Sommer 1933 hatte Blomberg darauf hingewirkt, daß die Reichswehr ihren Standpunkt einer formalen politischen Neutralität aufgab und das Regime mehr und mehr unterstützte. Blomberg und seine Verbündeten waren durch Hitlers Versprechen einer massiven Erweiterung der deutschen militärischen Stärke durch die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht geködert worden. Des weiteren versicherte Hitler ihnen, er werde eine aggressive Außenpolitik betreiben mit dem Ziel, die durch den Vertrag von Versailles verlorengegangenen Gebiete zurückzugewinnen, und einen Eroberungskrieg im Osten führen. Blomberg bekundete seinerseits ostentativ seine Loyalität gegenüber dem Dritten Reich durch die Übernahme des »Arierparagraphen« (d.h. Juden waren fortan vom Dienst in der Reichswehr ausgeschlossen) und die Aufnahme des Hakenkreuzes in den Insignienbestand der Reichswehr. Auch wenn dies weitgehend symbolische Gesten waren – auf eine Intervention von Reichspräsident Hindenburg hin beispielsweise konnten jüdische Kriegsveteranen nicht aus der Reichswehr entlassen werden, und tatsächlich waren nur rund 70 Soldaten betroffen –, so waren sie doch wichtige Konzessionen an die nationalsozialistische Weltanschauung, die zeigten, wie weit die Reichswehr sich mit der neuen Ordnung arrangiert hatte.14


Gleichzeitig war das Heer jedoch keineswegs eine gleichgeschaltete Institution. Seine relative Unabhängigkeit wurde untermauert durch das starke Interesse, das der formelle Oberbefehlshaber, Reichspräsident Paul von Hindenburg, für die Armee hegte. Hindenburg hatte sich sogar geweigert, Walther von Reichenau, den Hitler und Blomberg als Nachfolger des konservativen und NS-feindlichen Kurt von Hammerstein vorgeschlagen hatten, zum Chef der Heeresleitung zu ernennen, als Hammerstein aus dem aktiven Dienst ausschied. Statt dessen hatte er die Ernennung von Generaloberst Werner von Fritsch durchgesetzt, einem beliebten Stabsoffizier mit starken konservativen Überzeugungen, einer Leidenschaft für das Reiten und einer streng protestantischen Weltanschauung. Unverheiratet, ein besessener Arbeiter und Militär mit Leib und Seele, besaß Fritsch die arrogante Verachtung des preußischen Offiziers für die Vulgarität der Nationalsozialisten. Sein konservativer Einfluß wurde unterstützt vom Chef des Truppenamts, General Ludwig Beck, der Ende 1933 ernannt wurde. Beck war ein zurückhaltender, in sich gekehrter Mann, ein Witwer, der seine Freizeit ebenfalls am liebsten auf dem Pferderücken verbrachte. Mit Männern wie Fritsch und Beck auf zwei der höchsten Positionen der Reichswehr bestand keine Aussicht, daß das Heer dem Druck der SA nachgeben würde. Am 28. Februar 1934 kam es zu einem Treffen zwischen Hitler und den Spitzen von SA und SS und der Reichswehr, bei dem Röhm gezwungen wurde, eine Vereinbarung zu unterzeichnen, daß er jeden Versuch unterlassen werde, die Reichswehr durch eine Miliz aus Braunhemden zu ersetzen. Deutschlands militärische Macht der Zukunft, erklärte Hitler emphatisch, würde ein hervorragend ausgebildetes und ausgerüstetes Heer sein, für das die SA lediglich unterstützende Aufgaben wahrnehmen werde. Nachdem die Vertreter der Reichswehr den anschließenden Empfang verlassen hatten, sagte Röhm vor seinen Männern, er denke nicht daran, dem »lächerlichen Gefreiten« zu gehorchen, und drohte, Hitler »in den Urlaub« zu schicken. Eine derartige Insubordination blieb nicht unbemerkt. Hitler war sich über Röhms Einstellung durchaus im klaren und hatte ihn von der Polizei verdeckt überwachen lassen.15


Die Konkurrenz zur SA bewog Blomberg und die Spitzen der Reichswehr, sich um die Gunst Hitlers zu bemühen. Die Reichswehr sah in der SA eine potentielle Quelle für Rekruten. Das brachte in ihren Augen jedoch die Gefahr einer politischen Infiltration mit sich. Außerdem wurde voller Verachtung zur Kenntnis genommen, daß es in der Führung der SA Männer gab, die unehrenhaft aus dem Militär entlassen worden waren. Die Reichswehr zog es deshalb vor, sich für die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht einzusetzen, und brachte dies in einen Plan ein, den Beck im Dezember 1933 entwikkelte. Hitler hatte bereits im Februar dieses Jahres vor hohen Reichswehroffizieren versprochen, die allgemeine Wehrpflicht wiedereinzuführen. Er hatte sogar gegenüber dem britischen Politiker Anthony Eden erklärt, es wäre ein Fehler, die Existenz eines »zweiten Heeres« zuzulassen, und daß er beabsichtige, die SA unter Kontrolle zu bringen und die Meinung im Ausland durch die Demilitarisierung der SA zu beruhigen.16 Dennoch mehrten sich Geschichten von lokalen und regionalen SA-Führern, die die Schaffung eines »SA-Staates« und eine »Nacht der langen Messer« prophezeiten. Max Heydebreck, SA-Obergruppenführer in Rummelsburg, äußerte in einem Gespräch, ein Teil des Offizierkorps der Reichswehr seien Schufte. Die meisten Offiziere seien zu alt und müßten durch jüngere ersetzt werden. Er sagte, man wolle abwarten, bis »Papa Hindenburg« tot sei, dann marschiere die SA gegen die Reichswehr. Was wollten denn 100000 Mann Reichswehr gegen eine so große Übermacht von SA-Männern ausrichten.17 SA-Männer begannen, Militärlastwagen auf der Straße anzuhalten und Waffen und Gerät zu beschlagnahmen. Doch alles in allem waren solche Zwischenfälle lokal beschränkt, sporadisch und unkoordiniert. Röhm hatte zu keiner Zeit einen umfassenden Plan ausgearbeitet. Entgegen späteren Unterstellungen Hitlers hatte er damals nicht die Absicht, einen Putsch zu inszenieren. Anfang Juni 
gab er sogar bekannt, auf Anraten der Ärzte werde er auf Kur nach Bad Wiessee bei München gehen, und schickte die SA für den ganzen Juli in Urlaub.18


II

Die anhaltende Unruhe und die radikale Sprache der SA waren dazu angetan, nicht nur innerhalb der Führung der Reichswehr, sondern auch bei einigen der konservativen Minister im Kabinett Hitlers Besorgnis zu wecken. Bis zur Verabschiedung des Ermächtigungsgesetzes hatte das Kabinett regelmäßige Sitzungen abgehalten, um Verordnungsentwürfe zu billigen, die anschließend dem Reichspräsidenten vorgelegt wurden. Ab Ende März wurde es jedoch zunehmend von der Reichskanzlei und den einzelnen Ministerien umgangen. Hitler schätzte die eingehenden und gelegentlich auch kritischen Diskussionen der Kabinettssitzungen nicht. Er zog Verordnungen vor, die so weit wie möglich schon vor ihrer Beratung im Kabinett ausformuliert waren. Auf diese Weise wurde das Kabinett zunehmend zu einem reinen Organ der Akklamation bereits im Vorfeld beschlossener Gesetze. Bis zur Sommerpause 1933 trat das Kabinett immer noch vier- bis fünfmal im Monat zusammen, auch im September und Oktober 1933 gab es noch relativ häufige Kabinettssitzungen. Ab November 1933 trat jedoch eine wahrnehmbare Änderung ein. In diesem Monat kam das Kabinett nur einmal zusammen, im Dezember dreimal, im Januar 1934 einmal, im Februar und März jeweils zweimal. Im April fand überhaupt keine, im Mai nur eine einzige und im Juni wiederum keine Sitzung statt. Zu diesem Zeitpunkt wurde das Kabinett schon längst nicht einmal mehr zahlenmäßig von den Konservativen dominiert, da im März 1933 der Reichspropagandaleiter der NSDAP Joseph Goebbels als Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda, am 1. Dezember Rudolf Heß und Ernst Röhm – beide ohne Geschäftsbereich – und am 1. Mai 1934 der Nationalsozialist Bernhard Rust als Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung hinzukamen. Alfred Hugenberg von der DNVP war am 29. Juni 1933 zurückgetreten; seinen Platz als Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft nahm der Nationalsozialist Richard Walther Darré ein. In dem von Hindenburg am 30. Januar 1933 ernannten Kabinett hatten sich nur drei Nationalsozialisten befunden – Hitler selbst, Wilhelm Frick, der Reichsinnenminister, und Hermann Göring als Reichsminister ohne Geschäftsbereich. Von den 17 im Mai 1934 im Amt befindlichen Reichsministern gehörte dagegen eine klare Mehrheit von neun Ministern seit Jahren der NSDAP an. Selbst für einen Mann, der so sehr zu Selbsttäuschung und politischer Blindheit neigte wie der konservative Vizekanzler Franz von Papen war deutlich geworden, daß von den ursprünglichen Erwartungen, mit denen er und seine konservativen Kollegen am 30. Januar 1933 in das Kabinett eingetreten waren, nichts mehr übriggeblieben war. Nicht sie waren es gewesen, die die Nationalsozialisten am Gängelband geführt hatten, sondern Hitler und seine Parteigenossen hatten sie manipuliert und obendrein gemobbt und eingeschüchtert.19


Doch erstaunlicherweise hatte Papen seinen Traum keineswegs aufgegeben, den er während seiner Amtszeit als Reichskanzler 1932 offen ausgesprochen hatte: Eine konservative Restauration, die er mit der Massenunterstützung der NSDAP bewerkstelligen wollte. Sein Redenschreiber Edgar Jung formulierte noch im Sommer 1933 als »Ziel deutscher Revolution die Entpolitisierung der Massen« und »ihre Ausschaltung aus der Staatsführung«. Der ungezügelte Populismus der SA erschien als ein ernsthaftes Hindernis für das antidemokratische und elitäre Regime, das Papen vorschwebte. In der Umgebung des Vizekanzlers sammelte sich eine Gruppe junger Konservativer, die diese Ansichten teilten. Inzwischen wurde Papen zu einer Anlaufstelle der sich häufenden Beschwerden von allen Seiten über die Gewalttätigkeit und das willkürliche Verhalten der NSDAP. Dies wiederum vermittelte Papen und seiner Umgebung ein zunehmend negatives Bild von den Auswirkungen der nationalen Revolution, die sie bislang unterstützt hatten. Innerhalb kurzer Zeit sammelten sich immer mehr Unzufriedene um den ehemaligen Reichskanzler.20 Im Mai 1934 beklagte sich Goebbels in seinem Tagebuch über Papen, der Gerüchten zufolge den betagten Hindenburg in seinem Amt als Reichspräsident beerben wollte. Aber auch andere Kabinettsmitglieder paßten dem Reichspropagandaminister nicht ins Konzept (»da muß erst recht aufgeräumt werden«, schrieb er).21 Es bestand offensichtlich die Gefahr, daß die Papenclique, die von der Polizei bereits überwacht wurde, mit der Reichswehr gemeinsame Sache machen würde. Papens Leiter der Pressestelle, Herbert von Bose, hatte bereits Kontakte zu kritischen Generälen und hohen Offizieren aufgenommen, die über die Aktivitäten der SA ebenfalls beunruhigt waren. Im April wurde bekannt, daß Hindenburg, lange Zeit ein Puffer zwischen der Reichswehr und den Konservativen auf der einen Seite und den führenden Nationalsozialisten auf der anderen, schwer erkrankt war. Sehr bald stand so gut wie fest, daß er nicht wieder gesund werden würde. Anfang Juni zog er sich auf sein Gut Neudeck in Ostpreußen zurück. Sein Hinscheiden konnte eine Krise heraufbeschwören, und auf diese mußte das Regime vorbereitet sein.22


Der Zeitpunkt war für das Regime um so kritischer, als die Begeisterung über die »nationale Revolution« des Jahres 1933 nun, ein Jahr später, für viele sichtbar abgeflaut war. Die Braunhemden waren nicht die einzigen, die enttäuscht waren über das bislang Erreichte. Sozialdemokratische Beobachter berichteten der Parteiführung im Prager Exil, das Volk sinke in Gleichgültigkeit zurück, die Leute beschwerten sich fortwährend und erzählten sich politische Witze über die Parteiführer. Parteiversammlungen seien durchweg schlecht besucht. Hitler werde zwar allgemein immer noch bewundert, doch zunehmend gehe die Kritik auch in diese Richtung. Viele Versprechen der Nationalsozialisten seien nicht eingelöst worden, und Ängste vor einer neuen Inflation oder einem plötzlichen Krieg hätten an manchen Orten zu Panikkäufen und zum Horten von Lebensmitteln geführt. Die gebildeten Schichten befürchteten, die von der SA ausgehenden Unruhen könnten in Chaos oder schlimmer noch, in Bolschewismus umschlagen.23 Die Parteiführung war sich bewußt, daß solch unzufriedenes Murren unter der scheinbar glatten Oberfläche des politischen Lebens zu vernehmen war. In einem Interview mit dem amerikanischen Journalisten Louis P. Lochner betonte Hitler wortreich die bedingungslose Loyalität, die er von seinen Untergebenen erwartete.24


Die Lage spitzte sich zu. Der preußische Ministerpräsident Hermann Göring, selbst ein ehemaliger SA-Führer, war jetzt über die Wendung der Ereignisse so besorgt, daß er bereit war, die Politische Polizei Preußens am 20. April 1934 Heinrich Himmler zu unterstellen, womit er dem ehrgeizigen jungen SS-Führer, der bereits Chef der gesamten übrigen Polizei in Deutschland war, die Möglichkeit gab, den Polizeiapparat unter seiner Aufsicht zu zentralisieren. Die SA jedoch, der zu diesem Zeitpunkt die SS nominell noch unterstellt war, stand der Verwirklichung von Himmlers Zielen im Weg.25 Auf einer viertägigen Kreuzfahrt auf dem Marineschiff Deutschland vor der norwegischen Küste Mitte April gab Hitler Blomberg und hohen Reichswehroffizieren offenbar die Zusage, mit Röhm Schluß zu machen, falls dieser noch einmal die Absicht äußern sollte, die SA in die Reichswehr einzugliedern.26 Der Mai verstrich und danach der halbe Juni, ohne daß Hitler etwas Sichtbares unternahm. Nicht zum ersten Mal empfand Goebbels Enttäuschung über die scheinbare Entschlußlosigkeit seines Herrn und Meisters. Ende Juni schrieb er in sein Tagebuch: »Die Lage wird immer ernster. Der Führer muß handeln. Sonst wächst die Reaktion über den Kopf.«27


Hitler mußte schließlich handeln, nachdem Papen am 17. Juni 1934 an der Marburger Universität eine öffentliche Rede gehalten und vor dem »Gerede einer zweiten Welle, welche die Revolutionen vollenden werde« gewarnt und den Persönlichkeitskult um Hitler angeprangert hatte. Der »ewige Aufstand von unten« müsse einmal zum Ende kommen. Die von Edgar Jung verfaßte Rede war eine Philippika gegen »all das, was an Eigennutz, Charakterlosigkeit, Unwahrhaftigkeit, Unritterlichkeit und Anmaßung sich unter dem Deckmantel der deutschen Revolution ausbreiten möchte«.

Die Rede wurde von den Zuhörern mit donnerndem Applaus bedacht. Fünf Tage später war Papen in Hamburg auf dem Deutschen Derby und wurde von der Menge begeistert begrüßt, aus deren Mitte der Ruf »Heil Marburg!« erscholl.28 Zurück von einem enttäuschenden Zusammentreffen mit Mussolini in Venedig, ließ Hitler seiner Mißstimmung über Papens Aktivitäten freien Lauf, noch bevor er von dessen Rede in Marburg erfahren hatte. Auf dem Parteitag des NSDAP-Gaus Thüringen in Gera schäumte Hitler gegen die »kleinen Zwerge«, die versuchten, die nationalsozialistische Idee aufzuhalten. »Lächerlich, wenn solch ein kleiner Wurm gegen eine solch gewaltige Erneuerung eines Volkes ankämpfen will! Lächerlich, wenn solch ein kleiner Zwerg sich einbildet, durch ein paar Redensarten die gigantische Erneuerung eines Volkes hemmen zu können.« Den kleinen Nörglern stehe heute »die Faust des ganzen Volkes« gegenüber, »die geballt ist und jeden niederschmettern wird, der es wagt, auch nur den leisesten Versuch einer Sabotage zu unternehmen.«29


Goebbels hatte nach Papens Rede deren Veröffentlichung in Funk und Presse verboten, worauf dieser bei Hitler protestierte und seine Demission einreichte. Hitler versicherte ihm, daß es zu keiner »zweiten Revolution« durch die SA kommen werde, er müsse die ganze Sache jedoch mit dem Reichspräsidenten besprechen und bitte ihn, so lange seine Demission zurückzuhalten.30 Papen ließ sich einmal mehr von Hitlers Versprechungen täuschen und wiegte sich in einer trügerischen Sicherheit, indem er am Glauben an Hindenburgs Einfluß festhielt.

Am 21. Juni begab Hitler sich nach Neudeck, wo er Blomberg antraf, der mit dem Reichspräsidenten über Papens Rede gesprochen hatte. Der Reichswehrminister erklärte Hitler, wenn die Braunhemden nicht unverzüglich zur Raison gebracht würden, sei Hindenburg bereit, das Kriegsrecht zu verhängen und die Regierung in die Hände der Reichswehr zu legen.31 Hitler blieb keine andere Wahl mehr, und er traf Vorbereitungen für einen Schlag gegen Röhm. Die politische Polizei begann in Zusammenarbeit mit Himmler und seinem Stellvertreter Reinhard Heydrich, Chef des Sicherheitsdienstes (SD) in der SS, Beweise dafür zu fabrizieren, daß Röhm und seine SA einen landesweiten Aufstand geplant hätten. SS- und SD-Führer aus dem Reich wurden am 24. Juni nach Berlin bestellt, wo sie mit den vorbereiteten »Abwehrmaßnahmen« gegen einen angeblichen Putsch Röhms vertraut gemacht wurden. Listen von »politisch unzuverlässigen« Personen wurden erstellt und lokale SS-Führer informiert, daß sie den Auftrag erhalten würden, einige dieser Personen zu erschießen, vor allem diejenigen, die Widerstand leisteten, wenn der Tag des Handelns, der 30. Juni gekommen sei. Die Reichswehr hielt für den Fall eines stärkeren Widerstandes umfangreiche Eingreifreserven bereit.32 »Wehe dem«, warnte Rudolf Heß in einer Rede über den Sender Köln, »der die Treue bricht im Glauben, durch eine Revolte der Revolution dienen zu können. Armselig, die da glauben, …durch agitatorisches Handeln von unten dem Führer revolutionär helfen zu müssen.«33


Am 27. Juni kam Hitler mit Blomberg und Reichenau zusammen, um sich die Mitwirkung der Reichswehr zu sichern; deren Reaktion bestand unter anderem darin, Röhm am 28. Juni aus dem »Verband der Deutschen Offiziere« auszuschließen und das Heer in volle Alarmbereitschaft zu versetzen. Blomberg verfaßte einen Artikel für den Völkischen Beobachter, der am 29. Juni erschien und in dem er die absolute Loyalität der Reichswehr gegenüber dem neuen Regime erklärte. Inzwischen hatte Hitler anscheinend erfahren, daß Hindenburg Papen für den 30. Juni eine Audienz gewährt hatte, der Tag der geplanten Aktion gegen die SA. Das bestärkte die Führer der NSDAP in der Ansicht, daß die Gelegenheit genutzt werden müsse, auch gegen die Konservativen einen Schlag zu führen.34 Nervös und besorgt bemühte sich Hitler, keinen Verdacht aufkommen zu lassen, und fuhr nach Essen, um an der Hochzeitsfeier des dortigen Gauleiters teilzunehmen. Von dort aus rief er Röhms Adjutanten in Bad Wiessee an und erteilte ihm den Befehl, für Sonntag morgen 10 Uhr eine SA-Führerbesprechung einzuberufen. Danach organisierte Hitler für den Nachmittag des 29. Juni eine eilige Konferenz in Bad Godesberg mit Goebbels und Sepp Dietrich, dem Kommandeur der Leibstandarte-SS »Adolf Hitler«. Er werde am nächsten Tag gegen Röhm vorgehen, teilte er dem verdutzten Goebbels mit, der lediglich mit einem Schlag gegen die »Reaktionäre« gerechnet hatte und bis zu diesem Augenblick über alles andere im unklaren gelassen worden war.35 
Göring wurde nach Berlin geschickt, um die Aktion dort zu beaufsichtigen. Inzwischen kursierten die unglaublichsten Gerüchte und Falschmeldungen, und die SA selbst wurde unruhig. In der Nacht des 29./30. Juni randalierten rund 3000 SA-Männer in München und verkündeten lautstark, sie würden jeden Versuch niederschlagen, ihre Organisation zu verraten und den »Führer« und das Heer zu verunglimpfen. Durch das Eingreifen des Gauleiters Adolf Wagner gelang es, die aufgebrachten Männer wieder zu beruhigen. Aber auch in anderen Städten kam es zu Demonstrationen. Als Hitler morgens um 4.30 Uhr in München eintraf, beschloß er, nicht mehr die SA-Führerbesprechung abzuwarten, bei der die SA-Führer verhaftet werden sollten. In seinen Augen war jetzt keine Zeit mehr zu verlieren.36



III

Hitler und seine Begleiter fuhren zuerst zum bayerischen Innenministerium, wohin die Anführer der nächtlichen Demonstration der SA befohlen wurden. Er warf ihnen Verrat und Beteiligung an einer gegen ihn gerichteten Verschwörung vor und riß ihnen eigenhändig die Schulterstücke herunter. Während die beiden Männer in das Gefängnis Stadelheim verbracht wurden, fuhr er mit einem Kommando besonders zuverlässiger SS-Männer nach Bad Wiessee zum Hotel Hanselbauer. In Begleitung seines ersten Fahrers Julius Schreck und gefolgt von einer Gruppe bewaffneter Kriminalpolizisten begab sich Hitler in den ersten Stock. Die SA-Männer schliefen noch ihren Rausch von einem Trinkgelage am Abend zuvor aus. Erich Kempka, der Chauffeur Hitlers, der den »Führer« nach Bad Wiessee gefahren hatte, schilderte, was nun folgte:

»Ohne mich zu beachten, tritt Hitler in das Zimmer, wo SA-Obergruppenführer Heines wohnt. Ich höre ihn schreien: ›Heines, wenn Sie nicht in fünf Minuten angezogen sind, lasse ich Sie an Ort und Stelle erschießen!‹

Ich trete ein paar Schritte zurück, und ein Polizeibeamter flüstert mir zu, daß Heines mit einem achtzehnjährigen SA-Obertruppführer im Bett gelegen habe. Endlich kommt Heines aus dem Zimmer, und vor ihm tänzelt ein achtzehnjähriger blonder Bengel.

›In die Waschküche mit ihnen!‹ befiehlt Schreck.

Inzwischen kommt Röhm in einem blauen Straßenanzug und mit der Zigarre im Mundwinkel aus seinem Zimmer heraus. Hitler blickt ihn verbissen an, sagt aber kein Wort. Zwei Kriminalbeamte bringen Röhm ins Vestibül des Hotels hinab, wo er sich in einen Lehnsessel wirft und beim Wirt Kaffee bestellt. Ich stehe im Korridor ein wenig abseits, und ein Kriminalbeamter erzählt mir, wie Röhm verhaftet wurde. Mit der Peitsche in der Hand betrat Hitler allein das Schlafzimmer Röhms, hinter sich zwei Kriminalbeamte mit entsicherter Pistole. Er stieß die Worte hervor: ›Röhm, du bist verhaftet!‹ Verschlafen blickte Röhm aus den Kissen seines Bettes und stammelte: ›Heil, mein Führer!‹ ›Du bist verhaftet!‹ brüllte 
Hitler zum zweiten Male, wandte sich um und ging aus dem Zimmer…

Oben auf dem Korridor geht es inzwischen recht lebhaft zu. Aus den Zimmern treten SA-Führer und werden festgenommen. Jeden von ihnen herrscht Hitler an: ›Haben Sie etwas mit den Machenschaften Röhms zu tun?‹ Natürlich bejaht keiner die Frage, aber das nützt ihnen nichts. Meist weiß Hitler selbst Bescheid, hin und wieder wendet er sich mit einer Frage an Goebbels oder Lutze. Und dann kommt seine Entscheidung: ›Verhaftet!‹«37


Die Braunhemden wurden in der Waschküche im Keller der Pension festgehalten und bald darauf nach Stadelheim gebracht. Hitler und seine Begleiter folgten ihnen zurück nach München. In der Zwischenzeit waren die SA-Führer, die auf dem Weg zu der angeordneten Führerbesprechung am Münchner Hauptbahnhof eingetroffen waren, von der SS verhaftet worden, als sie den Zug verließen.38


Zurück in München fuhr Hitler in das Braune Haus, die Parteizentrale der NSDAP, das auf seinen Befehl von regulären Truppen abgeriegelt worden war, und wütete vor einer größeren Zahl von SA- und Parteiführern gegen Röhm und die SA-Führer und erklärte, sie würden entlassen und erschossen. Ein hoher SA-Führer, Viktor Lutze, der eine Zeitlang Röhm bespitzelt und Hitler nach Bad Wiessee begleitet hatte, wurde zum neuen Stabschef der SA ernannt. Röhm, schäumte Hitler, sei von den Franzosen bezahlt worden; er sei ein Verräter und habe ein Komplott gegen den Staat geschmiedet. Die anwesenden Parteiführer forderten daraufhin die Vernichtung der Verräter. Der stets dienstbereite Rudolf Heß erbot sich, Röhm persönlich zu erschießen. Doch Hitler zögerte, auch Röhm, dem er viel zu verdanken hatte, erschießen zu lassen. Schließlich ließ er ihm die Nachricht zukommen, er werde ihm einen Revolver schicken lassen, mit dem er sich selbst umbringen könne. Als Röhm von dem Angebot keinen Gebrauch machte, schickte Hitler Theodor Eicke zu ihm, den Kommandanten des Konzentrationslagers Dachau, sowie einen weiteren SS-Führer des Lagers. Die beiden Männer betraten Röhms Zelle, überreichten ihm eine geladene Browning und forderten ihn auf, sich zu erschießen; falls er das nicht tue, würden sie in zehn Minuten wiederkommen und die Sache selbst erledigen. Als sie nach zehn Minuten die Zelle wieder betraten, stand Röhm mit entblößter Brust in dramatischer Pose, die seine Ehre und seine Treue bezeugen sollte, vor ihnen; ohne ein Wort erschossen ihn die beiden Männer aus kürzester Entfernung. Hitler gab ferner den Befehl, den Breslauer SA-Führer Edmund Heines zu erschießen, der 1932 einen Aufstand gegen die NSDAP in Berlin angeführt hatte, außerdem die Anführer der nächtlichen Demonstration in München sowie drei weitere SA-Männer. Andere Braunhemden wurden in das Lager Dachau gebracht und dort von SS-Wachen brutal mißhandelt. Um sechs Uhr abends flog Hitler nach Berlin, um das Kommando in der Hauptstadt zu übernehmen, wo Hermann Göring seine Befehle mit einer Rücksichtslosigkeit ausgeführt hatte, die seinen verbreiteten Ruf als gemäßigter Nazi Lügen strafte.39


Göring hatte sich nicht damit begnügt, die Aktion gegen die SA-Führer durchzuführen. Ein Polizist, der zugegen war, als der preußische Ministerpräsident geheime Gespräche mit Heydrich und Himmler führte, fand die Atmosphäre geprägt von Blutdurst und Rachsucht. Göring habe Anweisungen gegeben, die Personen auf seiner Liste zu erschießen, und sei zusammen mit den beiden Parteiführern in rauhes Gelächter ausgebrochen, wenn Meldungen von erfolgreich abgeschlossenen Mordaktionen eintrafen. Während er in seinem Büro in einer weißen Uniformjacke, in weißen Stiefeln und graublauen Hosen auf und ab ging, befahl Göring, die Räume des Vizekanzlers zu stürmen.40


Nachdem sie mit einem bewaffneten Rollkommando der SS in das Vizekanzleramt eingedrungen waren, erschossen Gestapoleute Papens Sekretär Herbert von Bose auf der Stelle. Papens Redenschreiber Edgar Jung, der bereits am 25. Juni verhaftet worden war, wurde ebenfalls erschossen; seine Leiche fand man später in einem Straßengraben. Papen selbst entging dem Tod; er war zu prominent, als daß man ihn kaltblütig hätte erschießen können. Die Ermordung zweier seiner engsten Mitarbeiter mußte als Warnung genügen. Papen wurde vorläufig unter Hausarrest gestellt, während Hitler sich noch unschlüssig war, wie er weiter mit ihm verfahren sollte.41 Andere Stützen des konservativen Establishments kamen nicht mit dem Leben davon. General von Schleicher, Hitlers Vorgänger im Amt des Reichskanzlers und ein Mann, der von Hitler einmal gesagt hatte, er sei für dieses Amt ungeeignet, wurde von der SS zusammen mit seiner Frau in seiner Wohnung erschossen. Er war nicht der einzige Reichswehroffizier, der ermordet wurde. Generalmajor Kurt von Bredow, von dem es hieß, er habe kritische Artikel über das Regime im Ausland publiziert, wurde ebenfalls in seiner Wohnung erschossen, da er sich, wie die Zeitungen berichteten, gegen seine Verhaftung als Mitverschwörer Röhms zur Wehr gesetzt habe. Neben ihrem eigentlichen Zweck dienten diese Morde auch als Warnung an die Spitzen der Reichswehr, welches Schicksal sie erwartete, wenn sie sich nicht der Linie des Regimes unterwarfen. Der ehemalige Leiter der Polizeiabteilung im preußischen Innenministerium und Führer der »Katholischen Aktion«, Erich Klausener, inzwischen Ministerialdirektor im Reichsverkehrsministerium, wurde auf Befehl Heydrichs erschossen, als Warnung an den früheren Reichskanzler Heinrich Brüning, der einen Hinweis auf die bevorstehenden »Säuberungen« erhalten und das Land verlassen hatte. Der Mord an Klausener war ein deutliches Signal an die deutschen Katholiken, daß eine Wiederbelebung einer unabhängigen katholischen politischen Aktivität nicht hingenommen werden würde. Nachträgliche Behauptungen der Parteiführung, diese Männer seien an Röhms geplantem Putsch beteiligt gewesen, waren reine Erfindung. Die meisten von ihnen waren von Edgar Jung als mögliche Mitglieder einer zukünftigen Regierung auf eine Liste gesetzt worden, ohne dem zugestimmt oder überhaupt davon gewußt zu haben. Allein die Tatsache, daß ihre Namen auf dieser Liste standen, bedeutete für die meisten das Todesurteil.42


Gregor Strasser, der Mann, in dem viele eine mögliche Galionsfigur für die NSDAP in einer wiederhergestellten konservativen Regierung gesehen hatten, war ebenfalls ein Ziel. Im Dezember 1932 war Strasser, der Kopf der Verwaltung der Partei und der geistige Vater vieler ihrer wichtigsten Institutionen, verzweifelt von seinen Parteiämtern zurückgetreten, nachdem Hitler es abgelehnt hatte, in eine Koalitionsregierung einzutreten, in der er nicht an der Spitze stehen würde. Strasser hatte damals mit Schleicher verhandelt, und es gab Gerüchte, daß man ihm Ende 1932 einen Posten in Schleichers Kabinett angeboten habe. Obwohl er seit seinem Rücktritt zurückgezogen lebte, stellte Strasser als akzeptabler Koalitionspartner der Konservativen in der Vorstellung der Parteispitzen eine potentielle Bedrohung dar. Er war zudem seit langer Zeit ein persönlicher Feind 
von Himmler und Göring und hatte mit Kritik an ihnen nicht gespart, als er noch der obersten Parteiführung angehörte. Göring ließ ihn verhaften und ins Gestapohauptquartier bringen, wo er erschossen wurde. Strassers Freund und Mitarbeiter Paul Schulz, ein ehemaliger hoher SA-Führer, wurde ebenfalls von Görings Schergen aufgespürt und in einen Wald gebracht, wo er erschossen werden sollte; als der Wagen anhielt, rannte Schulz davon, und als auf ihn geschossen wurde, stellte er sich tot, war jedoch nur leicht verletzt. Während die Täter zum Wagen zurückgingen, um eine Decke zu holen, in die sie den vermeintlichen Leichnam einwickeln wollten, gelang ihm die Flucht. Später erreichte er bei Hitler persönlich, daß ihm die Ausreise aus Deutschland erlaubt wurde. Ein anderer, dem die Flucht gelang, war Hauptmann Hermann Ehrhardt, der Freikorpsführer beim Kapp-Putsch 1920, der Hitler 1923 geholfen hatte; er floh, als die Gestapo in sein Haus eindrang, und konnte schließlich über die Grenze nach Österreich gelangen.43


In Berlin nahm die »Aktion« einen anderen Charakter an als in München, wo die SA-Führer aus allen Landesteilen auf Hitlers Befehl zusammengekommen waren. In München waren die Braunhemden das hauptsächliche Ziel, in Berlin waren es die Konservativen. Jedoch wurden von Berlin aus auch weitere Aktionen gegen die SA im ganzen Land geführt. Diese waren vorher sorgfältig geplant worden. Ernst Müller, der Chef des SD in Breslau, erhielt am 29. Juni in Berlin einen vorausdatierten verschlossenen Brief und wurde in einem von Göring gestellten Privatflugzeug nach Hause zurückgeschickt. Am Morgen des 30. Juni erhielt er von Heydrich die telefonische Anweisung, den Brief zu öffnen; er enthielt eine Liste von SA-Führern, die »eliminiert« werden sollten, außerdem Instruktionen, das Polizeipräsidium zu besetzen und die SA-Männer zu einer Besprechung einzuberufen. Befohlen wurden des weiteren die Sicherung der SA-Waffenlager, der Flughäfen und Rundfunksender und die Besetzung von SA-Räumlichkeiten. Müller führte alle Anweisungen gewissenhaft aus. Bis zum frühen Abend waren in Breslau nicht nur die Polizeizellen überfüllt, auch in zahlreichen anderen Räumen wurden fassungslose SA-Leute festgehalten. Heydrich rief Müller mehrmals an und verlangte die Erschießung aller Männer auf der Liste, soweit diese nicht bereits in München erschossen worden waren. Die Männer wurden zu den SS-Zentralen gebracht, wo man ihnen die Schulterstücke abriß, und anschließend in einen nahe gelegenen Wald gefahren und in dunkler Nacht erschossen.44


Am nächsten Morgen, dem 1. Juli, gab es weitere Verhaftungen und Erschießungen. In dem allgemeinen Klima der Gewalt nutzten Hitler und seine Handlanger die Gelegenheit, Rechnungen zu begleichen oder persönliche Rivalen auszuschalten. Einige waren natürlich zu prominent, als daß man gegen sie hätte vorgehen können, vor allem General Erich Ludendorff, der der Gestapo einiges Kopfzerbrechen bereitete mit seinen rechtsextremen, gegen die Freimaurerei gerichteten Kampagnen; der Held des Ersten Weltkriegs wurde in Ruhe gelassen und sollte am 20. Dezember 1937 eines friedlichen Todes sterben und vom Regime ein würdevolles Begräbnis erhalten. In Bayern dagegen wurde der ehemalige Ministerpräsident Gustav Ritter von Kahr, der bei der Niederschlagung des Hitlerputschs 1923 eine Schlüsselrolle gespielt hatte, von der SS ermordet. Auch der Musikkritiker Eduard Schmid wurde getötet, weil man ihn mit Ludwig Schmitt verwechselt hatte. Schmitt war ein ehemaliger Anhänger von Gregor Strassers radikalem Bruder Otto, den man wegen seiner revolutionären Ansichten zum Austritt aus der Partei gezwungen und der aus dem sicheren Exil einen ständigen Kampf gegen Hitler geführt hatte. Der konservative bayerische Politiker Otto Ballerstedt wurde verhaftet und am 1. Juli in Dachau erschossen. Ballerstedt hatte gegen Hitler prozessiert, weil dieser 1921 eine politische Versammlung gestört hatte, auf der Ballerstedt eine Rede gehalten hatte. Hitler hatte damals vor Gericht den kürzeren gezogen und einen Monat in Stadelheim einsitzen müssen. Ein hoher SS-Führer, Erich von dem Bach-Zelewski, nutzte die Gunst der Stunde, um sich eines verhaßten Rivalen zu entledigen, des SS-Reiterführers Anton Baron von Hohberg und Buchwald, der in seinem Haus erschossen wurde. In Schlesien ließ der höhere SS- und Polizeiführer Udo von Woyrsch seinen früheren Rivalen Emil Sembach erschießen, entgegen einer Vereinbarung mit Himmler, derzufolge Sembach nach Berlin verbracht werden sollte. Die Gewalt entlud sich auch gegen Personen, die nichts mit der SA zu tun hatten. In Hirschberg wurden vier Juden verhaftet und bei einem »Fluchtversuch« erschossen. Der Führer des jüdischen Veteranenvereins in Glogau wurde in einen Wald gefahren und erschossen.45



Trotz solcher offensichtlich persönlich motivierter Racheakte verloren die Nationalsozialisten keine Zeit, die Morde propagandistisch zu rechtfertigen. Goebbels gab am nächsten Tag im Rundfunk eine ausführliche Schilderung der »Aktion« und behauptete, Röhm und Schleicher hätten sich verschworen, eine »zweite Revolution« herbeizuführen, die das Reich in ein Chaos gestürzt hätte. »Jede geballte Faust, die gegen den Führer und sein Regime erhoben wird«, warnte er, als hätte die »Aktion« jeglicher Opposition gegolten, »soll aufgebrochen werden, wenn nötig mit Gewalt«.46 Trotzdem war Hitler in großen Erklärungsnöten, nicht zuletzt gegenüber der Reichswehr – schließlich waren zwei hohe Offiziere dem Morden zum Opfer gefallen. Vor dem Kabinett behauptete Hitler am 3. Juli, Röhm habe seit über einem Jahr gemeinsam mit Schleicher, Gregor Strasser und der französischen Regierung ein Komplott gegen ihn geschmiedet. Er sei gezwungen gewesen zu handeln, da aus diesem Komplott am 30. Juni ein Putsch zu werden drohte.

»Wenn von gewisser Seite juristische Bedenken gegen die Art der Niederwerfung der Revolte vorgebracht würden, so könne er darauf nur entgegnen, daß es sich um eine militärische Meuterei gehandelt habe, bei der es ein prozeßähnliches Verfahren nicht geben könne. Wenn auf einem Schiff eine Meuterei ausbräche, sei der Kapitän nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, die Meuterei sofort niederzuschlagen… Eine nachträgliche Prozeßführung käme nicht in Frage. Das Beispiel, das er gegeben habe, werde eine heilsame Lehre für die ganze Zukunft sein. Er habe die Autorität der Reichsregierung für alle Zeit stabilisiert.«

Anschließend legte Hitler, dem Kabinett das folgende Gesetz vor: »Die zur Niederschlagung hoch- und landesverräterischer Angriffe am 30. Juni und am 1. und 2. Juli 1934 vollzogenen Maßnahmen sind als Staatsnotwehr rechtens.« 47 Reichsjustizminister Gürtner erklärte, »daß der Gesetzentwurf kein neues Recht schaffe, sondern lediglich gültiges Recht bestätige.« In der Presse begnügte sich Goebbels damit, die Breite und Tiefe der Unterstützung für die »Aktion« hervorzuheben, um die Öffentlichkeit zu beruhigen, daß die Ordnung wiederhergestellt und nicht zerrüttet sei. Die formellen Dankschreiben Blombergs und 
Hindenburgs wurden in breiten Schlagzeilen gebracht, während andere Artikel »Treueerklärungen aus ganz Deutschland« und »Überall Verehrung und Bewunderung für den Führer« meldeten. Die Ereignisse wurden allgemein als eine »Säuberungsaktion« bezeichnet, ein Aufräumen mit gefährlichen und degenerierten Elementen in der NS-Bewegung. Einige der SA-Führer, berichtete die Presse, seien mit »Lustknaben« angetroffen worden, und einer »wurde in der ekelhaftesten Situation aufgeschreckt«.48


Als der Reichstag am 13. Juli einberufen wurde, verbreitete Hitler sich ausführlich über diese Bemerkungen in einer Rede, die im Rundfunk übertragen wurde und überall im Land in Gaststätten, Kneipen und auf öffentlichen Plätzen über Lautsprecher gehört werden konnte. Eingerahmt von SS-Männern mit Stahlhelm, offerierte er seinen Zuhörern ein komplexes und phantastisches Gewebe aus Behauptungen und Erklärungen über die angebliche Verschwörung zum Umsturz des Reichs. Nach seinen Worten gab es in Deutschland vier Gruppen von Unzufriedenen, die an der Verschwörung gegen Deutschland beteiligt gewesen seien: kommunistische Straßenkämpfer, die die SA infiltriert hätten, politische Führer, die sich nie mit der Unwiderruflichkeit des 30. Januar 1933 abgefunden hätten, entwurzelte destruktive Elemente, die an die permanente Revolution glaubten, und schließlich eine kleine Gruppe von Nichtstuern aus der Oberschicht, »Drohnen«, die ihr belangloses Leben damit füllten, politischen »Tratsch«, Gerüchte, Verdächtigungen und Befürchtungen weiterzugeben und auf diese Weise für Unruhe in der Bevölkerung sorgten. Seine Versuche, die SA in ihren Exzessen zu zügeln, seien – wie er jetzt wisse – durch die Tatsache vereitelt worden, daß sie alle Teil des Komplotts zum Umsturz der öffentlichen Ordnung gewesen seien. Er sei gezwungen gewesen zu handeln, ohne Rücksicht auf das Gesetz:

»Wenn mir jemand den Vorwurf entgegenhält, weshalb wir nicht die ordentlichen Gerichte zur Aburteilung herangezogen hätten, dann kann ich nur sagen: In dieser Stunde war ich verantwortlich für das Schicksal der deutschen Nation und damit des deutschen Volkes Oberster Gerichtsherr … Ich habe den Befehl gegeben, die Hauptschuldigen an diesem Verrat zu erschießen… Die Nation muß wissen, daß ihre Existenz – und diese wird garantiert durch ihre innere Ordnung und Sicherheit – von niemandem ungestraft bedroht wird! Und es soll jeder für alle Zukunft wissen, daß, wenn er die Hand zum Schlage gegen den Staat erhebt, der sichere Tod sein Los ist.«49


Das offene Bekenntnis der vollkommenen Gesetzwidrigkeit seines Handelns in formellen Begriffen stieß auf keinerlei Kritik bei den Justizbehörden. Im Gegenteil, der Reichstag applaudierte Hitlers Rechtfertigung und verabschiedete eine Resolution, in der er »dem Reichskanzler für seine tatkräftige und entschlossene Rettung des Vaterlandes« dankte. Staatssekretär Meißner schickte ein Telegramm im Namen des kranken Reichspräsidenten, in dem dieser seine Zustimmung erklärte. Nach dem Kabinett billigte auch der Reichstag ohne Umstände ein Gesetz, das der »Aktion« nachträglich ihre Legalität verlieh.50


Sozialdemokratische Beobachter berichteten, die Ereignisse hätten anfangs in der Bevölkerung eine beträchtliche Verwirrung ausgelöst. Jeder, der offen die Aktion kritisierte, wurde sogleich verhaftet. Die Presse berichtete, die Polizei habe eine »scharfe Warnung an Wühler und Hetzer« erlassen. »Konzentrationslager wird angedroht für Gerüchtemacherei und verleumderische Beleidigung der Bewegung selbst und ihres Führers.« Diese Welle der Unterdrückung, die bis in die erste Augustwoche anhielt, ließ die Menschen vor der Zukunft bangen und schürte die Angst vor einer Verhaftung. Viele argwöhnten, daß hinter den Ereignissen des 30. Juni mehr steckte, als öffentlich bekannt gemacht wurde. Lokale Polizeistellen berichteten von einer Atmosphäre allgemeiner Gerüchte und Spekulationen, der »Mekkerei« und »Miesmacherei«. Das Reichspropagandaministerium registrierte beunruhigt in einer internen Denkschrift die »Unzahl der im Umlauf befindlichen unsinnigen Gerüchte«. Die koordinierte Pressekampagne, die den Ereignissen folgte, konnte gegen solche Empfindungen wenig ausrichten. Die Spaltungen, die durch den Konflikt sichtbar wurden, führten zu optimistischem Gerede unter ehemaligen Sozialdemokraten und DNVP-Anhängern, daß »Hitler bald am Ende sei«.51 Die meisten Menschen waren jedoch zumindest erleichtert, daß Hitler gegen die braunen »Bonzen« vorgegangen war und daß die Straßen, wie es schien, jetzt vor den Exzessen betrunkener und randalierender SA-Männer sicher sein würden.52



Nicht untypisch war die Reaktion der konservativen Hamburger Lehrerin Luise Solmitz, die vom Koalitionskabinett und dem Tag von Potsdam 1933 zunächst sehr begeistert war (»Der große, unvergeßlich schöne deutsche Tag!«), dann jedoch um so besorgter wurde über die möglichen sozialistischen Tendenzen des Regimes, als dieses begann, das Vermögen jüdischer Emigranten wie Albert Einstein zu konfiszieren (»Man dürfte das nicht tun. Nicht den Eigentumsbegriff verwirren; ohne ihn Bolschewismus«). Wie viele andere schilderte sie den 30. Juni als »ein[en] Tag, der uns alle erschüttert hat bis ins innerste Herz«. Halb überzeugt von den »sittlichen Verfehlungen« einiger der Ermordeten (»eine Schande für ganz Deutschland«), verbrachte sie ihre Zeit damit, Gerüchte mit Freunden auszutauschen und atemlos im Haus eines Freundes den neuesten Rundfunknachrichten zuzuhören. Als Einzelheiten bekannt wurden, fühlte sie sich von Bewunderung für Hitlers Verhalten überwältigt. »Was er in München geleistet hat an persönlichem Mut, an Entschluß- und Schlagkraft, das ist einzigartig.« Sie verglich ihn mit Friedrich dem Großen oder Napoleon. Die Tatsache, daß es »kein Verfahren, kein Standrecht« gab, schien ihre Bewunderung nur noch mehr zu vergrößern. Sie war fest davon überzeugt, daß Röhm mit Schleicher einen Umsturzversuch geplant hatte.53


Das, so glaubte sie, war das letzte von zahlreichen politischen Abenteuern des ehemaligen Reichskanzlers, die allgemein mit Mißtrauen verfolgt worden waren. Wie die Mehrzahl der bürgerlichen Deutschen reagierte auch Luise Solmitz nach der anfänglichen Verwirrung mit Gutgläubigkeit und Erleichterung. Sie hatten Hitler nicht zuletzt aus dem Grund unterstützt, weil er in der Jahresmitte 1933 die Ordnung auf den Straßen und die Stabilität in der Politik wiederhergestellt hatte, und nun war ihm dies ein zweites Mal gelungen. Am Tag nach der »Aktion« versammelte sich eine Menschenmenge vor der Reichskanzlei und dem Reichspropagandaministerium, sang das Horst-Wessel-Lied und bekundete ihre Treue zum Führer, auch wenn wir nichts darüber wissen, ob es Begeisterung, Nervosität oder Erleichterung war, was sie dazu veranlaßt hatte. Allgemein war man sich einig, daß Hitler sein Ansehen durch das schnelle und entschlossene Handeln erhöht hatte. Es stand sogar nach Meinung vieler in einem noch schärferen Gegensatz als früher zu der Unordnung und dem Radikalismus der Partei.54 Einige, wie der ehemalige Sozialdemokrat Jochen Klepper, waren entsetzt über den Mord an Schleichers Frau, gegen die man unmöglich irgendeinen Verdacht hegen konnte.55 Nur die Unzufriedeneren kommentierten sarkastisch, der einzige Fehler der »Säuberung« habe darin bestanden, daß man nicht noch mehr Nazis erschossen habe.56


Das Ausmaß der »Säuberung« war beträchtlich. Hitler selbst sagte dem Reichstag am 13. Juli 1934, es seien 74 Personen erschossen worden, während Göring allein den Befehl zur Verhaftung von über tausend Personen gegeben hatte. Von mindestens 85 Personen ist bekannt, daß sie auf der Stelle und ohne jegliches Gerichtsverfahren erschossen wurden.57 Zwölf der Opfer waren Reichstagsabgeordnete. Die SA-Führer und ihre Männer waren weitgehend ahnungslos; viele von ihnen gingen sogar in dem Glauben in den Tod, ihre Verhaftung und Hinrichtung sei von der Reichswehr befohlen worden, und schworen dem »Führer« ewige Treue. In den folgenden Tagen und Wochen hielten die Verhaftungen und Entlassungen an; sie richteten sich in erster Linie gegen die angeblich gewalttätigsten und korruptesten Elemente unter den Braunhemden. Wilden Trinkgelagen, Homosexualität, Unterschlagung, Zügellosigkeit, allem, was in den vorangegangenen Monaten die SA beim Bürgertum so unbeliebt gemacht hatte, wurde jetzt rücksichtslos ein Ende bereitet. Raufereien zwischen betrunkenen SA-Männern kamen danach zwar immer noch vor, aber nicht mehr in dem gefährlichen Ausmaß der Monate vor dem 30. Juni 1934. Desillusioniert, ohne eine Aufgabe und unfähig, sich noch zu behaupten, begannen die Braunhemden ihre Organisation in Scharen zu verlassen – 100 000 Austritte allein im August und September. Von einer gesamten Mitgliederzahl von 2,9 Millionen im August 1934 schrumpfte die SA bis zum Oktober 1935 auf 1,6 Millionen und bis zum April 1938 auf 1,2 Millionen Mitglieder. Strenge Aufnahmebestimmungen und Quoten begrenzten die Zahl der Neuzugänge. Der Rückgang der Arbeitslosigkeit und – ab 1935 – die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht verringerten zudem die Zahl der potentiellen Bewerber.58


Doch auch wenn es die Reichswehr, 1935 in Wehrmacht umbenannt, oder den Staat nicht länger bedrohte, das Potential der SA zu Gewalt und Aggression blieb weiterhin bestehen. Der Bericht eines SA-Führers über die Ereignisse in einem SA-Lager in einer einzigen Nacht während des Nürnberger Parteitags macht dies sehr deutlich. Ein Großteil war »völlig besoffen«, gegen ein Uhr morgens kam es zu einer Schlägerei zwischen zwei Gruppen, wobei es mehrere Verletzte durch Messerstiche gab. Auf dem Heimweg ins Lager hielten SA-Männer jeden Wagen an, um sich mitnehmen zu lassen, sie verprügelten die Insassen und warfen die Scheiben mit Steinen und Flaschen ein, wenn der Fahrer sich weigerte, die Männer mitzunehmen. Die gesamte Nürnberger Polizei mußte aufgeboten werden, um die Ordnung wiederherzustellen. Ein Betrunkener war in die Lagerlatrine gefallen und starb an einer Chlorgasvergiftung. Erst um vier Uhr morgens kehrte Ruhe im Lager ein, nachdem sechs Männer getötet und 30 durch Gewaltanwendung mehr oder weniger schwer verletzt worden waren; außerdem gab es »ca. 20 durch Autounfall Verletzte, welche durch Überlastung, Anhängen, Auf- und Abspringen hervorgerufen wurden«. Solche Vorfälle wiederholten sich bei anderen Anlässen. Abgestraft, in ihrer Zahl verringert, ihrer Autonomie beraubt und – wie die NS-Führung behauptete – von ihren extremsten, gewalttätigsten und korruptesten Elementen »gesäubert«, blieb die SA dennoch eine Quelle der Gewalt, wann immer das Regime es für angebracht hielt, sie für seine Zwecke einzusetzen, und gelegentlich auch ohne einen solchen Auftrag.59


Die Armee dagegen konnte vorläufig wieder aufatmen. General Blomberg brachte in einem Erlaß an die Reichswehr seine Dankbarkeit zum Ausdruck und rühmte den »Führer«, der »mit soldatischer Entschlossenheit und vorbildlichem Mut die Verräter und Meuterer selbst angegriffen und niedergeschmettert« habe. General von Reichenau versuchte beflissen, den kaltblütigen Mord an einem der ranghöchsten und allgemein prominentesten Offiziere der Reichswehr, Kurt von Schleicher, in einem Kommuniqué herunterzuspielen. Darin wurde behauptet, Schleicher habe mit Röhm und dem Ausland konspiriert, um einen Umsturz des Staates herbeizuführen, und sei erschossen worden, als er sich seiner Verhaftung mit Waffengewalt widersetzen wollte. Ob Schleichers Frau, die man ebenfalls erschossen hatte, in das angebliche Komplott verwickelt war, sagte Reichenau nicht. Reichswehroffiziere ließen in der Messe die Champagnerkorken knallen, um die Ausschaltung der SA zu feiern. Von jungen Hitzköpfen wie Leutnant Claus von Stauffenberg, der die »Aktion« als das Aufstechen einer Eiterbeule bezeichnete, bis zu hohen Offizieren wie Generalmajor von Witzleben, der seinen Kameraden sagte, er wünschte sich, bei der Erschießung Röhms dabeigewesen zu sein, befanden sich alle in einer Hochstimmung, die selbst Blomberg als unpassend empfand. Nur ein einziger Mann, ein Hauptmann a. D. und ehemaliger hoher Beamter in der Reichskanzlei, Erwin Planck, hielt die Jubelfeier der Offiziere für unangebracht. »Wenn Sie tatenlos zusehen«, sagte er zu General Fritsch, »werden Sie früher oder später das gleiche Schicksal erleiden.«60



Unterdrückung und Widerstand

I

Während all dieser Ereignisse hatte sich der Gesundheitszustand des Reichspräsidenten ständig verschlechtert. Als Hitler ihn am 1. August in Neudeck besuchte, redete ihn 
Hindenburg, Staatsoberhaupt und ehemaliger Chef der Obersten Heeresleitung im Ersten Weltkrieg, in seiner Verwirrung, die drastisch die Verschiebung der Macht und Autorität zwischen den beiden Männern in den letzten acht Monaten symbolisierte, mit »Majestät« an, weil er anscheinend glaubte, der Kaiser stehe vor ihm.61 Die Ärzte wiesen auf den körperlichen und geistigen Verfall Hindenburgs hin und teilten Hitler mit, der Reichspräsident werde nur noch 24 Stunden zu leben haben. Nach Berlin zurückgeflogen, berief Hitler noch am selben Abend eine Kabinettssitzung ein. Ohne den Tod des alten Mannes abzuwarten, beschloß das Kabinett eine Verordnung, die besagte, daß mit dem Ableben Hindenburgs das Amt des Reichspräsidenten mit dem des Reichskanzlers vereinigt und alle Befugnisse des ersteren auf den letzteren übertragen werden sollten. Hitler brauchte nicht lange zu warten. Am Morgen des 2. August um 9 Uhr verstarb der Reichspräsident. Viele konservative Deutsche empfanden dies als das Ende einer Ära. Wie Luise Solmitz in ihrem Tagebuch notierte, war er »ein rechter Kämpfer u. untadeliger Mensch u. hat seine, unsere Zeit mit ins Grab genommen«. Er nahm auch sein Amt mit ins Grab. Der Titel des Reichspräsidenten, sagte Hitler, sei »unzertrennlich verbunden mit dem Namen des großen Toten«. Aus diesem Grund wolle er auch künftig »wie bisher nur als Führer und Reichskanzler angesprochen« werden. Die Verbindung der beiden Funktionen des Reichspräsidenten und des Reichskanzlers legte ein »Gesetz über das Staatsoberhaupt« fest, über das am 19. August eine Volksabstimmung abgehalten wurde, die eine überwältigende Zustimmung ergab.62


Mit diesem Akt wurde Hitler zum Staatsoberhaupt in jedem Sinne des Wortes. Das wichtigste Attribut dieses Amtes war die Tatsache, daß die Reichswehr einen Treueid auf das Staatsoberhaupt leistete. Am 2. August 1934 wurden die Soldaten in ganz Deutschland aufgerufen, einen neuen Treueid zu leisten, den General von Reichenau ohne Rücksprache mit Hitler formuliert hatte. Der bisherige Treueid hatte die Soldaten auf das abstrakte Gebilde der Weimarer Verfassung und die ungenannte Person des Reichpräsidenten verpflichtet. Der neue Eid hatte einen anderen Wortlaut: »Ich schwöre bei Gott diesen heiligen Eid, daß ich dem Führer des Deutschen Reiches und Volkes Adolf Hitler, dem Oberbefehlshaber der Wehrmacht, unbedingten Gehorsam leisten und als tapferer Soldat bereit sein will, jederzeit für diesen Eid mein Leben einzusetzen.«63 Und dies war keine rein formale Angelegenheit, denn dieser Treueid hatte in der deutschen Armee eine weitaus größere Bedeutung als in den meisten Armeen anderer Staaten. Er war der Gegenstand spezieller Unterrichts- und Ausbildungsstunden, in denen es um Pflicht und Ehre ging und Beispiele gegeben wurden, welche Konsequenzen ein Bruch dieses Eides hätte. Ganz besonders wichtig war vielleicht die Formel des »unbedingten« Gehorsams gegenüber Hitler, ob man seine Befehle für rechtens hielt oder nicht. Dies war ein Unterschied zum früheren Eid, mit dem die Soldaten auf die Verfassung und die »gesetzlichen Institutionen« der deutschen Nation verpflichtet worden waren.64


Einigen Offizieren in der Reichswehr war durchaus bewußt, was der Eid bedeutete. Manche hatten Bedenken. Am Abend des Tages, an dem er den Eid geleistet hatte, schilderte Generalmajor Ludwig Beck, ein konservativer, pflichtbewußter bürgerlicher Artillerieoffizier, der 1933 zum Chef des Truppenamtes (seit 1935 Generalstab des Heeres) befördert worden war, den 2. August als »den schwärzesten Tag meines Lebens«. Doch die meisten waren entweder für diese Änderung, da sie daran dachten, in welcher Weise Hitler in den vergangenen 18 Monaten die Wünsche der Reichswehr erfüllt hatte, oder ihnen entgingen die potentiellen Konsequenzen des Eides. Hitler selbst hatte keinen Zweifel über die Bedeutung der neuen Eidesformel. Nachdem er am 20. August ein Gesetz verkündet hatte, das den Eid nachträglich legalisierte, schrieb er einen überschwenglichen Dankesbrief an Reichswehrminister Blomberg, in dem er seine Dankbarkeit ausdrückte und versprach, die Loyalität der Reichswehr werde erwidert. Und er betonte die Absicht, »die Armee als einzigen Waffenträger der Nation zu verankern«. Der dankbare General gab seinerseits die Anordnung, die Truppen sollten ab jetzt Hitler als »mein Führer« und nicht mehr wie bisher mit »Herr Hitler« anreden.65 Dieser Treueid des Heeres stand Modell für einen ähnlichen Eid, der aufgrund eines Gesetzes vom 20. August von deutschen Beamten geleistet werden mußte. Auch hier war es der »Führer des Deutschen Reiches und Volkes«, dem die Treue gelobt werden mußte, ein Amt, das aus keiner Verfassung bekannt ist, eine Form der Autorität, die nicht aus dem deutschen Staat, sondern aus Hitlers Person abgeleitet war.66


Diese Ereignisse zementierten Hitlers Macht als »der Führer«. Wie der junge Verfassungsrechtler Ernst Rudolf Huber 1939 erklärte, war dies kein staatliches Amt, sondern leitete seine Legitimität vom »vereinten Volkswillen« ab:

»Die Führergewalt ist umfassend und total; sie vereinigt in sich alle Mittel der politischen Gestaltung; sie erstreckt sich auf alle Sachgebiete des völkischen Lebens; sie erfaßt alle Volksgenossen, die dem Führer zu Treue und Gehorsam verpflichtet sind. Die Führergewalt ist nicht durch Sicherungen und Kontrollen, durch autonome Schutzbereiche und wohlerworbene Einzelrechte gehemmt, sondern ist frei und unabhängig, ausschließlich und unbeschränkt.«

Hitlers Meinung, erklärte Huber in seiner Abhandlung Verfassungsrecht des Großdeutschen Reiches, das sich schnell zu einem Standardwerk entwickelte, stelle den »objektiven« Willen des Volkes dar und verfechte »die objektive Idee der Nation gegen die subjektive Willkür einer irregeleiteten Volksstimmung«. »Der Wille des Führers«, schrieb der Jurist Werner Best, Verfasser der berüchtigten Boxheimer Dokumente, »schafft Recht und ändert bisher geltendes Recht ab.« Falls der Führer dieses »Rechtsetzungs-Recht« möglicherweise mißbräuchlich anwendet, wird dieser »sicherer als von einem Staatsgerichtshof vom Schicksal selbst… bestraft«. Letztlich habe Hitler seine Macht nicht vom Staat, sondern von der Geschichte erhalten. In den späteren Jahren seiner Herrschaft ließ Hitler schließlich in seiner Amtsbezeichnung den Zusatz »und Reichskanzler« wegfallen.67



Nicht nur Hitler persönlich, sondern auch die NS-Bewegung allgemein hatten für den Buchstaben des Gesetzes und die Institutionen des Staates nur Verachtung übrig. Von Anfang an standen sie mit ihren politischen Aktivitäten außerhalb des Gesetzes, und daran änderte sich auch dann nichts, als Hitler die Idee eines direkten Putschs als Weg zur Macht aufgegeben hatte. Für die Nationalsozialisten waren Gewalt und Wahlurnen komplementäre Werkzeuge der Macht, keine Alternativen. Wählerstimmen und Wahlen wurden zynisch als Instrumente einer formalen politischen Legitimation angesehen; der Wille des Volkes wurde nicht durch die freie Artikulierung der öffentlichen Meinung, sondern durch die Person Hitlers und die Usurpation des historischen Schicksals der Deutschen durch die NS-Bewegung zum Ausdruck gebracht, selbst wenn die Deutschen darin anderer Meinung waren. Außerdem wurden allgemein anerkannte Rechtsnormen wie die Ächtung von Mord, Gewalttaten, Zerstörung oder Diebstahl von den Nationalsozialisten von Anfang an ignoriert, da sie überzeugt waren, daß die Geschichte und die Interessen der deutschen (»arischen«) Rasse extreme Maßnahmen in der Krise rechtfertigten, die auf die Niederlage Deutschlands im Krieg folgte.68


Gleichzeitig konnte, zumindest in den ersten Jahren des Dritten Reiches, der massive Apparat der staatlichen Bürokratie, Justiz, Polizei, Strafvollzug und Wohlfahrtspflege, den die Weimarer Republik und das Kaiserreich hervorgebracht hatten, nicht einfach so beseitigt oder zunichte gemacht werden. Es bestand ein »Doppelstaat«, um den Titel eines berühmten Buchs zu zitieren, das der emigrierte Rechtsanwalt und Politikwissenschaftler Ernst Fraenkel 1941 in den Vereinigten Staaten veröffentlicht hat. Auf der einen Seite stand der »Normenstaat«, gebunden an Regeln, Verfahren, Gesetze und Konventionen, der aus formellen Institutionen wie der Reichskanzlei, den Ministerien, lokalen Behörden und Ähnlichem bestand; ihm gegenüber stand der »Maßnahmenstaat«, ein im wesentlichen außergesetzliches System, das seine Legitimität ausschließlich aus der das Gesetz transzendierenden Autorität des Führers bezog.69 Theoretiker wie Huber unterschieden sorgfältig zwischen »Staatsgewalt« und »Führergewalt« und betonten, daß die letztere stets den Vorrang vor der ersteren habe. Auf diese Weise wurden formell gesetzwidrige Taten wie die Morde in der »Nacht der langen Messer« durch die Führergewalt sanktioniert und waren somit überhaupt nicht gesetzwidrig. Die Festnahmen, Verhaftungen und Erschießungen waren nicht von der regulären Polizei oder den Strafverfolgungsbehörden vorgenommen worden, sondern von der SS, und der formale Apparat des Rechtswesens und des Staates wäre fast über die eigenen Füße gestolpert in seiner eiligen Beflissenheit, diesen Gewalttaten den Segen des Gesetzes zu geben. Das bewies auf drastische Weise, daß es zwischen dem »Normenstaat« und dem »Maßnahmenstaat« im Dritten Reich immer seltener zu ernsthaften Konflikten kam. Der erstere mußte sich dem letzteren mehr und mehr unterwerfen, und im Lauf der Zeit wurde der »Normenstaat« zunehmend vom Geist des »Maßnahmenstaats« durchdrungen; Vorschriften wurden gelokkert, Gesetze nicht angewandt, Skrupel ignoriert. Bereits ab Anfang Juli 1933 unterzeichnete Hans Heinrich Lammers, Chef der Reichskanzlei, seine Briefe mit »Heil Hitler«.70 Gegen Ende des Monats wurden alle Beamten einschließlich der Universitätslehrer, Juristen und anderer Staatsbediensteter angewiesen, im Dienst diesen »Deutschen Gruß« zu benutzen. Wer es unterließ, auf diese Weise zu grüßen, wenn die Umstände es erforderten, mußte damit rechnen, daß ihm dies als ein Zeichen der Ablehnung des neuen Systems ausgelegt wurde.71 Das waren nur die äußeren Zeichen eines Einverständnisses, dessen Intensität sehr schnell zunahm, während das Regime sich in der Macht einrichtete.
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Karte 1: Gebietseinheiten (Gaue) der NSDAP 1935


Minister wie Franz Gürtner, der in den beiden letzten Kabinetten vor dem 30. Januar 1933 Reichsjustizminister gewesen war und dieses Amt im Dritten Reich weiterführte, unternahmen immer noch große Anstrengungen, die willkürliche Führergewalt durch formale Rechtsakte zu vermitteln. Das erforderte die wiederholte Erfindung von Wendungen und Begriffen in der Absicht, es nachträglich so aussehen zu lassen, als befänden sich die Befehle Hitlers im Einklang mit den geltenden gesetzlichen Vorschriften und Bestimmungen. In einigen Fällen wie dem der »Nacht der langen Messer« bedeutete es auch die Verabschiedung von Gesetzen, die rückwirkend selbst die offen gesetzwidrigen Taten des Regimes für rechtmäßig erklärten. Am 1. Dezember 1933 wurde der Primat des Maßnahmenstaats vor dem Normenstaat formal in einem »Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat« verkündet, auch wenn die unbestimmten Begriffe, in denen das Gesetz formuliert wurde, erkennen ließen, daß es in der Praxis kaum eine spürbare Wirkung hatte. Tatsächlich bedeutete diese Situation, daß es ständige Reibereien zwischen den Organen der Partei und des Staates gab, bei denen die Nazibonzen sich auf allen Ebenen bis hinunter zu den Kommunalbehörden in die Politik und die Entscheidungsprozesse einmischten. Hitler versuchte vor allem 1934 die Einmischung der Gauleiter und anderer »Amtswalter« der Partei in die Staatsangelegenheiten einzudämmen, da sie auf einigen Gebieten die Wirtschaftspolitik zu sabotieren drohten. Er erklärte, die Partei sei hauptsächlich ein Instrument der Propaganda, nachdem sich der Staat nun in nationalsozialistischer Hand befinde. Aber auch diese Erklärung bedeutete letztlich wenig.72


Zunächst einmal führte Hitler eine Reihe von Maßnahmen ein, um die Partei effizienter zu machen. Die Dezentralisierung ihrer Organisation nach dem Austritt Gregor Strassers Ende 1932 warf Probleme auf. Ständige Fraktionsstreitigkeiten und Machtkämpfe innerhalb der Partei ermöglichten es klugen Beamten, den Einfluß der Partei zurückzudrängen, indem sie die Fraktionen gegeneinander ausspielten. In dem Bestreben, die Partei wieder zu zentralisieren, ohne einem potentiellen Rivalen Macht zu übertragen, machte Hitler zunächst den treu ergebenen Rudolf Heß zum »Stellvertreter des Führers« (in der Führung der NSDAP), jedoch ohne Kontrolle über den Organisationsapparat. Am 1. Dezember 1933 berief er ihn dann ins Kabinett. Am 27. Juli 1934 verfügte Hitler, daß von nun an alle von den Reichsministerien eingereichten Gesetzentwürfe über Heß’ Schreibtisch zu gehen hatten. 1935 erhielt Heß die Befugnis, die Ernennung und Beförderung hoher Beamter zu überprüfen. Das alles verlieh der Partei einen weitreichenden Einfluß auf den Staat. Heß persönlich war kaum in der Lage, ihn auszuüben. Er hatte keine ernsthaften Ambitionen außer der Bereitschaft, sich Hitler völlig unterzuordnen. Der ehrgeizige Martin Bormann dagegen, Stabsleiter in Heß’ Büro seit dem 1. Juli 1933, wußte die Befugnisse seines Chefs durchaus zu nutzen. Bormann schuf einen komplexen Apparat im »Stab des Stellvertreters des Führers«, der in mehreren Abteilungen organisiert und mit treuen Anhängern besetzt war, die seine Entschlossenheit teilten, die Partei zentral zu führen und systematisch dazu zu nutzen, politische Programme zu entwickeln und über die Bürokratie in die Praxis umzusetzen. 1935 übernahm Bormann die Verwaltung von Hitlers »Berghof« auf dem Obersalzberg. In zunehmendem Maße trat er dort als Hitlers Privatsekretär auf und kontrollierte den Zugang zu ihm. Es war bezeichnend für die Art und Weise, wie das Dritte Reich geführt wurde, daß Bormanns Amt jetzt in Konkurrenz zur offiziellen Regierungsinstitution der Reichskanzlei operierte, an dessen Spitze Staatssekretär Hans Heinrich 
Lammers stand. War Hitler in Berlin, so hatte Lammers direkteren Zugang zu ihm und damit einen größeren Einfluß; doch der »Führer« verbrachte immer mehr Zeit auf dem Obersalzberg, wo Bormann selbst Lammers den Zugang zu ihm verweigern konnte.73


Diese Dualität von Partei und Staat wiederholte sich auf allen Ebenen. Als das Chaos der Machtergreifung in der ersten Jahreshälfte 1933 langsam nachließ, stand das Dritte Reich vor einer Vielfalt rivalisierender Institutionen. Reichsstatthalter, Ministerpräsidenten und Gauleiter rivalisierten alle um die Oberhoheit in den Ländern: in Preußen, das sich über mehr als die Hälfte des deutschen Territoriums erstreckte, auch mit den Regierungspräsidenten. Diese Zwistigkeiten wurden zum Teil durch die Ernennung des höchsten Gauleiters in jedem Land zum Reichstatthalter in diesem Gebiet im April 1933 gelöst. Ein weiterer Schritt erfolgte am 30. Januar 1934, als unter dem Druck des Reichsinnenministeriums unter Wilhelm Frick ein neues Gesetz alle Länder einschließlich Preußens aufhob samt ihren Regierungen und Parlamenten und die Zuständigkeit ihrer Ministerien auf die entsprechenden Reichsministerien übergehen ließ. Auf diese Weise wurde die föderative Verfassung einfach beseitigt. Bezeichnenderweise blieben freilich einige Elemente eines Föderalismus erhalten, so daß die Auflösung der Länder keine vollständige war. Die 42 Gauleiter verfügten immer noch über weitgehende Befugnisse in ihren Gauen; neun von elf Statthaltern waren zugleich Gauleiter, was ihre Position innerhalb der Region noch stärkte, auch wenn hier die neue deutsche Gemeindeverordnung vom 30. Januar 1935 mit der Abschaffung von Gemeinderatswahlen die Ernennung der Bürgermeister weitgehend in die Zuständigkeit des Reichsinnenministeriums in Berlin verlegte. In kleineren Gemeinden war hier der Reichsstatthalter oder der Regierungspräsident zuständig. Das weckte wiederum den Groll der Kreisleiter der Partei, die häufig das Recht der Ämterbesetzung in Kreis und Gemeinden, das ihnen gesetzlich zustand, dazu benutzten, ihre Kumpane und Klienten in Ämter zu hieven, für die sie häufig völlig ungeeignet waren.74


Diese innerparteilichen Zwistigkeiten hatten allerdings – dies muß wohl kaum betont werden – nichts mit einer wirklichen Opposition gegen das nationalsozialistische Regime oder dessen Politik zu tun. Nach den »Säuberungen« von 1933 waren Beamte in ihrer großen Mehrheit entweder selbst Parteigenossen oder sie standen der Bewegung mehr oder weniger positiv gegenüber, und dasselbe galt auch für die meisten Minister in Berlin. Ihre Position wurde von führenden Persönlichkeiten der Bewegung wie Hermann Göring gestärkt, der bezeichnenderweise in den meisten Fällen verhindern konnte, daß die Vorschläge zu einer Änderung der Verwaltung in Preußen verwirklicht wurden. Die Opposition unter anderem der Gauleiter bewirkte sogar, daß die gesamte Reform nie so weit gedieh, wie das Reichsinnenministerium beabsichtigt hatte, so daß die Verwaltungsstrukturen der einzelnen Länder weitgehend intakt blieben, auch wenn ihnen ihre Autonomie zum größten Teil und ihre repräsentativen Institutionen vollständig genommen worden waren.75 Nichts war sorgfältig geordnet bei der Verwaltung des Dritten Reiches, und die Vorstellung, es habe sich um einen reibungslos funktionierenden, vollkommen zentralisierten Staat gehandelt, ist von den Historikern seit langem aufgegeben worden. Statt dessen verhinderten das Durcheinander konkurrierender Institutionen und der Kompetenzwirrwarr praktisch, daß sich der »normative« Staatsapparat gegen die willkürlichen Eingriffe des »Maßnahmenstaats« behaupten konnte, und verurteilten ihn zu einem zunehmenden Verfall seiner Macht und Autonomie.

Nach den unruhigen Ereignissen im Sommer und Frühherbst 1934 traf Hitler erste Vorkehrungen für den Fall, daß er unerwartet erkranken, verunglücken oder gar sterben könnte. Es waren weder Heß noch Himmler, die in der »Nacht der langen Messer« die entscheidende Rolle gespielt hatten, es war der respekteinflößende, skrupellose und entschlossene Hermann Göring. Am 7. Dezember 1934 bestellte Hitler in einem Erlaß Göring »in allen Angelegenheiten der Staatsführung« zu seinem Stellvertreter für den Fall, daß er selbst in der Ausübung seiner Ämter verhindert sei. Görings Stellung als der zweite Mann im Dritten Reich wurde einige Tage später, am 13. Dezember, durch ein weiteres Gesetz festgeschrieben, in dem Hitler Göring zu seinem Nachfolger erklärte und die Bürokratie, die Reichswehr, die SA und die SS anwies, unmittelbar nach seinem Tod Göring einen persönlichen Treueid zu schwören. Göring sollte diese Stellung in den nächsten Jahren dazu nutzen, eine Position aufzubauen, die mit einer solchen Machtfülle ausgestattet war, daß sie in den Augen mancher Beobachter einem Staat im Staate gleichkam. Was seine Ernennung zu Hitlers Stellvertreter und Nachfolger jedoch auch zeigte, war, wie schnell nach Hindenburgs Tod die reale und formelle Machtverteilung innerhalb des Dritten Reiches nicht mehr eine Sache von Verfassungsbestimmungen und Vorschriften war, sondern eine der Persönlichkeiten. Dieses Regime war jetzt eine vollentwickelte Diktatur, in der der »Führer« nach Belieben verfahren und sogar seinen Nachfolger bestimmen konnte, ohne irgend jemanden zu fragen.76


II

Nirgends zeigte sich die persönliche Natur von Hitlers Autorität deutlicher als im Aufstieg der SS. Ursprünglich als Hitlers private Leibwache und »Schutzstaffel« ins Leben gerufen, schuldete sie ihm allein Treue und gehorchte keinen anderen Gesetzen als den seinigen. Heinrich Himmler, seit 1929 ihr Führer, hatte sie schnell aufgebaut, bis sie im Frühjahr 1933 eine Stärke von über 50000 Mann aufwies. Aus diesen wählte Hitler eine 120 Mann starke »Stabswache« aus, die im September 1933 in »Leibstandarte-SS Adolf Hitler« umbenannt wurde. Auch in anderen Städten wurden ausgewählte SS-Männer zu »SS-Sonderkommandos« zusammengefaßt und für polizeiliche und terroristische Aufgaben wie die »Nacht der langen Messer« eingesetzt.77 Bereits 1934 hatte Himmler mit der SS ehrgeizigere Pläne als sie lediglich als Sonderabteilung zuverlässiger Parteipolizisten einzusetzen, wann immer Hitler sie brauchte. Er wollte die SS zur Kernelite der neuen nationalsozialistischen »Rassenordnung« machen. In bewußtem Gegensatz zur plebejischen Unordnung der Braunhemden wollte Himmler, daß »seine« SS streng diszipliniert, puritanisch, »rassisch« rein und unbedingt gehorsam war, eine Verkörperung dessen, was in seinen Augen die besten Elemente der germanischen »Rasse« waren. Nach und nach wurde die ältere Generation der SS-Männer, deren Gewalterfahrungen häufig bis in die Zeit der Freikorps in den ersten Jahren der Weimarer Republik zurückreichte, in den Ruhestand geschickt, um einer jüngeren, gebildeteren Generation Platz zu machen.78 Himmler schuf eine differenzierte Hierarchie von SS-Führern, jede Ebene mit ihrem eigenen pompös klingenden Titel – Oberstgruppenführer, Obersturmbannführer, Hauptsturmführer etc. – und ihren eigenen subtilen Ranghinweisen in den Abzeichen, die auf den schicken Uniformen in militärischem Stil angebracht waren, die von allen SS-Führern getragen wurden. Diese neuentworfenen Uniformen wiesen jetzt nicht mehr nur das silberne Totenkopfabzeichen der gesamten Organisation auf, sondern auch eine an Runen erinnernde Stilisierung der Buchstaben SS in Form zweier Blitze. Die Schreibkräfte der SS wurden bald mit Schreibmaschinen ausgerüstet, deren Typen auch dieses Emblem enthielten, das für offizielle Schreiben und Denkschriften verwendet werden mußte. Weitere Grade und Rangabzeichen folgten. Himmler beschaffte sogar Geld für seine Organisation, indem er Ehrenränge und Ehrentitel verlieh wie »förderndes Mitglied«, und sehr bald floß Geld von Industriellen, Bankiers und Geschäftsleuten. Zu den »Freunden des Reichsführers SS«, eine weitere Finanzquelle, zählten Männer wie der Unternehmer Friedrich Flick, der Direktor der I.G.Farben, Heinrich Bütefisch, und Vertreter von Firmen wie Siemens-Schuckert, der Deutschen Bank, Rheinmetall-Borsig und der Hamburg-Amerika-Linie. Viele dieser Männer erhielten zur Belohnung SS-Ehrentitel. Ihnen mußte klar gewesen sein, daß dies mehr als eine leere Geste war, da ihre Verbindung zur SS sie vor Eingriffen übereifriger Parteimitglieder in ihre Unternehmen schützen konnte. Demnach verwundert es nicht, daß die Zeitschrift, die Himmler für seine »Freunde« herausgab, im September 1939 eine Auflage von 365000 Exemplaren hatte und daß die Summe der finanziellen Beiträge der Freunde jährlich einen Betrag zwischen einer halben und einer Million Reichsmark erreichte.79


All dies drohte den elitären Charakter der SS als einer verschworenen Gemeinschaft zu verwässern, so daß Himmler zwischen 1933 und 1935 nicht weniger als 60000 Mitglieder wieder ausschloß. Insbesondere entließ er Homosexuelle, Alkoholiker und Männer, die offensichtlich aus Opportunismus eingetreten waren und keine hundertprozentigen Nationalsozialisten waren. Vor allem verlangte er ab 1935 einen »großen Abstammungsnachweis«, einen Nachweis der »deutschen oder artverwandten Abstammung bzw. des Grades eines fremden Bluteinschlags« durch Vorlage einer beglaubigten Ahnentafel. Dieser Nachweis mußte bei einfachen SS-Männern bis ins Jahr 1800, bei den Führern bis 1750 zurückgehen. Aktive SS-Männer und Bewerber um eine Mitgliedschaft kämmten die Kirchenregister durch, um ihre »rassische« Reinheit zu beweisen, oder beauftragten Ahnenforscher mit der Aufgabe. Neu Angeworbene mußten sich jetzt einer physischen Begutachtung unterziehen, um sich ihre »arischen« Eigenschaften bestätigen zu lassen; Himmler erwog die Möglichkeit, im Lauf der Zeit mit einer zweckmäßig gelenkten Evolution nur noch blonde Männer aufzunehmen. Bereits seit 1931 mußte jeder SS-Mann vor einer geplanten Heirat eine besondere Erlaubnis Himmlers oder seines Vorgesetzten einholen; sie wurde nur erteilt, wenn seine Verlobte ebenfalls »rassisch« einwandfrei war.80 Doch dieWirklichkeit sah anders aus. Von 106 304 Anträgen auf eine Heiratserlaubnis, die zwischen 1932 und 1940 von SS-Männern gestellt worden waren, wurden nur 958 abgelehnt, obwohl die erforderlichen Qualifikationen nur in 7518 Fällen erfüllt waren. Einige Hundert SS-Männer, die entlassen wurden, weil sie gegen diese Heiratsbestimmungen verstoßen hatten, wurden später wieder aufgenommen. Mit der neuen »rassischen« Elite würde man wohl noch etwas Geduld haben müssen.81


Die durch die SS gebildete Elite nahm mit der Zeit einen anderen Charakter an als die von Himmler ursprünglich angestrebte »rassische« Überlegenheit. Vor allem war sie in deutlichem Gegensatz zur SA hervorragend ausgebildet.82 Hohe SS-Führer wie Werner Best, Otto Ohlendorf, Walter Schellenberg und Franz Six hatten Univer-sitäts- und zum Teil sogar Doktorexamina absolviert; geboren in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg, waren sie zu jung, um an der Front gekämpft zu haben, und waren statt dessen durchdrungen von dem kompensatorischen nationalistischen Fanatismus, der in den zwanziger Jahren an den Universitäten so vorherrschend gewesen war. Diese Männer waren in ihr Erwachsenenalter in einer Zeit der Unsicherheit eingetreten, in der das politische System in ständigem Wandel war, das Geld zumindest für einige Zeit seinen Wert verloren hatte und ein fester Arbeitsplatz oder eine berufliche Karriere nicht zur Debatte standen. Sie hatten ihren moralischen Kompaß verloren oder ihn gar nicht erst erworben. Solchen jungen Männern schien allein die nationalsozialistische Bewegung eine feste Identität, moralische Gewißheiten und eine Zukunftsperspektive geben zu können. Typisch für diese Generation war Otto Ohlendorf, der 1907 in eine mittelständische protestantische Landwirtfamilie geboren wurde, deren politische Sympathien der DNVP galten. Ohlendorf schloß sich 1925, noch während er das Gymnasium besuchte, den Braunhemden an und wurde 1927 zur SS überstellt; in diesem Jahr trat er auch in die NSDAP ein. Von 1928 bis 1931 studierte er Rechts- und Staatswissenschaften an den Universitäten Leipzig und Göttingen und verbrachte anschließend ein Jahr in Pavia, um dort neben Staatswissenschaften den faschistischen Korporatismus zu studieren. Die Rigidität und Komplexität des italienischen Korporatismus lehnte er schließlich ab. Zurück in Deutschland setzte er zunächst sein juristisches Studium fort, doch seine Pläne einer wissenschaftlichen Karriere zerschlugen sich. Auf Vermittlung seines Professors trat er 1936 als Leiter der Abteilung II/23 (Wirtschaft) in den SD ein, wo seine Kritik an der NS-Wirtschaft, sie schade den Mittelschichten, ihn zwar in Schwierigkeiten brachte, ihm aber zugleich einen Ruf wegen seiner Intelligenz und seines Selbstbewußtseins eintrug. Nach einer einjährigen erfolgreichen Tätigkeit als Geschäftsführer in der Reichsgruppe Handel kam er wieder zum SD, wo Heydrich ihn im September 1939 zum Leiter des Amtes III (deutsche Lebensgebiete) ernannte.83


Der SD verdankte seine Entstehung Gerüchten im Frühjahr 1931, die darauf hinwiesen, daß die NSDAP von ihren Feinden unterwandert sei. Himmler richtete den Sicherheitsdienst ein, um diesen Behauptungen nachzugehen, und legte ihn in die Hände eines Mannes, der in den folgenden Jahren so allgemein und aufrichtig gefürchtet und verabscheut wurde wie wohl keine andere Führungspersönlichkeit im NS-Regime – Reinhard Heydrich. Geboren 1904 in eine äußerst kultivierte bürgerliche Familie – sein Vater war Opernsänger, seine Mutter Schauspielerin –, war Heydrich ein talentierter Geiger, der nach Augenzeugenberichten seine Zuhörer zu Tränen rührte. Großgewachsen, schlank, blond – sein auffallend gutes Aussehen wurde höchstens durch sein schmales Gesicht und kleine, eng beieinanderstehende Augen beeinträchtigt –, war er ein herausragender Leistungssportler, Leichtathlet und Fechter. Mit 16 Jahren trat er den Freikorps bei und wurde 1922 Seekadett bei der Marine. 1928 wurde er zum Leutnant befördert und arbeitete bei den Funkern. Seine Zukunft bei den Streitkräften schien gesichert.84 Doch Heydrich machte sich auch leicht Feinde. Die Marinesoldaten mochten seine abrupte, anmaßende Art nicht und spotteten über seine hohe Stimme. Seine zahlreichen Affären mit Frauen brachten ihn in Schwierigkeiten bei seinen Vorgesetzten, als der Vater einer seiner Freundinnen, ein Direktor von I.G. Farben und Bekannter Admiral Raeders, des Oberbefehlshabers der Marine, sich über ihn beschwerte. Als der Fall vor dem Ehrengericht der Marine verhandelt wurde – Heydrich hatte die Tochter des Direktors geschwängert und die Verlobung mit ihr gelöst –, versuchte Heydrich, die »Schuld« an der Schwangerschaft auf die Frau zu schieben, womit er die allgemeine Empörung der Offiziere auf sich zog und im April 1931 »wegen Unwürdigkeit« aus der Marine entlassen wurde. Nachdem er seine neue Freundin Lina von Osten geheiratet hatte, eine überzeugte »Nazisse« mit Familienbeziehungen zum SS-Chef in München, Karl Baron von Eberstein, fand Heydrich eine neue Anstellung bei der SS und wurde mit der Aufgabe betraut, »Maulwürfe« in der Partei aufzuspüren. Diese Aufgabe nahm er so ernst, daß er Himmler überzeugen konnte, der SD müsse seinen Tätigkeitsbereich erweitern, um zum Kern einer neuen deutschen Polizei und zu einer Überwachungsorganisation zu werden. Mit seinen aggressiven Nachforschungen machte er sich bei etlichen NS-Größen unbeliebt, darunter der Gauleiter von Halle-Merseburg, der wiederum behauptete, Heydrich habe jüdische Vorfahren. Eine von Gregor Strasser, dem damaligen Organisationsleiter der Partei, angeordnete Untersuchung gelangte zu dem abschließenden Urteil, die Unterstellungen seien unwahr, auch wenn entsprechende Gerüchte bis zu Heydrichs Tod und auch noch danach nicht verstummen wollten.85


Das alles konnte jedoch den kometenhaften Aufstieg Heydrichs zur Macht innerhalb der SS nicht aufhalten. Unsentimental, kalt, effizient, machthungrig und zutiefst davon überzeugt, daß der Zweck die Mittel heilige, gewann er sehr bald Himmler für seine ehrgeizige Vision von der SS und ihrem Sicherheitsdienst als Kern eines umfassenden neuen Systems polizeilicher Überwachung und Kontrolle. Bereits am 9. März 1933 übernahmen die beiden Männer den bayerischen Polizeidienst, machten die politische Abteilung unabhängig und besetzten Schlüsselstellungen mit SS/SD-Personal. In einem Land nach dem anderen übernahmen sie die politische Polizei, unterstützt von Reichsinnenminister Wilhelm Frick. An diesem Punkt stießen sie allerdings mit ihrem Plan, ein einheitliches nationales politisches System zu errichten, auf ein größeres Hindernis in Gestalt Hermann Görings, des preußischen Ministerpräsidenten, der am 30. November 1933 für Preußen eine eigene politische Polizei errichtete. Diese basierte auf der Abteilung I A (politische Polizei) im Berliner Polizeipräsidium, die während der Weimarer Republik Informationen über Kommunisten gesammelt hatte und mit Berufspolizisten besetzt war und an deren Spitze Ministerialdirektor Rudolf Diels stand. Görings neue, selbständige Polizeitruppe nannte sich Geheime Staatspolizei oder abgekürzt Gestapo.86


Die Konflikte in den frühen Monaten des Jahres 1934 wurden schließlich gelöst, als Göring zu der Ansicht gelangte, daß der SA Röhms, die er als wachsende Bedrohung wahrnahm, etwas entgegengesetzt werden mußte. Diels hatte im Verlauf des vergangenen Jahres bereitwillig die NS-Politik ausgeführt, doch seine Polizeibeamten waren für die Aufgabe ungeeignet, die Braunhemden auch mit unlauteren Mitteln zu bekämpfen. Am 20. April 1934 ersetzte Göring Diels durch Himmler an der Spitze der Gestapo.87 Jetzt spielten Himmler und Heydrich Göring und Frick gegeneinander aus. Durch die Trennung von SS und SA nach der »Nacht der langen Messer« gewannen sie weiteren Spielraum. Göring und Frick mußten einsehen, daß sie keine Mittel hatten, die Gestapo zu kontrollieren, ungeachtet der formalen Zuständigkeiten, auf die sie sich berufen mochten. Während Göring seine Bemühungen im November 1934 praktisch einstellte, setzten Frick und das Reichsinnenministerium das bürokratische Gerangel fort. Die Angelegenheit wurde endgültig 1936 im Sinne Himmlers entschieden. Ein neues Gesetz, das am 10. Februar verabschiedet wurde, entzog die Gestapo der Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte, so daß gegen ihre Maßnahmen bei keiner äußeren Institution Beschwerde eingelegt werden konnte. Ein Erlaß Hitlers vom 17. Juni 1936 machte sodann Himmler zum Chef der Deutschen Polizei. In dieser Eigenschaft ernannte Himmler Heydrich zum Chef der Gestapo und der Kriminalpolizei sowie des SD, während die Ordnungspolizei von SS-Führer Kurt Daluege geleitet wurde. Polizei und SS gingen faktisch ineinander auf, wobei Polizeibeamte in wachsender Zahl in die SS eintraten und SS-Führer zunehmend Ämter innerhalb der Polizei übernahmen. Damit wurde eine wichtige Strafverfolgungsbehörde endgültig dem »Normenstaat« entzogen und dem »Maßnahmenstaat« eingegliedert, ein Übergang, der 1939 mit der Unterstellung von SD und Gestapo unter das Reichssicherheitshauptamt (RSHA) seinen sichtbaren Ausdruck fand, an dessen Spitze Himmler und Heydrich standen.88


III

Der ausgedehnte Überwachungs- und Unterdrückungsapparat des Dritten Reiches diente in erster Linie dazu, die Feinde des Nationalsozialismus innerhalb Deutschlands aufzuspüren und festzunehmen. Eine organisierte Opposition gegen das Regime gab es fast ausschließlich von Seiten der Kommunisten und Sozialdemokraten in der Anfangszeit des Dritten Reiches. Die Linksparteien hatten bei den letzten wirklich freien Wahlen in Deutschland im November 1932 13,1 Millionen Wählerstimmen erhalten gegenüber 11,7 Millionen für die NSDAP. Damit repräsentierten sie zwar einen hohen Anteil der Wähler, verfügten jedoch nicht über die Mittel, um sich gegen die von den Nationalsozialisten ausgehende Gewalt wirksam zur Wehr zu setzen. Ihre gesamten Apparate einschließlich der Organisationen ihrer paramilitärischen Wehrverbände, des Rotfrontkämpferbundes und des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold sowie der ihnen angeschlossenen Gewerkschaften wurden in den ersten Monaten des Jahres 1933 unbarmherzig zerschlagen, ihre Führer befanden sich im Exil oder in Gefängnis- oder Lagerhaft, ihre Millionen Mitglieder und Anhänger, von denen viele ein Leben lang ihrer Sache verbunden waren, sahen sich isoliert und orientierungslos. Ehemalige Aktivisten standen unter einer mehr oder weniger dauerhaften Aufsicht; sie wurden beschattet, ihre Korrespondenz und ihre Kontakte wurden überwacht. Völlig zerstritten, in gegenseitigem feindseligen Mißtrauen und von der Schnelligkeit und Brutalität der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten überrumpelt, waren sie anfangs hilflos und handlungsunfähig. An eine Reorganisation, um eine wirksame Widerstandsbewegung aufzubauen, war überhaupt nicht zu denken.89


Doch in mancher Hinsicht waren die Sozialdemokraten und Kommunisten auf einen Widerstand besser vorbereitet als andere Gruppen im Dritten Reich. Revolutionäre Bewegungen waren in der Vergangenheit mehrfach verboten oder unterdrückt worden, unter Metternich im frühen 19. Jahrhundert, während der Reaktion der beiden Jahrzehnte nach 1848 und vor allem durch das Sozialistengesetz Bismarcks 1878–1890. Sich in die Illegalität zu begeben, war für die Sozialdemokraten nichts Neues. Einige Veteranen aus der Zeit des Sozialistengesetzes, als die SPD ein ganzes Netz geheimer Verbindungen und Kontakte geknüpft hatte, waren sogar über 40 Jahre später unter den Nationalsozialisten noch aktiv. Begeistert durch ihre Geschichten von heroischen und wagemutigen Taten in den Jahren nach 1880 und enttäuscht über die Kompromisse, die ihre Partei in den letzten Jahren der Weimarer Republik eingegangen war, waren viele jüngere Sozialdemokraten bereit, die revolutionären Traditionen wiederaufzugreifen. Nachdem es dem großen Staatsmann Bismarck nicht gelungen war, sie zu vernichten, würde der Bierkellerdemagoge Hitler wohl kaum erfolgreicher sein. Sozialdemokratische Aktivisten machten sich alsbald daran, auf Matrizendrukkern illegale Flugschriften, Flugblätter und Zeitungen zu drucken und heimlich unter Sympathisanten zu verteilen, um diese nach Möglichkeit in ihrer Entschlossenheit zu bestärken, den Bemühungen des Regimes, sie auf seine Seite zu ziehen, zu widerstehen. Viele hielten unbeirrt an dem in der marxistischen Theorie verankerten Glauben fest, daß das Regime sich auf Dauer nicht halten könne: Der Nationalsozialismus sei der letzte verzweifelte Versuch der Selbsterhaltung eines kapitalistischen Systems, das durch die Weltwirtschaftskrise von 1929 in seine bisher tiefste Krise gestürzt sei. Jetzt komme es nur noch darauf an, zusammenzuhalten und darauf zu warten, daß das Dritte Reich sich selbst zerstöre. Durch die Verbreitung klarer und genauer Informationen über den wahren Zustand der Verhältnisse in Deutschland werde es möglich sein, die ideologischen Fundamente des Regimes zu zerstören und die Massen dazu zu bringen, es zu beseitigen.90


In vielen Teilen Deutschlands, vor allem in den Industriegebieten mit ihren jahrzehntealten Traditionen der Arbeitersolidarität, organisierten sich bald illegale Gruppen und begannen mit der Untergrundarbeit. Selbst in weniger sicheren kulturellen Umgebungen gelang es Sozialdemokraten, sich neu zu gruppieren und ihre Aktivitäten heimlich fortzusetzen. In Hannover gründete der junge Werner Blumenberg, der sich später als Marxismusforscher einen Namen machen sollte, eine »sozialistische Front«, die rund 250 Mitglieder zählte und eine Reihe von vervielfältigten Informationsblättern (»Sozialistische Blätter«) in einer Auflage von 1500 Exemplaren druckte und sie an Verbindungsleute in der gesamten Region verteilte.91 Kleinere derartige Gruppen gab es in Augsburg und Regensburg und selbst in München, der »Hauptstadt der Bewegung«. Zu ihren Aktivitäten gehörte das nächtliche Anschlagen von Plakaten in den Straßen, mit denen sie die Menschen aufforderten, beim Plebiszit am 19. August 1934 mit »nein« zu stimmen. Flugblätter wurden am Arbeitsplatz zurückgelassen mit Parolen oder kurzen Artikeln, in denen die entstellte Wiedergabe von Ereignissen durch den Propagandaapparat des Regimes kritisiert wurde. Überall in Deutschland waren Tausende von ehemaligen Aktivisten in der SPD auf diese Weise im politischen Untergrund engagiert. Sie konzentrierten sich vor allem darauf, die Verbindung zur Parteiführung im Prager Exil aufrechtzuerhalten. Das Ziel war nicht, die Massen zu überzeugen, sondern bewährte Parteimitglieder und Gewerkschafter zusammenzuhalten und im übrigen auf bessere Zeiten zu warten. Die meisten von ihnen lebten ein Doppelleben und zeigten nach außen Konformität mit dem Regime, während sie in ihrer Freizeit gegen das Regime agitierten. Einige schmuggelten aus dem Ausland die Flugblätter und Zeitungen, die von der Parteiorganisation im Exil gedruckt wurden, wie den Neue(n) Vorwärts über die Grenze, und verteilten sie an die übriggebliebenen Parteigenossen. Und sie versorgten die Exilregierung Monat für Monat mit Berichten über die Lage in Deutschland, die auch bemerkenswert nüchterne und zunehmend realistische Einschätzungen der Erfolgschancen eines Aufstandes enthielten.92


Doch diese Aktivitäten hatten kaum eine Chance, auch nur das elementarste ihrer Ziele zu erreichen, die Aufrechterhaltung der Solidarität unter den früheren Sozialdemokraten, von einer Verbreitung ihrer Botschaft unter den Massen ganz zu schweigen. Hierfür gab es viele Gründe. Der Widerstandsbewegung fehlte eine Führung. Die prominentesten Sozialdemokraten waren überwiegend ins Exil gegangen. Selbst diejenigen, die bleiben wollten, waren zu bekannt, um sich auf Dauer den Nachstellungen der Polizei entziehen zu können: Der schlesische Reichstagsabgeordnete Otto Buchwitz zum Beispiel entging mehrfach nur um Haaresbreite einer Verhaftung, während er durch Deutschland reiste und illegales Parteischrifttum verbreitete, bevor er sich schließlich in das Unvermeidliche fügte und sich Anfang August 1933 von Gesinnungsgenossen nach Dänemark schleusen ließ.93 Zu diesem Zeitpunkt waren fast alle anderen führenden in Deutschland verbliebenen Sozialdemokraten im Gefängnis, im Konzentrationslager, sie waren zum Schweigen gebracht worden oder tot. Die SPD-Führung im Exil erwies sich als ein wenig befriedigender Ersatz. Ihre kompromißlose Haltung hatte bereits viele jener Genossen verprellt, die sich entschlossen hatten, in Deutschland zu bleiben, und sie machte die Sache noch schlimmer, als sie im Januar 1934 das »Prager Manifest« erließ, das eine radikale Enteignungspolitik forderte, um die Konzerne und den Großgrundbesitz zu zerschlagen, sobald Hitler gestürzt sei.94 Das wurde von vielen lokalen Oppositionsgruppen als unerträglich empfunden und konnte andere nicht davon überzeugen, daß die Parteiführung wirklich die Passivität und den Fatalismus abgeschüttelt hatte, die ihren Widerstandswillen 1932/33 gelähmt hatten.95 Unzufrieden mit dem, was in ihren Augen eine Schwäche der Partei war, handelten kleine, radikale Gruppen auf eigene Faust und gaben sich die unterschiedlichsten Namen wie Internationaler Sozialistischer Kampfbund, Revolutionäre Sozialisten Deutschlands oder Roter Stoßtrupp (eine auf Berlin beschränkte Organisation). Diese stritten sich wieder mit anderen Untergrundgruppen, die loyal zur Prager Exilführung standen, und waren nicht nur uneinig über die politische Strategie, sondern auch über die Taktik.96



Unter solchen Bedingungen war jeder Gedanke an ein Anstacheln der Massen zu offener Opposition gegen das Regime, das traditionelle Ziel, das in der europäischen Geschichte von Untergrundorganisationen verfolgt wurde, von Anfang an zum Scheitern verurteilt. In den Massen eine Basis zu finden war fast unmöglich. Die letzten Reste einer Kultur der Arbeiterbewegung, die sich im Dritten Reich noch erhalten hatten, waren in der Regel unbedeutend. Die »Gleichschaltung« des lokalen Vereinslebens durch die Nationalsozialisten war einfach zu gründlich erfolgt. Kaninchenzüchter-, Sport- oder sonstige Vereine, die ihren Namen änderten, so daß ihr sozialdemokratischer Charakter nicht mehr erkenntlich war, wurden bald enttarnt und von der Polizei oder den Kommunalbehörden verboten. Der sozialdemokratische Widerstand war somit zu keiner Zeit in der Lage, sich jenseits kleiner, lokal organisierter Elitegruppen von Aktivisten auszubreiten. Außerdem war es nicht möglich, das NS-Regime wie die Reichsleitung unter Bismarck als die Vertretung einer kleinen autoritären Elite hinzustellen; in seiner Rhetorik hatte es ja von Anfang an erklärt, die Bevölkerung in ihrer Gesamtheit zu vertreten, und sie dazu aufgerufen, einen Staat neuer Art zu unterstützen, der die inneren Spaltungen überwinden und eine neue Volksgemeinschaft für die gesamte »arische Rasse« schaffen würde. Das war eine entmutigende Tatsache, der die sozialdemokratischen Aktivisten sehr schnell Rechnung trugen.97


Es war vermutlich die treue Erinnerung an die sozialdemokratisch orientierten Gewerkschaften, die hinter den massenhaften Enthaltungen bei den Wahlen der Betriebsräte, die jetzt »Vertrauensräte« hießen, 1934 und 1935 steckte. Es gab so viele nicht ausgefüllte oder ungültige Stimmzettel, daß die Ergebnisse 1934 und 1935 nicht bekanntgegeben und später keine weiteren Wahlen abgehalten wurden.98 Die Gestapo verhaftete viele der »Marxisten«, die Flugblätter verteilt hatten, in denen sie dazu aufriefen, beim Plebiszit vom 19. August 1934 mit »nein« zu stimmen; allein im Ruhrgebiet wurden rund 1200 Personen festgenommen. Massive Verhaftungswellen gegen Sozialdemokraten gab es auch in anderen Teilen Deutschlands, so etwa in Hamburg. Die Verteilung eines speziellen Flugblatts zum 1. Mai 1935 durch den sozialdemokratischen Widerstand löste eine weitere Serie von Verhaftungen aus. Bis zum Jahresende 1935 war die formale Untergrundorganisation der SPD praktisch zerstört. Doch allein schon die Größe der früheren Partei, ihre hohe Mitgliederzahl und die fortdauernde Wirkung ihres ehemaligen kulturellen Milieus und ihrer Traditionen sorgten dafür, daß Hunderttausende alte Sozialdemokraten in ihrem Innersten den Grundwerten ihrer Partei treu blieben. Lose organisierte, informelle, dezentralisierte Gruppen von Parteigenossen hielten diese Werte und Ideale in den kommenden Jahren am Leben, auch wenn sie nichts tun konnten, um sie in die Praxis umzusetzen.99


Eine kleine Zahl radikaler Sozialdemokraten, die 1929 eine Gruppe unter der Bezeichnung »Neu Beginnen« gebildet hatten, war der Meinung, die wesentlichste Voraussetzung für einen erfolgreichen Arbeiterwiderstand sei die Wiedervereinigung der deutschen Arbeiterbewegung, da es deren bittere Spaltung in Sozialdemokraten und Kommunisten gewesen sei, die den Aufstieg des Faschismus in Deutschland herbeigeführt habe. Ihre rund hundert Mitglieder, hinter denen eine wesentlich größere Zahl von Sympathisanten stand, verwendeten große Mühen auf den Versuch, die beiden Parteien zusammenzubringen, und bedienten sich unter anderem der Taktik einer Infiltration kommunistischer Zellen, um deren Parteilinie von innen heraus zu ändern. Das Manifest der Gruppe, das von ihrem Führer Walter Loewenheim verfaßt und im August 1933 in Karlsbad in 12 000 Exemplaren veröffentlicht wurde, löste nach seiner heimlichen Verbreitung in deutschen Widerstandskreisen eine gewisse Debatte aus. Doch Loewenheim gelangte 1935 zu dem Schluß, die Aussichten auf einen Erfolg seien so gering, daß es sinnlos sei, mit der Arbeit weiterzumachen. Obwohl einige Mitglieder wie der spätere Historiker Francis Carsten ihre Bemühungen dennoch fortsetzten, wurde die Gruppe sehr schnell durch eine neue Verhaftungswelle der Gestapo dezimiert. Carsten ging in die Emigration und arbeitete an einer Dissertation über die Frühgeschichte Preußens. Andere kleine Gruppen im Exil und in Deutschland blieben in ähnlicher Weise aktiv, darunter der Internationale Sozialistische Kampfbund und die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands. Eine ihrer führenden Persönlichkeiten war der junge Willy Brandt, der nach Skandinavien ins Exil ging. Alle diese Gruppen lehnten jedoch die Politik der beiden großen deutschen Arbeiterparteien als spalterisch und überholt ab, ohne wirklich ein kohärentes politisches Programm als Alternative zu entwickeln.100


Die unnachgiebige Haltung der Kommunisten machte jeden Versuch, eine gemeinsame Front zu errichten, von vornherein aussichtslos. Seit dem Ende der zwanziger Jahre folgte die KPD der »ultralinken« Parteilinie aus Moskau, die die Sozialdemokraten als »Sozialfaschisten« schmähte und sie sogar zum Haupthindernis einer proletarischen Revolution erklärte. Daran konnten auch die Ereignisse von 1933 und 1934 nicht das Geringste ändern. Im Mai 1933 bestätigte das Zentralkomitee der KPD die »vollständig richtige« politische Linie gegen den »Sozialfaschismus«. Im Mai 1933 erklärte das ZK der KPD: »Die völlige Ausschaltung der Sozialfaschisten aus dem Staatsapparat, die brutale Unterdrückung auch der sozialdemokratischen Parteiorganisation und ihrer Presse ändern nichts an der Tatsache, daß sie nach wie vor die soziale Hauptstütze der Kapitalsdiktatur darstellen.« Kritiker der ultralinken Linie und Befürworter einer Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten wie Hermann Remmele und Heinz Neumann waren bereits 1932 aus der Parteiführung entfernt worden, nur der getreue Ernst Thälmann blieb zumindest nominell noch in der Führung, obwohl er seit seiner Verhaftung unmittelbar nach dem Reichstagsbrand im Februar 1933 praktisch handlungsunfähig war. »Für die Arbeiterklasse«, dröhnte der führende deutsche Kommunist Fritz Heckert Ende 1933 entgegen allem Augenschein, »gibt es wirklich einen Feind – das ist die faschistische Bourgeoisie und die Sozialdemokratie, ihre soziale Hauptstütze.«101


Derart grotesk wirklichkeitsfremde Ansichten waren nicht einfach das Ergebnis eines bedingungslosen Gehorsams gegenüber Moskau. In ihnen kam auch das lange Erbe der Bitterkeit zwischen den beiden großen Arbeiterparteien seit der Revolution von 1918 und der Ermordung der kommunistischen Führer Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht durch Angehörige der Freikorps zum Ausdruck, die auf Befehl des Sozialdemokraten Noske gegen aufständische Arbeiter in Berlin eingesetzt worden waren. Die Sozialdemokraten ihrerseits hatten nicht vergessen, daß das bolschewistische Regime in Rußland Tausende Gegner ermordet hatte und daß die Mitglieder ihres dortigen Gegenstücks, die Partei der Menschewiki, zu den ersten Opfern gehört hatten. Die Arbeitslosigkeit, von der kommunistische Arbeiter stärker betroffen waren als SPD-Mitglieder, hatte einen weiteren Keil zwischen beide Parteien getrieben. Ein gemeinsames Vorgehen mit der SPD war für die KPD eine unmögliche Vorstellung.

Die SPD konnte auf eine wesentlich größere Mitgliederzahl verweisen als die KPD – Anfang 1933 über eine Million gegenüber 180000 KPD-Mitgliedern –, auch konnten die Sozialdemokraten auf eine längere Parteitradition zurückblicken als die Kommunisten. Doch regelmäßige »Säuberungen« und die wiederholte Disziplinierung innerer Dissidenten hatten aus der KPD eine gut geordnete und geeinte Partei gemacht. Die Art der Untergrundarbeit und Geheimorganisation der KPD war jünger und effektiver als die der SPD und sorgte dafür, daß in ganz Deutschland innerhalb kurzer Zeit kommunistische Zellen entstanden, nachdem der Schock der ersten Monate 1933 überstanden war. Die fehlende realistische Vorstellung der Partei von den herrschenden Verhältnissen war paradoxerweise ein weiterer Faktor, der ihr in dieser Situation zugute kam. Da die deutschen Kommunisten zutiefst davon überzeugt waren, daß der endgültige Zusammenbruch nicht nur des Nationalsozialismus, sondern auch des Kapitalismus insgesamt innerhalb weniger Monate kommen mußte, sahen sie allen Grund, ihre Freiheit und ihr Leben für einen Kampf in die Waagschale zu werfen, der zwangsläufig in Bälde zum vollständigen Sieg der proletarischen Revolution führen würde.102


Doch worin bestand dieser Kampf? Die ganze überzogene Propaganda des neuen Regimes 1933 über das Bevorstehen einer kommunistischen Revolution änderte nichts an der Tatsache, daß die im Untergrund wieder aufgebaute KPD kaum mehr tun konnte als ihr sozialdemokratisches Gegenstück. Es gab einige Sabotageakte, und eine Handvoll Kommunisten versuchte an Militärinformationen zu gelangen, um sie nach Moskau weiterzuleiten. Aber die große Mehrheit der einige Tausende zählenden Mitglieder der KPD im Widerstand mußte sich damit begnügen, die Bewegung im Untergrund am Leben zu erhalten, um bereit zu sein für den Tag, an dem der Nationalsozialismus zugrunde ging, gemeinsam mit dem kapitalistischen System, von dem er in ihren Augen erhalten wurde. Sie hielten heimliche Treffen ab, verteilten illegal eingeführte politische Propaganda, sammelten Mitgliedsbeiträge ein, produzierten und vertrieben ein fache vervielfältigte Flug- und Informationsblätter, manchmal in ziemlich großen Mengen, um möglichst viele Mitglieder zu erreichen und sie zum Widerstand gegen das Regime aufzurufen. Sie richteten illegale Vertriebsnetze für Zeitschriften und Flugblätter ein, die vom kommunistischen Apparat außerhalb Deutschlands produziert und von Kurieren ins Land geschmuggelt wurden. Es gab auch eine weitreichende Zusammenarbeit zwischen dem Widerstand in Deutschland und der Führung im Ausland: Die Rote Fahne zum Beispiel wurde im Exil herausgegeben, aber an verschiedenen Orten im Inland gedruckt. So gab es etwa eine illegale Druckerei in Solingen-Ohligs, die ein- bis zweimal im Monat von jeder Ausgabe 10000 Exemplare druckte. An einigen Orten veranstalteten die Kommunisten heimliche Demonstrationen zum 1. Mai, hißten rote Fahnen oder die Fahne mit Hammer und Sichel an hohen Gebäuden und pinselten Slogans auf die Wände von Bahnhöfen. Ebenso wie die illegale SPD verbreitete auch die KPD im Untergrund Flugblätter, mit denen sie die wahlberechtigte Bevölkerung aufrief, am 19. August 1934 mit »nein« zu stimmen.103


Es steht außer Frage, daß die Kommunisten in den ersten Jahren des Dritten Reiches aktiver und ausdauernder waren als die Sozialdemokraten beim Organisieren des Widerstandes. Abgesehen vom größeren Engagement – manche würden es Fanatismus nennen – ihrer Mitglieder hatte die KPD von ihrer Führung im Exil auch Anweisungen erhalten, in Deutschland so sichtbar wie möglich zu bleiben. Kuriere und Agenten kamen und gingen von und nach Paris, Brüssel, Prag und anderen großen Städten im Ausland, häufig unter falscher Identität, ständig darum bemüht, die Bewegung am Leben zu erhalten oder sie wiederaufzubauen, wo sie zerstört worden war. Auf Razzien und Verhaftungen folgte häufig die unbekümmert selbstbewußte Verteilung von Flugblättern in großer Zahl, um die Brutalität der Polizei anzuprangern und das Unvermögen des Regimes zu demonstrieren, den Widerstand auszurotten. Doch diese Taktik bewirkte auch die Ausschaltung der Partei, da die KPD auf diese Weise nicht nur für ihre Mitglieder, sondern auch für die Gestapo sichtbar wurde.104 Die bürokratische Struktur und die Gewohnheiten der Partei machten es der Polizei ebenfalls relativ leicht, ihre Mitglieder ausfindig zu machen und zu verhaften, da lokale Kassenwarte und Sekretäre wie Hans Pfeiffer in Düsseldorf gewissenhaft Kopien von Briefen, Protokolle von Zusammenkünften, Aufstellungen von Mitgliedsbeiträgen und Namenslisten der Mitglieder aufbewahrten, unschätzbar wertvolle Informationen, wenn sie erst einmal der Polizei in die Hände gefallen waren.105 Dieselben Probleme, mit denen die Sozialdemokraten zu kämpfen hatten, plagten auch die Kommunisten – die schwierige Nachrichtenverbindung mit der Führung im Exil, die Zerstörung der sozialen und kulturellen Infrastruktur der Arbeiterbewegung, Exil, Gefängnis- oder Lagerhaft oder Tod der erfahrensten und begabtesten Führer.106


Und trotz der legendären Disziplin der Partei kam es sehr bald zu Spaltungen innerhalb der Führung im Exil, zwischen einer ultralinken Mehrheit, die auch weiterhin ihr Gift gegen die Sozialdemokraten verspritzte, und der Kommunistischen Internationale, die sich über das Ausmaß der von der Partei erlittenen Niederlage keine Illusionen machte und für eine echte Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten in einer »Volksfront« gegen den »Faschismus« eintrat. Im Januar 1935 verurteilte die Kommunistische Internationale offen die bisherige Politik der KPD als »sektiererisch« und begann, ihre revolutionäre Rhetorik zu mäßigen. Als sie merkte, woher der Wind wehte, schwenkte eine wachsende Minderheit innerhalb der KPD auf die neue Linie Moskaus um. Angeführt wurde sie von Walter Ulbricht, dem früheren Berliner KPD-Führer, und Wilhelm Pieck, einem langjährigen Reichstagsabgeordneten und Gefährten von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg in den letzten Tagen vor ihrer Ermordung während des »Spartakusaufstands«. Parallel zu dieser ideologischen Neuorientierung wurde die zentralisierte Struktur der Partei in Deutschland, die der Gestapo die Arbeit leicht gemacht hatte, aufgegeben und durch eine weniger straffe Organisation ersetzt, in der die verschiedenen Teile weitgehend unabhängig voneinander waren. Endlich schien der Weg frei für einen gemeinsamen und wirksamen Arbeiterwiderstand gegen den Nationalsozialismus.107


Doch es war längst zu spät. Die lokalen Organisatoren und viele der einfachen Parteimitglieder des kommunistischen Widerstands hatten die Sozialdemokraten zu lange bekämpft, um ihren Haß jetzt einfach aufzugeben. Als Mitte 1934 in Essen 7000 Arbeiter am Grab eines Kommunisten aufmarschierten, der in der Haft umgekommen war, machte die lokale kommunistische Führung deutlich, daß Sozialdemokraten, gegen die der Verstorbene zeit seines Lebens gekämpft hatte, nicht willkommen seien. Zudem verfügte Ulbricht, der den Auftrag hatte, von seinem Exil in Paris aus eine Volksfront zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten zu bewerkstelligen, über ein besonderes Talent zu polarisieren. Manche glaubten, er sei bewußt so schroff, um später den Sozialdemokraten die Schuld am Scheitern einer Politik geben zu können, von der er innerlich ohnehin nicht überzeugt war. Überdies erwies es sich vielfach als unmöglich, den Aktivisten der Partei in Deutschland die neue Parteilinie zu übermitteln, da die Gestapo ein scharfes Auge auf die Kuriere hatte. Die SPD blieb ihrerseits ebenfalls der Volksfront gegenüber mißtrauisch, die in Frankreich und Spanien tatsächlich zu einer echten, wenngleich lustlosen Zusammenarbeit geführt hatte. Dieses Mißtrauen resultierte unter anderem aus den Erfahrungen der Sozialdemokraten mit der »Einheitsfront«, einer beliebten Taktik der KPD in der Weimarer Zeit zur Zersetzung der SPD. Die in den Jahren 1919–1923 zwischen beiden Parteien gewachsene Bitterkeit erwies sich als übermächtig, als daß eine wirkliche Zusammenarbeit zwischen ihnen möglich gewesen wäre.108


Zu dem Zeitpunkt jedenfalls, als die Politik einer Volksfront in vollem Gange war, hatten die Widerstandsorganisationen beider Parteien bereits schwere Schläge durch die Gestapo hinnehmen müssen. Die Massenverhaftungen im Juni und Juli 1933 zwangen die Widerstandsbewegungen, sich umzugruppieren. Doch die Gestapo war bald auch den neuen Organisationen auf der Spur und verhaftete nach und nach auch deren Mitglieder. Die Erfahrung des kommunistischen Widerstands in Düsseldorf dürfte für viele andere charakteristisch gewesen sein. Ein großes Industriezentrum mit einer radikalen Tradition, war Düsseldorf eine Hochburg der KPD, die bei den Reichstagswahlen im November 1932 78 000 Stimmen errungen hatte, 8000 mehr als die NSDAP und mehr als doppelt soviel wie die SPD. Die Massenverhaftungen nach dem Reichstagsbrand am 28. Februar 1933 trafen die Düsseldorfer KPD schwer, doch unter der Führung des 27jährigen Hugo Paul formierte sie sich neu und verbreitete Flugblätter und Propaganda. Im Juni stellte die Gestapo jedoch die Unterlagen der Partei sicher und verhaftete Paul in der Wohnung des Mannes, der die Flugblätter gedruckt hatte. Mit brutalen Verhörmethoden erhielt sie die Namen weiterer Aktivisten, und bis Ende Juli waren über 90 von ihnen verhaftet worden. Die illegale Führung der Partei in Berlin schickte eine Reihe von Ersatzleuten für Paul und wechselte sie mehrmals aus, um eine Entdeckung zu vermeiden, und im Frühjahr 1934 verfügte die lokale Widerstandsorganisation über 700 Mitglieder, die eine interne Informationsbroschüre in Auflagen zwischen 4000 und 5000 Exemplaren druckten und des Nachts Flugblätter in Briefkästen steckten oder von hohen Gebäuden – dem Hauptbahnhof, Banken, Kinos und Hotels – auf die Straße warfen, wobei sie eine Vorrichtung benutzten, die bei ihnen »Knallfrosch« hieß. Die Verteilung eines ätzend sarkastischen Kommentars zur »Nacht der langen Messer« wertete die Partei als einen besonderen Erfolg.

Der Gestapo gelang es jedoch, einen illegalen KPD-Funktionär namens Wilhelm Gather zum Doppelagenten zu machen. Nachdem dieser nach Verbüßung einer Haftstrafe in die Partei zurückgekehrt war, folgten sehr bald neue Verhaftungen – 60 in der Innenstadt und anschließend 50 im Arbeiterviertel Friedrichstadt. Andere Kommunisten, die verhaftet und gefoltert wurden, begingen eher Selbstmord als ihre Genossen zu verraten. Doch trotz der Repressionen führte die Ermordung Röhms zu einem erneuten Optimismus im Hinblick auf den bevorstehenden Zusammenbruch des Regimes, und die Mitgliederzahl nahm zu und erreichte am Niederrhein und im Ruhrgebiet insgesamt 4000. Das war allerdings nicht von langer Dauer. Die zunehmende Zentralisierung und Effizienz der Gestapo unter Himmler und Heydrich hatten bald erneute Verhaftungen zur Folge; der schwerste Schlag war jedoch die Verhaftung der gesamten illegalen Führung der KPD in Berlin am 27. März 1935. Damit waren die regionalen und lokalen Gruppen der Partei richtungs- und führungslos, und ihre Moral wurde aufgrund einer wachsenden Desillusionierung über die von der Partei seit den späten zwanziger Jahren verfolgte ultralinke Politik noch weiter geschwächt. Austritte und weitere Verhaftungen führten zur völligen Zerschlagung der illegalen Parteiorganisation am Niederrhein und im Ruhrgebiet. Als der neue Kreisführer Waldemar Schmidt im Juni 1935 eintraf, bestand sie aus nicht mehr als einigen isolierten Gruppen. Ihm blieb allerdings wenig Zeit, seinen Bericht an die Parteiführung im Exil zu übermitteln, da auch er nach kurzer Zeit verhaftet wurde.109


Solche und ähnliche Geschichten könnte man aus allen anderen Teilen Deutschlands erzählen. In Halle-Merseburg zum Beispiel führte ein Polizeispitzel die Gestapo im Frühjahr 1935 zu einem Treffen der Kreisführung; die Verhafteten wurden gefoltert, um von ihnen die Namen weiterer Mitglieder zu erfahren; schließlich wurden über 700 Personen verhaftet, womit die regionale Organisation der KPD endgültig vernichtet war und nur noch wenige, völlig demoralisierte Mitglieder übrigblieben. Die Parteikader waren jetzt durch -zum Teil durchaus berechtigtes – gegenseitiges Mißtrauen politisch gelähmt.110 Durch sorgfältiges Sammeln von Informationen, Haussuchungen, brutale Vernehmungen, Folterung von Verdächtigen und den Einsatz von Spitzeln und Informanten war es der Gestapo gelungen, bis Ende 1934 den organisierten Widerstand der KPD zu zerschlagen einschließlich ihrer sozialen Organisation Rote Hilfe, von der die Familien von Häftlingen und notleidende Mitglieder unterstützt wurden. Danach gab es nur noch kleine, informelle Gruppen von Kommunisten, und in vielen Fällen existierten auch diese nicht mehr.111 Sie gaben mehr oder weniger ihr früheres Vorhaben auf, die Massen aufzustacheln, und begnügten sich statt dessen damit, sich auf die Zeit nach dem unausweichlichen Untergang des NS-Regimes vorzubereiten. Von allen Gruppen, die sich in den ersten Jahren des Dritten Reiches noch behaupten konnten, waren die Kommunisten die ausdauerndsten und wagemutigsten. Sie mußten dafür am teuersten bezahlen.112


Den Kommunisten, die vor der Verfolgung Zuflucht in der Sowjetunion gesucht hatten, erging es kaum besser als ihren Genossen, die in Deutschland geblieben waren. Die sich in ganz Europa zusammenbrauende Drohung des Faschismus, der Fehlschlag der Kollektivierung der Landwirtschaft in Rußland und der Ukraine und die Mühen und Beschwernisse der erzwungenen Industrialisierung, all das erzeugte innerhalb der KPdSU eine zunehmende Paranoia. Als einer der prominentesten und beliebtesten der jüngeren bolschewistischen Führer, Sergej Kirow, unter der offensichtlichen Komplizenschaft von Parteifunktionären 1934 ermordet wurde, begann der sowjetische Führer Josef Stalin die Massenverhaftung von Funktionären der KPdSU zu organisieren, und löste eine umfangreiche »Säuberung« aus, die schnell eine ganz eigene Dynamik annahm. Es dauerte nicht lange, und führende Kommunisten wurden zu Tausenden verhaftet und erschossen und dazu gebracht, in Schauprozessen, über die ausführlich berichtet wurde, aberwitzige Verbrechen der Vorbereitung eines Umsturzes und der Zusammenarbeit mit den kapitalistischen Staaten zu »gestehen«. Die »Säuberungen« erfaßten bald auch die unteren Ränge der Parteiorganisation, wo kleine Funktionäre und gewöhnliche Mitglieder sich gegenseitig darin überboten, angebliche Verräter und subversive Elemente aus den eigenen Reihen zu denunzieren. Der »Archipel Gulag« aus Arbeitslagern erstreckte sich über die weniger wirtlichen Regionen der Sowjetunion, vor allem in Sibirien, und die Zahl seiner Häftlinge war bis zum Ende der dreißiger Jahre auf mehrere Millionen angeschwollen. Vom Ende der zwanziger Jahre, dem Zeitpunkt, als Stalin die volle Macht in Händen hielt, bis zu seinem Tod 1953 wurden Schätzungen zufolge in der Sowjetunion eine Dreiviertelmillion Menschen erschossen, während mindestens 2,75 Millionen in den Lagern umkamen.113 In dieser Atmosphäre von Terror, Furcht und gegenseitigen Beschuldigungen konnte alles Ungewöhnliche zum Vorwand für Festnahme, Inhaftierung, Folter und Hinrichtung werden. Kontakt zu Regierungen im Ausland, selbst ein früherer Wohnsitz im Ausland machte den Betreffenden verdächtig. Bald zogen die »Säuberungen« auch die deutschen Kommunisten, die in der Sowjetunion Zuflucht genommen hatten, in ihren Strudel der Vernichtung. Tausende von ihnen wurden verhaftet, in Arbeitslager oder ins sibirische Exil geschickt. Über 1100 dieser Flüchtlinge wurden wegen verschiedener angeblicher Verbrechen verurteilt, von Stalins Geheimpolizei gefoltert und mußten für längere Zeit unter härtesten Bedingungen in den Arbeitslagern dahinvegetieren. Viele wurden erschossen. Zu den Getöteten gehörten mehrere aktuelle oder frühere Mitglieder des Politbüros der Partei: Heinz Neumann, der ehemalige Propagandachef, dessen Eintreten für Gewalt 1932/33 vom Politbüro vehement abgelehnt worden war; Hugo Eberlein, ein früherer Freund von Rosa Luxemburg, dessen Kritik an Lenin in der Sowjetunion nicht gut aufgenommen worden war; und schließlich Hermann Remmele, der unvorsichtigerweise 1933 gesagt hatte, die Machtergreifung durch die Nationalsozialisten bezeichne eine Niederlage für die Arbeiterklasse. Von den 44 Kommunisten, die zwischen 1920 und 1933 dem Politbüro der KPD angehört hatten, kam im Zuge der Stalinschen »Säuberungen« in Rußland eine größere Zahl ums Leben als in Deutschland durch die Gestapo und die Gerichtsbarkeit des Nationalsozialismus.114



»Volksfeinde«

I

In der »Schutzhaft« nach seiner Verhaftung wegen Brandstiftung im Reichstag am 27./28. Februar 1933 muß der junge holländische Anarchosyndikalist Marinus van der Lubbe gewußt haben, daß er das Gefängnis nicht mehr lebend verlassen würde. Hitler hatte tatsächlich etwas Derartiges angedroht. Die Schuldigen, erklärte er, würden gehängt. Das wiederum war mit den bestehenden Gesetzen nicht vereinbar. Hängen war die bevorzugte Methode zur Vollstrekkung von Todesurteilen in Österreich, aber nicht in Deutschland, wo seit fast hundert Jahren nur noch die Enthauptung angewandt worden war. Außerdem stand nach dem deutschen Strafgesetzbuch auf Brandstiftung nicht die Todesstrafe, sofern dabei, wie in diesem Fall, niemand zu Tode gekommen war. Ohne auf die Bedenken von juristischen Beratern und Beamten im Reichsjustizministerium einzugehen, bewog das Kabinett Reichspräsident Hindenburg, am 29. März einen Erlaß zu unterschreiben, der besagte, daß § 5 der Reichstagsbrandverordnung, der unter anderem für Brandstiftung die Todesstrafe vorsah, rückwirkend auch für bestimmte Taten wie Hochverrat und Brandstiftung gelte, die nach dem 31. Januar 1933 begangen worden waren. Einige Zeitungskommentatoren hatten noch die Zivilcourage festzustellen, daß dieser Erlaß gegen ein fundamentales Rechtsprinzip verstieß, nämlich, daß eine Tat, die zum Zeitpunkt ihrer Begehung nicht mit Strafe bedroht war, nicht nachträglich unter Strafe gestellt werden konnte. Hätte zum Zeitpunkt der Tat van der Lubbes auf Brandstiftung die Todesstrafe gestanden, so der Einwand, dann hätte er die Tat möglicherweise gar nicht erst begangen. Jetzt könne niemand mehr sicher sein, wie ein potentielles Verbrechen oder Vergehen bestraft würde.115


Hitler und Göring ging es nicht einfach nur um eine Hinrichtung van der Lubbes; sie wollten diesen Brandanschlag auch der KPD in die Schuhe schieben, um einen Vorwand zu haben, gegen die Partei und ihre Führung vorzugehen. Deshalb standen am 21. September 1933 nicht nur van der Lubbe, sondern auch der Bulgare Georgi Dimitroff, der Leiter des westeuropäischen Sekretariats der Komintern in Berlin, zwei seiner Mitarbeiter und der Vorsitzende der KPDReichstagsfraktion, Ernst Torgler, unter der Anklage der Brandstiftung und des Hochverrats vor dem Reichsgericht in Leipzig. Den Vorsitz hatte der konservative Richter und frühere DVP-Politiker Wilhelm Bünger. Doch trotz seiner politischen Orientierung war Bünger ganz Jurist der alten Schule und hielt sich an die Prozeßordnung. Dimitroff verteidigte sich geschickt und blamierte Göring bis auf die Knochen, als dieser in den Zeugenstand gerufen wurde. Dank seiner forensischen Fähigkeiten und einer leidenschaftlichen kommunistischen Rhetorik erreichte Dimitroff, daß alle Angeklagten außer van der Lubbe freigesprochen wurden, der kurz darauf mit der Guillotine hingerichtet wurde. Die drei Bulgaren wurden unmittelbar nach Verlassen des Gerichtssaals erneut verhaftet und schließlich in die Sowjetunion abgeschoben; Torgler überlebte den Krieg und wechselte später zu den Sozialdemokraten.116 Das Gericht stellte in seiner Urteilsbegründung zwar fest, daß die KPD den Brand geplant habe, um eine Revolution auszulösen, und daß deshalb die Reichstagsbrandverordnung gerechtfertigt gewesen sei. Doch die Beweise gegen Dimitroff und die übrigen Kommunisten reichten für eine Verurteilung nicht aus.117 Die Führung der NSDAP war gedemütigt. Der Völkische Beobachter bezeichnete das Urteil als ein Fehlurteil, »das die Notwendigkeit einer grundlegenden Reform unseres Rechtslebens, das sich vielfach noch in den Gleisen überwundenen volksfremden liberalistischen Denkens bewegt, erweist«.118 Innerhalb weniger Monate hatte Hitler alle Fälle von Hoch- und Landesverrat der Zuständigkeit des Reichsgerichts entzogen und einem Sondergericht, dem Volksgerichtshof übertragen, der am 24. April 1934 in Berlin eingerichtet wurde. Hier sollten politische Verbrechen schnell und im Sinne nationalsozialistischer Grundsätze abgeurteilt werden. Nur der Vorsitzende und ein Beisitzer mußten Berufsrichter sein, drei weitere Beisitzer waren Laien aus Polizei, Wehrmacht und NSDAP. Nach einer Periode wechselnder Präsidenten übernahm ab Juni 1936 Otto Georg Thierack dieses Amt, ein langjähriger Nationalsozialist Jahrgang 1889, 1933 sächsischer Justizminister, 1935 Vizepräsident des Volksgerichtshofes.119 
Thierack sollte eine wesentliche Rolle bei der Aushöhlung des Rechtswesens in den Kriegsjahren spielen. In die ohnehin stark politisierten Verhandlungen des Volksgerichtshofs führte er eine neue, scharf weltanschauliche Note ein.

In der Zwischenzeit wurde der Prozeß gegen den Führer der KPD, Ernst Thälmann vorbereitet. Dieser Prozeß sollte den Höhepunkt darstellen im Feldzug gegen die Kommunisten. Man warf ihnen vor, einen revolutionären Aufstand zu planen. In der Anklageschrift wurde behauptet, Thälmann habe eine Kampagne des Terrors, der Bombenlegung, Massenvergiftung und Geiselnahme geplant. Der Prozeß mußte jedoch verschoben werden, da für diese Anklage hieb- und stichfeste Beweise fehlten. Thälmanns Prominenz als ehemaliger Führer einer der großen deutschen Parteien brachte es mit sich, daß über tausend Journalisten aus dem Ausland eine Zulassung zu dem Prozeß beantragten. Schon dieser Umstand stimmte das Regime nachdenklich. Es bestand durchaus die Möglichkeit, daß Thälmann versuchen würde, den Prozeß zu seinem Vorteil auszunützen. Schon vor dem Prozeß stand ein Todesurteil fest. Doch die Erfahrung mit dem Reichstagsbrandprozeß ließ die Parteiführung und vor allem Goebbels vor einem zweiten großen Schauprozeß zurückschrecken. Schließlich hielt es die Parteiführung für sicherer, Thälmann weiterhin in »Schutzhaft« zu halten, gefesselt und isoliert, in der Dunkelheit einer Zelle im Staatsgefängnis in Moabit in Berlin, später in Hannover und schließlich in Bautzen, ohne ihn je formal anzuklagen. Die KPD machte das Beste aus Thälmanns Haft und beließ ihn auf unbestimmte Zeit auf seinem Posten als Parteivorsitzender. Ein Versuch von Parteigenossen in SS-Uniform, ihn 1934 aus dem Gefängnis herauszuholen, scheiterte in letzter Minute durch das Eingreifen eines Gestapospitzels, der sich in die Befreiergruppe eingeschlichen hatte. Unter strenger Beobachtung und einer Zensur des Briefwechsels mit seinen Angehörigen, hatte Thälmann keine Chance zu entkommen. Vergeblich versuchten Kommunisten und ihre Sympathisanten in der ganzen Welt immer wieder, seine Freilassung zu erwirken.120


Zumindest vorerst zog es der Volksgerichtshof nun vor, weniger prominente Täter abzuurteilen. Es war seine Aufgabe, Schnellurteile zu fällen und nur ein Mindestmaß an Verfahrensregeln zu beachten, was in diesem Fall ein Minimum an Garantien der Rechte der Angeklagten bedeutete. 1934 erließ der Volksgerichtshof vier Todesurteile, 1935 waren es neun, 1936 zehn. Mit einer einzigen Ausnahme wurden alle diese Urteile vollstreckt. Nachdem jedoch Thierack die Präsidentschaft übernommen hatte, wurden die Urteile wesentlich schärfer: 1937 lag die Zahl der Todesurteile bei 37, von denen 28 vollstreckt wurden, und ein Jahr später bei 17, von denen mit einer Ausnahme alle vollstreckt wurden.121 Von 1934 bis 1939 kamen rund 3400 Angeklagte vor den Volksgerichtshof; fast alle waren Kommunisten oder Sozialdemokraten, und diejenigen, die nicht zum Tod verurteilt wurden, erhielten Zuchthausstrafen von durchschnittlich sechs Jahren.122


Der Volksgerichtshof stand an der Spitze eines völlig neuen Systems von »Sondergerichten«, das eingerichtet wurde, um politische Vergehen abzuurteilen, die häufig reichlich banal waren, etwa das Erzählen von Witzen über den »Führer«. Auf diesem wie auf so vielen anderen Gebieten waren die Nationalsozialisten nicht einmal besonders originell, da sie auf Vorläufer zurückgriffen, vor allem auf die »Volksgerichte«, die während des Weißen Terrors nach der niedergeschlagenen Revolution von 1919 in Bayern eingerichtet worden waren. Rechtsmittel gegen die Urteile waren nicht zugelassen.123 Doch der Volksgerichtshof und die Sondergerichte hatten kein Monopol auf politische Fälle. Zwischen dem 18. März 1933 und dem 2. Januar 1934 wurden an die 2000 Personen von den regulären Gerichten wegen Hoch- oder Landesverrat verurteilt; doppelt so viele befanden sich zu diesem Zeitpunkt noch in Untersuchungshaft. Unter ihnen waren viele prominente und weniger prominente Kommunisten und Sozialdemokraten. Somit bestanden die neuen Gerichte, die alle einen formellen Rechtsstatus hatten, neben den Gerichten des überkommenen Rechtssystems, die ebenfalls über politische Verbrechen und Vergehen aller Art urteilten. Es wäre freilich ein Irrtum zu glauben, die regulären Gerichte hätten unter der NS-Diktatur ihre Tätigkeit wie bisher weitergeführt – das taten sie keineswegs. Bereits im ersten vollen Jahr von Hitlers Kanzlerschaft wurden von allen bestehenden Gerichten insgesamt 67 Todesurteile verhängt. Die Todesstrafe, 1928 praktisch abgeschafft, 1930 wenngleich in geringem Umfang wiedereingeführt, wurde jetzt nicht nur in Mordfällen, sondern häufiger noch wegen politischer Rechtsverletzungen verhängt. 1933 betrug die Zahl der Hinrichtungen 64, 1934 79, 1935 94, 1936 68, 1937 106 und 1938 117, die zumeist allgemein öffentlich bekanntgemacht wurden, auf knallroten Plakaten, die auf Anweisung Goebbels’ in den Straßen der Städte angeschlagen wurden, in denen die Hinrichtungen stattfanden. Frühere zeremonielle Begleitungen von Hinrichtungen, die im Innern der Staatsgefängnisse stattfanden, wurden abgeschafft, und 1936 verfügte Hitler persönlich, das mit der Hand geführte Richtbeil, in den altpreußischen Provinzen seit langem üblich, von Juristen jedoch immer wieder kritisiert, überall durch die Guillotine zu ersetzen.124


Die Todesstrafe blieb hauptsächlich für Kommunisten vorbehalten und wurde sowohl bei Aktivisten im Rotfrontkämpferbund angewandt, die bei den Straßenkämpfen der frühen dreißiger Jahre die Feindschaft der Nationalsozialisten auf sich gezogen hatten, wie bei kommunistischen Kadern, die das Regime vom Untergrund aus bekämpften, wobei sie nicht mehr taten als regimekritische Flugblätter zu drucken und zu verbreiten und angeblich illegale Treffen abzuhalten, um den Sturz des Regimes zu planen. Die erste Gruppe von Kommunisten, die enthauptet werden sollten, bestand aus vier jungen Männern, die man unter der Beschuldigung verhaftet hatte, sie seien an den Ereignissen des »Altonaer Blutsonntags« im Juni 1932 beteiligt gewesen. Damals waren zwei SA-Leute und sechzehn Zivilisten bei einem Marsch durch ein mehrheitlich von Kommunisten bewohntes Stadtviertel erschossen worden – angeblich von Kommunisten, tatsächlich jedoch von in Panik geratenen Einheiten der preußischen Polizei. Von einem Sondergericht in Altona auf der Grundlage fabrizierter Beweise für die Planung eines bewaffneten Aufstands zum Tod verurteilt, reichten die vier Verurteilten bei Göring ein Gnadengesuch ein. Der zuständige Staatsanwalt gab ihm den Rat, das Gnadengesuch abzulehnen: »Die Vollstreckung der Strafen wird den kommunistisch eingestellten Kreisen den ganzen Ernst der Lage einprägsam vor Augen führen; sie wird ihnen eine nachhaltige Warnung sein und abschreckend wirken.«125 Die Urteile wurden entsprechend vollstreckt, und die Presse berichtete ausführlich über die Hinrichtungen.126 Reine Rachsucht stand hinter der Entscheidung, 40 Kommunisten, die in einem anderen Massenprozeß verurteilt worden waren, zu zwingen, bei der Enthauptung ihrer vier Genossen im Hof eines Hamburger Gefängnisses 1934 zuzusehen. Anwesend bei der »Zeremonie« waren außerdem Mitglieder von SA und SS und die männlichen Verwandten von SA-Leuten, die 1932 bei Straßenkämpfen umgekommen waren. Die trotzige Reaktion des Kommunisten Johnny Dettmer, der politische Slogans aus dem Fenster seiner Zelle rief und sich gegen die Henker zu Wehr setzte, hatte immerhin die Folge, daß es keine weitere derartige Veranstaltung mehr gab.127


II

Die große Mehrheit der Richter und Staatsanwälte äußerte kaum Bedenken gegenüber solchen Urteilen, auch wenn einer der konservativen Beamten im Reichsjustizministerium in einer besonderen Randnotiz zu einem Statistikentwurf über die Todesstrafe vermerkte, daß ein am 28. September 1933 enthaupteter Mann erst 19 Jahre alt war. Die besorgte Reaktion des Auslands bestand in einer Reihe von Aufrufen, gegenüber zum Tod verurteilten Kommunisten wie dem ehemaligen Reichstagsabgeordneten Albert Kayser Gnade walten zu lassen, der dessenungeachtet am 17. Dezember 1935 hingerichtet wurde. Auch Frauen kamen jetzt unter das Richtbeil. Dies hatte es in der Weimarer Republik nicht gegeben. Die Kommunistin Emma Thieme wurde bereits am 26. August 1933 hingerichtet. Sie und andere gerieten mit einer Reihe von völlig neuen Gesetzen in Konflikt, die für folgende neue Gesetzesverletzungen die Todesstrafe androhten: die Zerstörung von Eigentum in der Absicht, eine Panik auszulösen (Gesetz vom 21. März 1933); Sabotageakte (Gesetz vom 4. April 1933); die Planung der Ermordung eines Staatsdieners oder Parteifunktionärs (Gesetz vom 13. Oktober 1933); die Planung einer Änderung der Verfassung oder der Abtrennung eines Gebiets vom Deutschen Reich durch Androhung von Gewalt oder die Beteiligung an einer Verschwörung zu diesem Plan (Gesetz vom 24. April 1933). Das zuletzt genannte war vermutlich das Gesetz mit den weitreichendsten Folgen. Seitdem konnte jeder, der Flugblätter verteilte (»plante«), die sich kritisch über das Regime äußerten (die »Verfassung«), hingerichtet werden, ebenso unter bestimmten Umständen jeder, der »gehässige« Bemerkungen einschließlich Witzen über führende Personen in Partei und Staat gemacht hatte.128


Vorangetrieben und geleitet wurde dieser Prozeß der Wiedereinführung und Erweiterung der Anwendung der Todesstrafe von Reichsjustizminister Franz Gürtner, kein Nationalsozialist, sondern ein Konservativer, der in den zwanziger Jahren bayerischer Justizminister gewesen war und bereits den Kabinetten Papens und Schleichers angehört hatte. Wie die meisten Konservativen hatte auch Gürtner das Durchgreifen gegen die Ausschreitungen 1933 und 1934 begrüßt. Nach der »Nacht der langen Messer« stimmte er einem Gesetz zu, das die Morde nachträglich für rechtens erklärte, und erstickte alle Versuche einzelner Staatsanwälte im Keim, die Mörder vor Gericht zu bringen. Gürtner war vom Nutzen geschriebener Gesetze und Verfahren überzeugt, mochten sie auch noch so drakonisch sein, und er ernannte alsbald eine Expertenkommission mit der Aufgabe, das alte Strafgesetzbuch von 1871 entsprechend dem neuen Ethos des Dritten Reiches zu revidieren. Wie ein Kommissionsmitglied, der Kriminologe Edmund Mezger, es formulierte, bestand das Ziel darin, eine neue Synthese aus zwei Grundgedanken zu schaffen: »der Gedanke der Verantwortung des Einzelnen vor seinem Volk und der Gedanke der rassenmäßigen Aufartung des Volkes als eines Ganzen«.129 Die Kommission hielt zahlreiche Sitzungen ab und produzierte voluminöse Entwürfe, war jedoch nicht imstande, Schritt zu halten. Zu schnell wurden immer neue Taten unter Strafe gestellt. Die legalistische Pedanterie der Kommissionsempfehlungen paßte den Nationalsozialisten darüber hinaus überhaupt nicht ins Konzept, weshalb die Entwürfe nie in die Praxis umgesetzt wurden.130


Nach und nach wurde das Rechtswesen einem wachsenden Druck führender Nationalsozialisten ausgesetzt, die sich über die »völlig unnationalsozialistische Tendenz« mancher Gerichtsentscheidungen beschwerten. Vor allem verhängten die regulären Gerichte, wie Heydrich sich beklagte, nach wie vor Urteile gegen »Staatsfeinde«, die nach dem »gesunden Volksempfinden« zu milde seien. In den Augen der Nationalsozialisten war es nicht der Sinn von Gesetzen, überlieferte Prinzipien der Fairneß und Gerechtigkeit anzuwenden, sondern die Staatsfeinde auszumerzen und das wahre völkische Empfinden der Menschen zum Ausdruck zu bringen. In einem Dokument, das 1936 unter dem Namen von Hans Frank veröffentlicht wurde, inzwischen »Reichskommissar für die Gleichschaltung der Justiz in den Ländern und für die Erneuerung der Rechtsordnung« und Reichsrechtsführer des Nationalsozialistischen Rechtswahrerbundes, hieß es:

»Der Richter ist nicht als Hoheitsträger des Staates für den Staatsbürger gesetzt, sondern er steht als Glied in der lebendigen Gemeinschaft des deutschen Volkes. Es ist nicht seine Aufgabe, einer über der Volksgemeinschaft stehenden Rechtsordnung zur Anwendung zu verhelfen oder allgemeine Wertvorstellungen durchzusetzen, vielmehr hat er die konkrete völkische Gemeinschaftsordnung zu wahren, Schädlinge auszumerzen, gemeinschaftswidriges Verhalten zu ahnden und Streit unter Gemeinschaftsgliedern zu schlichten.«131


Auch wenn sie über Kommunisten und andere politische Delinquenten noch so harte Urteile verhängten, die regulären Gerichte, Richter und Staatsanwälte wären nie in der Lage gewesen, diesem Ideal zu entsprechen, das praktisch bedeutet hätte, alle Rechtsvorschriften aufzuheben und die Straßengewalt der Nationalsozialisten vor 1933 in ein Staatsprinzip umzumünzen.

Weit davon entfernt, Einwände dagegen zu erheben, daß Gestapo und SS Delinquenten der ordentlichen Gerichtsbarkeit entzogen, oder darüber Beschwerde zu führen, daß die Gestapo regelmäßig Häftlinge nach ihrer Entlassung aus der Haft erneut festnahm und in Konzentrationslager brachte, wirkten Gerichts- und Strafvollzugsbehörden bereitwillig am gesamten Prozeß der Aushöhlung der Rechtsstaatlichkeit mit. Staatsanwälte übergaben mutmaßliche oder vermeintliche Delinquenten, die sie aus Mangel an Beweisen oder wegen ihres jugendlichen Alters nicht verfolgen konnten, der Gestapo und sorgten auf diese Weise dafür, daß sie in Konzentrationslager überführt wurden. Justizbehörden wiesen in neuen Richtlinien die Gefängnisdirektoren an, bei der Entlassung von »gefährlichen« Insassen (vor allem Kommunisten) eine anschließende Verbringung in »Schutzhaft« zu empfehlen, was diese in Tausenden von Fällen auch taten. So wurden im Zuchthaus Luckau 134 aus einer Stichprobe von 364 Häftlingen nach Verbüßung ihrer Haftstrafe aufgrund einer ausdrücklichen Empfehlung der Gefängnisleitung der Gestapo übergeben.132 Wie diese Praxis funktionierte, zeigt das Beispiel des Direktors des Gefängnisses in Untermaßfeld, der am 5. Mai 1936 an die Gestapo über den Häftling Max K. schrieb. Der Drucker war im Juni 1934 wegen seiner Tätigkeit im kommunistischen Untergrund zu 27 Monaten Gefängnis verurteilt worden. K. hatte sich in der Haft gut geführt, doch der Direktor und seine Mitarbeiter hatten sich mit seiner Familie und seinen persönlichen Beziehungen beschäftigt und glaubten nicht, daß er einen Sinneswandel durchgemacht hatte:

»In der Anstalt ist K. nicht weiter aufgefallen. Ich kann aber nach seinem Vorleben nicht glauben, daß K. anderen Sinnes geworden ist, und glaube, daß er sich – wie die meisten führenden Kommunisten – nur aus kluger Berechnung jetzt nichts zu schulden kommen läßt. Ich halte es für unbedingt erforderlich, daß dieser aktive, führende Kommunist nach der Entlassung in Schutzhaft genommen wird«.133


K. war tatsächlich nur ein Fußsoldat der kommunistischen Bewegung und keiner ihrer Anführer. Doch der Brief, der zwölf Wochen vor seiner anstehenden Entlassung abgeschickt worden war, tat seine Wirkung, und als er am 24. Juni 1936 entlassen wurde, wartete bereits die Gestapo vor den Gefängnistoren, die ihn nur einen Tag später in ein Konzentrationslager einlieferte. Einige Gefängnisbeamte versuchten gelegentlich, die gute Führung und den gebesserten Charakter der Häftlinge hervorzuheben, doch das nützte wenig, wenn die Polizei der Überzeugung war, daß diese Personen auch weiterhin eine Bedrohung darstellten. Es dauerte nicht lange, bis dieses System von Gefängnisdenunziationen sich auch auf andere Bereiche erstreckte. Erst 1939 erging eine Anweisung des Reichsjustizministeriums an die Gefängnisdirektoren, keine Aufforderungen mehr an die Gestapo zu richten, bestimmte Häftlinge nach der Entlassung in »Schutzhaft« zu nehmen, da diese Praxis offensichtlich das Fundament der Unabhängigkeit der Judikative untergrub. Die Anweisung blieb unbeachtet. Nach wie vor informierten die Gefängnisse die Gestapo über die anstehenden Termine von Haftentlassungen und stellten der Polizei sogar Einzelzellen oder ganze Zellentrakte der staatlichen Gefängnisse zur Verfügung, in denen diese Tausende von Häftlingen in »Schutzhaft« hielt, ohne Strafverfolgung oder Gerichtsverfahren, und dies sechs Jahre nach der chaotischen Periode der Massenverhaftungen von März bis Juni 1933.134


Die Bemühungen des Justizapparats, noch ein Mindestmaß an Autonomie für sich zu bewahren, hatten kaum größere Auswirkungen auf das Schicksal dieser Delinquenten. Gürtner gelang es, Versuche der Polizei und SS zu durchkreuzen, die Überstellung von Häftlingen in ein Lager noch vor Ablauf ihrer Haftzeit zu erreichen, aber er hatte keine grundsätzlichen Einwände gegen ihre Überstellung nach Ablauf der verbüßten Strafe, nur gegen die formelle Einbeziehung der Strafvollzugsbehörden in den Vorgang. Das anhaltende Trommelfeuer der SS-Kritik an der angeblichen Milde der Justiz führte nicht zur Entlassung oder zur Versetzung in den Ruhestand auch nur eines einzigen Richters. Die völlig Sinnlosigkeit der legalistischen Einstellung Gürtners und der halbherzige Widerstand des Justizapparats gegen die Einmischung der SS kamen besonders deutlich in der Kampagne des Reichsjustizministeriums gegen die Brutalität der polizeilichen Vernehmungen zum Ausdruck. Von den ersten Tagen des Dritten Reiches an endeten Vernehmungen durch die Polizei und Gestapo häufig damit, daß die Häftlinge mit so deutlichen Anzeichen schwerer Mißhandlungen in die Gefängnisse zurückgebracht wurden, daß diese weder vom Gefängnispersonal noch von den Verteidigern oder Verwandten und Freunden übersehen werden konnten. Für das Reichsjustizministerium war diese Praxis sogenannter »verschärfter« Vernehmungen nicht hinnehmbar. Sie warf kein gutes Licht auf den Ruf der Strafvollzugsbehörden in Deutschland. Nach längeren Verhandlungen wurde auf einer Sitzung am 4. Juni 1937 ein Kompromiß geschlossen. Vertreter der Polizei und des Reichsjustizministerium einigten sich darauf, daß diese willkürlichen Mißhandlungen aufhören müßten. Von nun an, so wurde beschlossen, durften die Vernehmungsbeamten der Polizei bei einer »verschärften Vernehmung« dem Delinquenten maximal 25 Stockhiebe auf das Gesäß verabreichen und zwar mit einem »Einheitsstock«. Bei mehr als 10 Stockhieben mußte ein Arzt zugegen sein.135



III

Das staatliche Justiz- und Strafvollzugssystem befaßte sich unter dem NS-Regime auch weiterhin mit gewöhnlichen, nichtpolitischen Vergehen – Diebstahl, Tätlichkeiten, Mord und dergleichen – und setzte die Unterdrückungsmaßnahmen des Polizeistaats durch. Auch hier erfolgte eine rasche Zunahme der Todesurteile, nachdem das neue System dazu übergegangen war, Todesurteile zu vollstrekken, die in der Weimarer Republik zwar verhängt, aber nicht ausgeführt worden waren, da zu Beginn der dreißiger Jahre Unsicherheit über die politische Lage herrschte. Die NSDAP versprach, es werde keine langen Aufschubzeiten für die Vollstreckung von Todesurteilen durch Beratungen über Gnadengesuche mehr geben. »Vorbei sind… die Tage der Weichlichkeit, der falschen Gefühlsduselei«, schrieb eine rechtsstehende Zeitung im Mai 1933 mit spürbarer Genugtuung. 1936 wurden neun von zehn verhängten Todesurteilen auch vollstreckt. Staatsanwälte und Gerichte wurden jetzt angehalten, entgegen der bisherigen Praxis auch Totschlag wie Mord zu behandeln und entsprechend ein Todesurteil auszusprechen, so daß die Zahl der Verurteilungen wegen Mordes pro 1000 Erwachsene von 36 (1928–1932) auf 76 (1933–1937) anstieg.136 Verbrecher, behaupteten die Nationalsozialisten unter Berufung auf Arbeiten von Kriminologen der letzten Jahrzehnte, wobei sie alle deren Vorbehalte, Differenzierungen und Einschränkungen vom Tisch wischten, seien im wesentlichen erblich entartet, deshalb unverbesserlich und müßten als aus der »Rasse« Ausgestoßene behandelt werden.137


Die Folgen dieser neuen Auffassungen waren für gewöhnliche Gesetzesbrecher überaus gravierend. Bereits während der Weimarer Republik hatten Kriminologen, Strafrechtsexperten und hohe Polizeibeamte einen weitgehenden Konsens über Vorschläge erzielt, »Gewohnheitsverbrecher« zum Schutz der Gesellschaft für immer wegzusperren. Am 24. November 1933 wurden diese Wünsche mit der Verabschiedung eines »Gesetzes gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher« erfüllt, das es den Gerichten erlaubte, Delinquenten, die mindestens dreimal wegen Straftaten verurteilt worden waren, nach Verbüßung ihrer letzten Strafe in einem Staatsgefängnis in »Sicherungsverwahrung« zu nehmen.138 Bis zum Oktober 1942 wurde bei über 14000 Straftätern dieses Urteil verhängt. Zu ihnen gehörten auch die Insassen von Gefängnissen, deren Direktoren empfohlen hatten, sie rückwirkend zu verurteilen – in manchen Gefängnissen wie im Zuchthaus Brandenburg wurde diese Behandlung bei über einem Drittel der Häftlinge vorgeschlagen. Dabei handelte es sich nicht einmal um Schwerverbrecher oder allgemein um Gewalttäter, sondern überwiegend um Kleinkriminelle, die Bagatelldelikte begangen hatten – Fahrrad- oder Ladendiebstahl und ähnliches. Die meisten von ihnen waren mittellose Menschen ohne feste Arbeit, die während der Inflation erstmals gestohlen hatten und sich während der Weltwirtschaftskrise wieder dazu gezwungen sahen. Typisch war etwa der Fall eines Fuhrmanns, 1899 geboren, der in den zwanziger und frühen dreißiger Jahren mehrere kurze Haftstrafen wegen Bagatelldelikten verbüßt hatte, darunter elf Monate wegen Fahrraddiebstahls und sieben Monate für den Diebstahl eines Mantels. Jedesmal, wenn er wieder entlassen wurde, hatte er ein paar Mark für seine Arbeit im Gefängnis mitbekommen, aber mit seinem Vorstrafenregister fand er während der Depression weder eine Anstellung, noch erhielt er Fürsorgeunterstützung. Im Juni 1933 wurde er verurteilt, weil er eine Klingel, etwas Leim und andere Kleinigkeiten während eines Trinkgelages gestohlen hatte. Nach Verbüßung dieser Strafe wurde er rückwirkend zu Sicherungsverwahrung im Zuchthaus Brandenburg verurteilt, aus dem er nicht mehr freikam. Viele andere teilten dasselbe Schicksal.139


Im Dritten Reich verschlechterten sich die Bedingungen in den Gefängnissen zusehends. Die Nationalsozialisten erhoben während der Weimarer Republik regelmäßig den Vorwurf, die Häftlinge in den Gefängnissen würden zu milde behandelt, und sie seien dort weitaus besser versorgt, als wenn sie sich in Freiheit befänden. Man sprach aus Erfahrung, hatten doch so viele führende Nationalsozialisten, von 
Hitler und Heß über Bormann und Rosenberg, einst selbst im Gefängnis gesessen und waren aufgrund ihrer nationalistischen Einstellung mehr als milde behandelt worden. Im allgemeinen dagegen waren die Bedingungen in den Gefängnissen während der Weimarer Republik sehr streng, und in vielen dieser Institutionen herrschte eine militärische Disziplin.140 Andererseits wurden in manchen Einrichtungen Versuche unternommen, ein flexibleres System der Verwaltung einzuführen und ein größeres Gewicht auf Weiterbildung, Resozialisierung und Belohnungen für gute Führung zu legen. Diese Maßnahmen wurden jetzt abrupt abgebrochen, sehr zur Erleichterung der Mehrzahl der Gefängnisaufseher und -verwalter, die von Anfang an nichts davon gehalten hatten. Reformistische Gefängnisleiter und ihre Mitarbeiter wurden kurzerhand entlassen und ein neues, härteres Reglement eingeführt. Die schnelle Zunahme der Häftlingszahlen schuf Probleme hinsichtlich Hygiene, Ernährung und des allgemeinen Wohls der Häftlinge. Das Gefängnisessen wurde schlechter und die Portionen immer kleiner, bis die Häftlinge über Gewichtsabnahme und nagenden Hunger klagten. Parasitenbefall und Hautkrankheiten breiteten sich in einem Ausmaß aus, wie es trotz der keineswegs vorbildlichen Bedingungen während der Weimarer Republik undenkbar gewesen wäre. In den Jahren vor 1933 war man weniger darauf bedacht, die Häftlinge zu harter Arbeit anzuhalten, da dies womöglich die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen außerhalb der Haftanstalten gefährdet hätte. Das änderte sich nun rasch. So mußten 1938 bis zu 95 Prozent der Inhaftierten Zwangsarbeit leisten. Viele Häftlinge wurden in eigens errichteten Arbeitslagern untergebracht, von denen besonders die Lager im Emsland berüchtigt waren, wo an die zehntausend Häftlinge zur Moorkultivierung eingesetzt wurden. Die hier herrschenden Bedingungen waren noch schlimmer als jene in den regulären Staatsgefängnissen, da die Wärter die Häftlinge regelmäßig verprügelten, auspeitschten oder ihre Hunde auf sie hetzten. Einzelne Häftlinge wurden sogar ermordet. Viele Lagerwärter kamen aus der SA und hatten das Hauptlager im Moor geführt, bis es 1934 vom Reichsjustizministerium übernommen wurde. Ihre Einstellung übertrug sich auf das reguläre Gefängnispersonal, das in den folgenden Jahren dorthin versetzt wurde. Im Unterschied zu anderen Arbeitslagern blieben hier die brutalen und willkürlichen Verhaltensweisen des Lagerpersonals, wie sie für die frühen Konzentrationslager kennzeichnend waren, bis in die späten dreißiger Jahre bestehen, ohne daß höhere Stellen wirksam eingegriffen hätten.141


In den Gefängnissen und Zuchthäusern der einzelnen Länder legten neue Bestimmungen, die am 14. Mai 1934 erlassen wurden, lokale und regionale Änderungen fest, beseitigten Privilegien und führten neue Strafen für renitente Häftlinge ein. Sühne, Abschrekkung und Vergeltung waren jetzt die erklärten Ziele der Gefängnis-und Zuchthaushaft. Fortbildungsprogramme wurden zusammengestrichen und an der NS-Ideologie ausgerichtet. An die Stelle von Sport und Spielen trat militärischer Drill. Beschwerden von Häftlingen wurden kaum gehört. Der zu einer langen Haftstrafe verurteilte Verbrecher, mit dem der politische Häftling und Kommunist Friedrich Schlotterbeck die Zelle teilte, konnte ihm genau erklären, auf welche Weise sich die Bedingungen verschlechtert hatten:

»Als erstes haben sie in den Speisesälen die Lehnen von den Stühlen und Bänken abgesägt, weil das zu bequem sei. Später haben sie die Speisesäle ganz abgeschafft. Früher war sonntags mal Konzert oder ein Lichtbildervortrag. Das ist natürlich auch weggefallen. In der Bibliothek gibt’s jetzt nicht mehr alle Bücher, die im Verzeichnis stehen… [Nach einer Rede Görings] wurde gleich das Essen schlechter. Nur noch Eintopf. Dafür haben sie ein paar neue Strafen eingeführt: sieben Tage strengen Arrest bei Wasser und Brot. Wenn du das hinter dir hast, fällst du um. Dann gibt’s Arrest mit Fesseln an Händen und Füßen. Aber am schlimmsten ist, die Hände und Füße auf dem Rücken zusammengefesselt, weil du dann die ganze Zeit auf dem Bauch liegen mußt … die Vorschriften sind immer noch die alten. Da hat sich nichts geändert, nur legen sie alles strenger aus.«142


Wie Schlotterbeck in den wenigen Jahren seiner Gefängnishaft selbst beobachten konnte, wurden Strafen immer häufiger und härter, trotz der Tatsache, daß die meisten Gefängniswärter ihren Beruf schon in der Weimarer Republik ausgeübt hatten und keine frisch ernannten Nationalsozialisten waren.143 Vielen Gefängnisbeamten war die bloße Einstellung der Reformmaßnahmen aus der Weimarer Republik nicht genug, ihnen schwebten eher Zustände wie zu Zeiten des Kaiserreichs vor, als körperliche Züchtigungen in den Gefängnissen gang und gäbe waren. Doch ihrem Wunsch nach einer Wiedereinführung von Zucht und Ordnung in den Gefängnissen stand in vielen Einrichtungen eine hoffnungslose Überbelegung entgegen. Auch die Neueinstellung von alten kampferprobten SA-Männern als Hilfswärter konnte daran wenig ändern. Diese Männer waren dankbar für die Anstellung, gewöhnten sich jedoch an keinerlei Disziplin. Für jegliche staatliche Autorität hatten sie nur Verachtung übrig und waren nur allzu bereit, ihre Brutalität an den Häftlingen sogar mit Gummiknüppeln auszulassen, die bislang in den Gefängnissen nicht zulässig waren.144


Die Häftlinge in »Sicherungsverwahrung« hatten eine besonders schwere Zeit. Sie wurden zu täglich neun Stunden Schwerarbeit verurteilt und einer strikten militärischen Disziplin unterworfen. Sie befanden sich in Dauerhaft, und mit zunehmendem Alter wurden diese Bedingungen immer unerträglicher. 1939 war mehr als ein Viertel von ihnen älter als 50 Jahre. Die Fälle von Selbstverstümmelung und Selbstmordversuchen mehrten sich. »Ich mache hier im Zuchthaus keine 3 Jahre mehr ab … Ich habe gestohlen, mich dafür lebenslänglich hier begraben, meine Schwester, dann lieber ein Ende machen.«145 Neue Gesetze und eine Erweiterung der Befugnisse der Polizei trieben die Zahlen sämtlicher Häftlinge in den Strafvollzugsanstalten 1933 um durchschnittlich 50 Prozent nach oben, bis im Februar 1937 mit 122000 Häftlingen ein Maximum erreicht war gegenüber 69000 Häftlingen zehn Jahre früher.146 Die Politik des NS-Regimes auf dem Gebiet der Verbrechensbekämpfung folgte keinem rationalen Versuch, gewöhnliche Vergehen wie Diebstahl und Gewaltdelikte zu verringern, auch wenn man in den Jahren nach dem Krieg immer wieder von älteren Menschen hören konnte, man könne gegen Hitler sagen, was man wolle, er habe wenigstens die Straßen für ehrliche Bürger sicherer gemacht. Tatsächlich wurden für kleinere nichtpolitische Straftaten im August 1934 und im April 1936 Amnestien ausgesprochen, wodurch nicht weniger als 720000 Strafverfahren eingestellt wurden, die zu kürzeren Haftstrafen oder zu Geldbußen geführt hätten. Das war nicht die Art von Straftätern, an deren Verfolgung die Nationalsozialisten interessiert waren. Sogenannte Gewohnheitsverbrecher fielen jedoch nicht unter eine Amnestie, ein weiteres Anzeichen für die Willkürlichkeit des Strafvollzugs im Dritten Reich.147


Mit immer neuen, zum Teil rückwirkenden Gesetzen und Verordnungen wurde bislang nicht von Strafen bedrohtes Verhalten kriminalisiert, und weit härtere Strafen wurden eingeführt. Sie dienten nicht zuletzt den weltanschaulichen und propagandistischen Interessen des Regimes. So wollte Hitler 1938 ein neues Gesetz einführen, das rückwirkend für Wegelagerei an der Autobahn die Todesstrafe vorsah, nachdem zwei Brüder sich dieses Vergehens 1938 schuldig gemacht hatten und zu einer Gefängnisstrafe verurteilt worden waren. Nach dem neuen Gesetz wurden sie dementsprechend guillotiniert.148 In Verbrechen und Vergehen unterschiedlichster Art wurden politische oder weltanschauliche Motive hineininterpretiert, so daß selbst Bagatelldiebstähle zu einem Beweis für erbliche Entartung wurden. »Murren« oder »Müßiggang« und dergleichen vage definiertes Verhalten wurde zu einem Grund für Haftstrafen von unbestimmter Dauer. Die verhängten Strafen standen immer weniger in einem vertretbaren Verhältnis zur begangenen Tat, sondern sollten dem angeblichen »gesunden Volksempfinden« gerecht werden. Darüber, was »gesund« und was »krank« war, entschieden ausschließlich die Nationalsozialisten. Ganze Bevölkerungsgruppen wurden zunehmend von der Polizei, den Staatsanwälten und Gerichten als erblich Kriminelle eingestuft und fielen zu Tausenden willkürlicher Verhaftung und Inhaftierung zum Opfer.

Berufe, die bislang zwar marginalisiert, aber doch geduldet waren, wie die Prostitution, wurden jetzt ebenfalls als »asozial« gebrandmarkt und unterlagen denselben Sanktionen. Vage formulierte Gesetze und Verordnungen, von denen viele Personengruppen betroffen waren, gaben der Polizei die Befugnis, praktisch nach Belieben Festnahmen und Inhaftierungen vorzunehmen, während die Gerichte ihrerseits kaum zögerten, der politischen Linie der Unterdrückung und Kontrolle zu folgen, gleichwohl waren sie noch immer systematischen Angriffen des Regimes wegen ihrer angeblichen Milde ausgesetzt. Das alles wurde mit nur geringfügigen und häufig rein formalen Vorbehalten begrüßt von einer beträchtlichen Zahl von Kriminologen, Strafrechtlern, Rechtsanwälten, Richtern und Experten auf den unterschiedlichsten Gebieten – Männer wie der bereits erwähnte Kriminologe Edmund Mezger, der in einem 1933 veröffentlichten Lehrbuch geschrieben hatte, das Ziel der Kriminalpolitik sei »die Ausscheidung volks- und rasseschädlicher Bestandteile« aus der »Volksgemeinschaft«.149 Wie man dieser Formulierung entnehmen kann, waren Verbrechen, Devianz und politische Opposition für die Nationalsozialisten lediglich unterschiedliche Aspekte ein und desselben Phänomens, nämlich, in ihrer Terminologie, des Problems der »Gemeinschaftsfremden«, die aus den verschiedensten Gründen keine »Volksgenossen« waren und deshalb auf diese oder jene Weise mit Gewalt aus der Gesellschaft entfernt werden mußten. Ein führender Polizeiexperte jener Zeit, Paul Werner, faßte dies 1939 in wenigen Worten zusammen, als er erklärte, daß nur denjenigen, die sich vollkommen in die Volksgemeinschaft einfügten, die vollen Rechte von Mitgliedern zugestanden werden könnten; wer ihr jedoch »gleichgültig« gegenüberstehe, handle »aus verbrecherischer oder asozialer Gesinnung« und sei deshalb ein »kriminelle[r] Staatsfeind«, der von der Polizei »bekämpft und niedergerungen« werden müsse.150



Instrumente des Terrors

I

Die Systematisierung des nationalsozialistischen Unterdrükkungs- und Kontrollsystems unter der Ägide von Heinrich Himmler hatte deutlich sichtbare Auswirkungen auf die Konzentrationslager.151 Im Zuge der Machtergreifung in den ersten Monaten des Jahres 1933 waren in aller Eile mindestens 70 Lager errichtet worden, neben einer unbekannten, aber vermutlich noch größeren Zahl »wilder« Lager, Bunker und Folterkeller der SA in ihren verschiedenen »Sturmlokalen«. Rund 45000 Personen waren hier inhaftiert, wurden geschlagen, gefoltert und gedemütigt. Mehrere hundert starben an den schweren Mißhandlungen. Die große Mehrheit der Häftlinge waren Kommunisten, Sozialdemokraten und Gewerkschafter. Doch die meisten dieser frühen Konzentrationslager, »wilden« Lager und inoffiziellen Folterkeller wurden in der zweiten Jahreshälfte 1933 und den ersten zwei bis drei Monaten 1934 geschlossen. Eines der besonders berüchtigten illegalen Lager in der Vulkanwerft in Stettin wurde im Februar 1934 auf Anweisung des Staatsanwalts geschlossen. Einige SA- und SS-Führer, die sich bei der Folterung von Häftlingen besonders hervorgetan hatten, kamen vor Gericht und wurden zu langen Haftstrafen verurteilt. Aber schon eine ganze Zeit vorher hatten eine Reihe von offiziellen und inoffiziellen Amnestien zur Entlassung einer großen Zahl von eingeschüchterten und gedemütigten Lagerinsassen geführt. Ein Drittel der Lagerhäftlinge wurde allein am 31. Juli 1933 in die Freiheit entlassen. Im Mai 1934 befand sich in den KZ nur noch ein Viertel der Häftlinge des Vorjahres und das Regime hatte begonnen, die Haftbedingungen zu vereinheitlichen und festen Regeln zu unterwerfen.152


Im Juni 1933, hatte die Staatsanwaltschaft des Landgerichts München II gegen den Kommandanten des Konzentrationslagers Dachau, Hilmar Wäckerle, sowie den Lagerarzt und den Kanzleiobersekretär der Lagerkommandantur Anklage wegen Begünstigung bei der Ermordung von vier Häftlingen erhoben.153 Der Kommandant hatte für die Gefangenen einen Kanon drakonischer »Sonderbestimmungen« verfaßt, die anscheinend auf Anregungen Himmlers zurückgingen. Nach dieser Anklage war Wäckerle nicht mehr zu halten, und Himmler mußte einen neuen Kommandanten ernennen. Seine Wahl fiel auf Theodor Eicke, einen ehemaligen Polizisten mit einer bewegten Vergangenheit. 1892 geboren war Eicke im Weltkrieg Zahlmeister, nach 1919 für kurze Zeit Polizist und danach bis 1932 Sicherheitskommissar des Spionageabwehrdienstes der I.G. Farben in Ludwigshafen. 1930 trat er in die SS ein, machte schnell Karriere und wurde Ende 1931 SS-Standartenführer (eine Standarte umfaßte etwa 1000 Mann). Im März 1932 mußte er nach Italien fliehen, weil er wegen der Vorbereitung politischer Bombenattentate zu zwei Jahren Zuchthaus verurteilt worden war. Dort übernahm er die Leitung eines von den faschistischen Behörden eingerichteten SS-Flüchtlingslagers. Mitte Februar kehrte Eicke nach Deutschland zurück. Im Zuge einer bitteren Fehde mit dem Gauleiter der pfälzischen NSDAP Josef Bürckel, wurde er auf Weisung Bürckels in die psychiatrische Universitätsklinik nach Würzburg eingewiesen. Himmler ließ ihn psychiatrisch untersuchen, und er wurde für gesund befunden.154 Einer seiner Untergebenen in Dachau, Rudolf Höß, schilderte ihn als einen überzeugten Nazi alten Stils, der die kommunistischen Gefangenen in den frühen Konzentrationslagern als Feinde des Staates betrachtete, die man mit aller Härte behandeln müsse und die beseitigt werden sollten, wenn sie Widerstand leisteten.155


Im Juni 1933 erinnerte Himmler sich daran, daß Eicke in Italien ein Lager mit einigem Erfolg organisiert hatte, und ernannte ihn zum neuen Kommandanten des Lagers Dachau. Theodor Eiche berichtete später, er habe bei den Wachmannschaften Korruption und in der Lagerverwaltung eine unzureichende Ausrüstung und eine schlechte Moral festgestellt. Es habe kaum Gewehre und Patronen gegeben, von Maschinengewehren – mit denen sowieso nur drei der Männer umgehen konnten – einmal ganz abgesehen. Überall habe Armut und Leid geherrscht. Überall, das hieß unter den Lagerwärtern; er sagte nichts über Armut und Leid unter den Häftlingen. Eicke entließ die Hälfte der 120 Mann starken Lagerbesatzung und ernannte neue Mitarbeiter. Im Oktober 1933 erließ er eine »Diszipli-nar- und Strafordnung für das Gefangenenlager« und außerdem, und dies war eine Neuerung, besondere »Dienstvorschriften für die Begleitposten und die Gefangenenbewachung«. Diese erweckten den Anschein von Ordnung und Gleichbehandlung der Häftlinge gegenüber der bisher herrschenden Willkür und Brutalität. Die Strafen waren mehr als drakonisch. Häftlinge, die »zum Zwecke der Aufwiegelung« politisierten oder »Greuelpropaganda« verbreiteten, wurden gehängt. Wer einen Posten tätlich angriff, den Gehorsam verweigerte oder Meuterei betrieb, sollte sofort oder »nachträglich« gehängt werden. Auch auf vorsätzliche Sabotage stand die Todesstrafe. Für geringere Vergehen gab es mildere Strafen. Hierzu gehörten abgestufte Arreststrafen und, besonders hart, Einzelhaft bei Wasser und Brot; Prügelstrafen (25 Stockhiebe); Strafexerzieren; Pfahlbinden für mehrere Stunden; harte körperliche oder besonders schmutzige Arbeit und Postsperre. Bestrafungen dieser Art waren zudem verbunden mit einer Verlängerung der Haftzeit.156


Eicke hatte sein System darauf angelegt, persönliche und individuelle Bestrafungen auszuschließen und die Führer und Posten vor strafrechtlicher Verfolgung zu schützen, indem er einen bürokratischen Apparat aufbaute, der über die verhängten Strafen Akten führte. Auf diese Weise erweckte er den Anschein, willkürliche Gewalt durch eine Art regulären Strafvollzug zu ersetzen. So mußte beispielsweise die Prügelstrafe von mehreren SS-Männern in Gegenwart aller SS-Wachmannschaften und Gefangenen vollzogen werden, und zu jeder Bestrafung gab es einen Aktenvermerk. Auch das Verhalten der SS-Posten war strengen Vorschriften unterworfen. Sie mußten militärische Disziplin an den Tag legen und durften mit den Häftlingen keine Privatgespräche führen. Sie mußten sich an eine bis ins Detail vorgeschriebene Routine halten – beim täglichen Zählappell der Häftlinge ebenso wie bei deren Abmarsch zu den einzelnen Arbeitsplätzen außerhalb des Lagers, der Erteilung von Befehlen und beim Vollzug der Strafen. Die Häftlinge erhielten Häftlingskleidung und mußten ihre Baracken nach strengen Maßgaben in Ordnung halten. Der Kommandant sorgte für elementare sanitäre und medizinische Einrichtungen, an denen es in manchen Lagern vor allem in den ersten Monaten des Jahres 1933 gefehlt hatte. Eicke führte außerdem Arbeitskommandos außerhalb des Lagers ein, die in der Hauptsache schwere körperliche Arbeit zu verrichten hatten. Die einzelnen Aufgaben der Lagerbesatzung waren systematisch und hierarchisch festgelegt, und die Begleit- und Wachposten erhielten ein spezielles Abzeichen, das auf dem Kragenspiegel getragen werden mußte: den Totenkopf, nach dem die für die Konzentrationslager zuständigen Verbände der SS ab 1936 benannt wurden und eine eigene Identität erhielten. In diesem Symbol kam die von Eicke geforderte äußerste Härte gegenüber den Häftlingen zum Ausdruck. Nach Kriegsende erinnerte sich Rudolf Höß:

»Eickes Absicht war, seine SS-Männer durch seine dauernden Belehrungen und entsprechenden Befehle über die verbrecherische Gefährlichkeit der Häftlinge von Grund auf gegen die Häftlinge einzustellen, sie auf die Häftlinge ›scharf zu machen‹, jegliche Mitleidsregung von vornherein zu unterdrükken. Er erzeugte damit, durch seine Dauereinwirkung in diese Richtung, gerade bei den primitiveren Naturen, einen Haß, eine Antipathie gegen die Häftlinge, die für Außenstehende unvorstellbar ist.«157


Höß selbst wurde nach seinem Eintritt in die SS im September 1933 von Himmler, den er über den Bund der Artamanen kannte, veranlaßt, »zur Verwaltung eines KL überzugehen«. Hier machte er aufgrund seiner Disziplin und seines Fleißes rasch Karriere. 1936 wurde er zum SS-Hauptscharführer befördert und wurde Block- und Rapportführer in Dachau.158


Als ein Mann, der das Zuchthausleben aus eigener Anschauung kannte, schrieb Höß später, die meisten Insassen des Konzentrationslagers hätten die Ungewißheit ihrer Haftdauer als die schwerste seelische Belastung empfunden. Während die meisten Insassen der staatlichen Gefängnisse und Zuchthäuser wußten, wann ihre Haftzeit abgelaufen war, galt dies nicht für die Häftlinge der Konzentrationslager. Die Dauer ihrer Haft hing vom Ergebnis einer vierteljährlichen Haftüberprüfung durch die einweisende Dienststelle ab, die meist keinen Anlaß sah, den Grund für die Einweisung zu revidieren, und konnte zudem durch die Böswilligkeit der SS-Posten verlängert werden. In der von Eicke geschaffenen Welt der Lager räumte die Lagerordnung den Wachmannschaften eine schrankenlose Macht ein. Sie bot ihnen vielfältige Möglichkeiten, den Häftlingen wegen tatsächlicher oder vorgeblicher Verstöße auf allen Ebenen schwere Gewalt zuzufügen. Die Vorschriften dienten nicht zuletzt dem Zweck, für den von den Lagermannschaften ausgeübten Terror gegen die Häftlinge juristische Scheinrechtfertigungen zu liefern. Höß selbst protestierte, er könne die brutalen Strafen, das Auspeitschen und Prügeln der Häftlinge nicht mit ansehen. Verzweifelt schrieb er von den »böswilligen, bösartigen, grundschlechten, rohen, niederträchtigen, gemeinen Naturen« unter den Bewachern und Aufsichtskräften, die an den Häftlingen hemmungslos ihre Minderwertigkeitskomplexe ausließen. Die Atmosphäre des Hasses war allgegenwärtig. Hier standen sich in den Augen von Höß und vieler anderer SS-Männer zwei Welten feindlich gegenüber, auf der einen Seite Kommunisten und Sozialdemokraten, auf der anderen die SS. Die von Eicke erlassene Lagerordnung stellte sicher, daß die letzteren gewinnen würden.159 Es überrascht nicht, daß Eickes Reorganisation des Lagers Dachau die Anerkennung Himmlers fand, der ihn am 4. Juli 1934 zum Inspekteur der Konzentrationslager und Führer der SS-Wachverbände im ganzen Reich ernannte. Eine Woche später wurde Eicke in den Rang eines SS-Gruppenführers befördert, auf dieselbe Stufe wie 
Heydrich, der Chef des Sicherheitsdienstes.160 Eickes Systematisierung des KZ-Regimes wurde zum Modell für alle Konzentrationslager in Deutschland. Angesichts der wiederholten Anklageerhebungen durch die Staatsanwaltschaft bei mutmaßlichen Mordfällen im Lager erließ Eicke eine »geheime Gegenorder«, daß Todesstrafen nicht verhängt werden dürften, sondern lediglich der »Einschüchterung« der Häftlinge dienen sollten. Danach ging die Zahl der willkürlichen Tötungen deutlich zurück, auch wenn der Hauptgrund hierfür in der rückläufigen Zahl der Häftlinge lag. Betrug die Zahl der willkürlichen Tötungen in Dachau 1933 noch 24, so fiel sie 1934 auf 14 (ohne Einrechnung der Opfer der »Nacht der langen Messer«) und lag 1936 nur noch bei 10.161


Ebenso wie Himmler die Polizeikräfte in ganz Deutschland an sich zog, unterstellte er in den Jahren 1934/35 auch die Konzentrationslager der Kontrolle der SS, die nach den »Säuberungen« im Zug der Röhmaffäre an Macht und Einfluß gewonnen hatte. Ende 1935 befanden sich in den Konzentrationslagern insgesamt nur noch rund 3000 Häftlinge, ein Zeichen, daß die Diktatur inzwischen auf einem mehr oder weniger stabilen Fundament ruhte. Parallel zur Systematisierung erfolgte ein Prozeß der Zentralisierung der Lager. Die KZs Oranienburg und Fuhlsbüttel wurden 1935 geschlossen, es folgten Esterwegen 1936 und Sachsenburg 1937. Dafür wurden zwei neue Lager eingerichtet: Sachsenhausen und Buchenwald. Im August 1937 gab es in Deutschland nur noch vier Konzentrationslager: Dachau, Sachsenhausen (wohin Höß im folgenden Jahr versetzt wurde), Buchenwald und das Frauenlager Lichtenburg im Kreis Torgau. Dies war teilweise ein Ausdruck der Tatsache, daß es dem Regime gelungen war, die Opposition von links zu zerschlagen, und daß es sich zunehmend sicher fühlen konnte. Sozialdemokratische und kommunistische Häftlinge, von denen man annahm, sie hätten ihre Lektion gelernt, wurden in den Jahren 1933 bis 1936 wieder entlassen. Die weiterhin Inhaftierten waren entweder zu prominent, um entlassen zu werden, wie der ehemalige Führer der KPD Ernst Thälmann, oder wurden dem harten Kern zugerechnet, der nach seiner Freilassung das Regime auch weiterhin bekämpfen würde. Die relativ geringe Zahl der verbliebenen KZ-Häftlinge war zudem ein Indikator dafür, daß sich das Regime das staatliche Justiz- und Strafvollzugswesen gefügig gemacht hatte, so daß die Zuchthäuser und Gefängnisse nach der Schließung der »wilden« Lager und Folterkeller, die von der SA eingerichtet worden waren, nunmehr den größten Teil der tatsächlichen oder vermeintlichen Feinde des Dritten Reiches beherbergten. Im Sommer 1937 sank die Gesamtzahl der politischen Häftlinge in den Lagern verglichen mit den 14000 offiziell als politische Delinquenten ausgewiesenen Insassen der staatlichen Haftanstalten in die Bedeutungslosigkeit. Nach der Periode der Gewalt und Unterdrückung 1933 übernahm der Staat anstelle von SA und SS die Aufgabe, die Gegner des NS-Regimes unschädlich zu machen.162 Auch die Anzahl dieser Häftlinge war rückläufig, da ein Großteil von ihnen nach und nach entlassen wurde. Die erfolgreiche Zerschlagung des kommunistischen Widerstands bis zur Mitte der dreißiger Jahre zeigte sich auch in der abnehmenden Zahl der Verurteilungen wegen Hoch- und Landesverrats, die zwischen 1937 und 1939 von 5255 auf 1126 sank, und in der Zahl der politischen Häftlinge in Zuchthäusern und Gefängnissen, die zwischen Juni 1935 und Dezember 1938 von 23000 auf 11265 zurückging.163 Doch das waren immer noch mehr politische Häftlinge als diejenigen, die in Konzentrationslagern einsaßen, und die Polizei, die Gerichte und die Haftanstalten spielten im Dritten Reich bei der Unterdrückung der politischen Opposition zumindest bis zum Beginn des Krieges eine größere Rolle als die SS und die Konzentrationslager.
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Karte 2: Konzentrationslager im August 1939


Im Februar 1936 hatte Hitler einer Neuorientierung des gesamten Systems zugestimmt, in dem Himmlers SS und Gestapo nicht nur die Aufgabe hatten, jegliches Wiederaufflammen eines Widerstands von früheren Kommunisten und Sozialdemokraten zu verhindern, sondern auch – nachdem der Arbeiterwiderstand endgültig zerschlagen war – die »arische Rasse« von allen unerwünschten Elementen zu »säubern«. Diese unerwünschten Elemente bestanden hauptsächlich aus Gewohnheitsverbrechern, »Asozialen« und überhaupt aus allen, die von der Idee und dem Benehmen eines normalen, gesunden Mitglieds der deutschen »Rassengemeinschaft« abwichen. Juden bildeten bislang keine eigene Kategorie: Ziel war es, die »arische Rasse«, wie Hitler und Himmler sie verstanden, von allen unerwünschten und entarteten Elementen reinzuhalten. Damit begann sich die Zusammensetzung der Lagerhäftlinge zu ändern, und ihre Zahl stieg allmählich wieder an. Im Juli 1937 waren beispielsweise 330 der 1146 Häftlinge in Dachau Gewohnheitsverbrecher, 230 waren im Rahmen der Sozialgesetzgebung zu Arbeitsdienst verurteilt, und 93 hatte man im Verlauf einer bayerischen Polizeiaktion gegen Landstreicher und Bettler verhaftet. 57 Prozent der Lagerinsassen waren zu diesem Zeitpunkt demnach gar nicht als »Politische« eingestuft, in deutlichem Gegensatz zur Situation in den Jahren 1933/34.164 Nunmehr vollzog sich eine dramatische Änderung im Wesen und der Funktion der Lager. Waren die Konzentrationslager zunächst Bestandteil eines koordinierten Bemühens, an dem auch das Volksgericht und die Sondergerichte mitwirkten, gegen jede politische Opposition und vor allem den Widerstand von KPD-Mitgliedern entschlossen vorzugehen, so waren sie jetzt zu einem Instrument der »rassischen« und sozialen »Säuberung« geworden.165 Und die Veränderung der Funktion in Verbindung mit Himmlers gelungenem Versuch, die Wach- und Begleitmannschaften des Lagers in allem, was sie innerhalb dessen Grenzen taten, vor dem Zugriff der Strafverfolgungsbehörden zu schützen, hatte sehr bald einen erneuten deutlichen Anstieg der Zahl der getöteten Häftlinge nach ihrem relativen Rückgang Mitte der dreißiger Jahre zur Folge.166 1937 gab es in Dachau 69 Todesfälle, siebenmal so viele wie im Vorjahr, bei einer Häftlingszahl von rund 2200, die während dieser Zeit weitgehend unverändert geblieben war. 1938 ging die Zahl der Toten im Lager erneut steil in die Höhe: 370 Tote bei insgesamt knapp über 8000 Häftlingen. In Buchenwald, wo die Zustände wesentlich schlimmer waren, zählte man 1937 48 Todesfälle bei 2200 Häftlingen, 1938 dagegen 771 Tote bei 7420 Häftlingen und 1939 nicht weniger als 1235 Tote bei 8390 Lagerinsassen. Die steigende Zahl der Toten während der beiden letzten Jahre ging zu einem nicht geringen Teil auf eine Typhusepidemie im Winter 1938/39 zurück.167


Die Verfolgung der »Gemeinschaftsfremden« hatte tatsächlich bereits 1933 begonnen, als mehrere hundert »Berufs- und Gewohnheitsverbrecher« in der ersten von mehreren koordinierten Polizeiaktionen verhaftet worden waren, die unter anderem dem organisierten Verbrechen in Berlin galten.168 Im September 1933 wurden an die 100 000 Landstreicher und Bettler während einer einwöchigen Razzia (im Volksmund später »Bettlerwoche« genannt) verhaftet, die bewußt mit dem Beginn des ersten Winterhilfswerks zusammenfiel, bei dem freiwillige Spenden für die Armen und Arbeitslosen gesammelt wurden – ein gutes Beispiel für die gegenseitige Abhängigkeit von Sozialfürsorge und Zwang im Dritten Reich.169 Delinquenten wie diese landeten nicht ausnahmslos in den Lagern, doch am 13. November 1933 hatte man Verbrecher, unter ihnen auch zahlreiche Sexualstraftäter, in Preußen zum Zweck einer präventiven Polizeiaufsicht in Konzentrationslager verbracht, wo knapp 500 von ihnen noch 1935 inhaftiert waren. Nach der Zentralisierung der Polizei und deren Übernahme durch die SS wurden derartige Maßnahmen umfassender und stärker systematisiert. Im März 1937 befahl Himmler die Verhaftung von 2000 »Gewohnheitsverbrechern«, das hieß Personen mit einem Vorstrafenregister, selbst wenn es sich dabei um Bagatelldelikte handelte. Im Unterschied zu den Personen in »Sicherungsverwahrung«, über deren Schicksal die Gerichte entscheiden mußten, wurden diese Personengruppen ohne jedes Gerichtsverfahren einfach in die Konzentrationslager verbracht. Nach einer Verordnung vom 14. Dezember 1937 konnte jeder verhaftet und in ein Konzentrationslager eingewiesen werden, der vom Regime und seinen Organen, die jetzt enger als je zuvor mit der Polizei zusammenarbeiteten, der Gruppe der »Asozialen« zugerechnet wurde. Bald darauf erweiterten das Reichsinnen- und das preußische Innenministerium die Definition dessen, was als »asozial« zu gelten hatte, so daß nunmehr unter diese Kategorie auch Zigeuner, Prostituierte, Zuhälter, Vagabunden, Wanderarbeiter, Bettler und Rowdys fielen. Selbst Verkehrssünder konnten unter bestimmten Umständen dazugehören, ebenso die Langzeitarbeitslosen, deren Namen die Polizei von den Arbeitsämtern erhielt. Zu diesem Zeitpunkt, so die Begründung, bestehe kein Grund mehr, sich arbeitslos zu melden, so daß diese Personen geborene Arbeitsscheue seien und gebessert werden müßten.170


Im April 1938 führte die Gestapo mehrere landesweite Razzien durch. Betroffen waren davon auch Obdachlosenasyle wie die, in denen Hitler in seinen Jahren der Armut und Arbeitslosigkeit in Wien vor dem Ersten Weltkrieg Unterkunft gefunden hatte. Im Juni 1938 gab es allein im Lager Buchenwald rund 2000 Obdachlose. In diesem Monat veranstaltete die Kriminalpolizei auf Anweisung Heydrichs weitere Razzien auf der Suche nach Bettlern, Landstreichern und Wanderarbeitern. Sie verhaftete außerdem arbeitslose Männer, selbst wenn diese einen festen Wohnsitz hatten. Vielerorts ging die Polizei weit über die Instruktionen Heydrichs hinaus und nahm sämtliche Arbeitslose in »Schutzhaft«. Heydrich hatte in jedem Polizeibezirk 200 Verhaftungen gefordert, doch in Frankfurt nahm die Polizei 400 und in Hamburg 700 Personen fest. Die Gesamtzahl der Verhafteten im Reich lag weit über 10000.171 Die wirtschaftlichen Erwägungen, die bei diesen Aktionen eine wesentliche Rolle spielten, gehen aus den Dokumenten hervor, in denen diese präventiven Festnahmen gerechtfertigt wurden. So heißt es beispielsweise in den Akten über einen 54jährigen Mann, der im Juni 1938 in Duisburg im Rahmen der umfassenden Aktion gegen »Asoziale« verhaftet wurde:

»C. ist nach Mitteilung des hiesigen Wohlfahrtsamtes als arbeitsscheuer Mensch zu bezeichnen. Für seine Frau und seine 2 Kinder sorgt er nicht, so daß diese aus öffentlichen Mitteln unterstützt werden müssen. Die ihm zugewiesene Pflichtarbeit hat er nie aufgenommen. Er ist dem Trunke ergeben. Die Unterstützungsgelder werden restlos durchgebracht. Er ist mehrmals vom Wohlfahrtsamt verwarnt worden und wird als der Typ des asozialen verantwortungslosen arbeitsscheuen Menschen geschildert.«172


Nachdem man den Mann in das Konzentrationslager Sachsenhausen gebracht hatte, dauerte es kaum mehr als 18 Monate, bis er nach Angaben in den Akten an allgemeiner körperlicher Entkräftung starb.173


Menschen, die als »asozial« eingestuft wurden, füllten jetzt von neuem überall in Deutschland die Konzentrationslager, was deren massive Überbelegung zur Folge hatte. Im Sommer 1938 gab es beispielsweise in Sachsenhausen 6000 Neuzugänge; die Auswirkungen auf ein Lager, das zu Jahresbeginn höchstens 2500 Häftlinge zählte, waren alarmierend. In Buchenwald fielen im August 1938 4600 von insgesamt 8000 Lagerinsassen in die Kategorie »arbeitsscheu«. Der Zustrom neuer Häftlinge führte zur Errichtung von zwei neuen Lagern für Verbrecher und »Asoziale« in Flossenbürg und Mauthausen, die von der SS geführt wurden, jedoch an ein am 29. April gegründetes SS-Wirtschaftsunternehmen angeschlossen waren, die Deutsche Erd- und Stein-Werke GmbH. Unter der Schirmherrschaft dieser neuen Gesellschaft wurden die Häftlinge gezwungen, in Steinbrüchen zu arbeiten, wo sie Granitblöcke für die grandiosen Baupläne Hitlers und seines Architekten Albert Speer brachen.174 Die »Asozialen« waren die Deklassierten des Lagerlebens, so wie sie die Deklassierten in der Gesellschaft draußen waren. Sie wurden von den Wachposten übel behandelt und waren überwiegend unfähig, Maßnahmen der Selbsthilfe zu organisieren wie die politischen Häftlinge, die sich auf diese Weise über Wasser hielten. Die übrigen Häftlinge blickten auf sie herab, und sie spielten im Lagerleben kaum eine Rolle. Der Anteil der Krankheits- und Todesfälle war bei ihnen besonders hoch. Eine Amnestie anläßlich Hitlers Geburtstag am 20. April 1939 bescherte nur wenigen von ihnen die Freiheit. Die übrigen hatten keinerlei Aussicht auf eine Entlassung. Auch wenn ihre absolute Zahl zurückging, stellten sie am Vorabend des Krieges noch immer einen beträchtlichen Anteil der Lagerhäftlinge. So wurden etwa in Buchenwald 8892 der insgesamt 12921 am 31. Dezember 1938 gezählten Häftlinge in Präventivhaft als »Asoziale« eingestuft; ein Jahr später betrug das Verhältnis 8212 zu 12221. Die Razzien hatten eine tiefgreifende Veränderung in der Zusammensetzung der Lagerhäftlinge zur Folge.175


II

Bis zum Vorabend des Krieges hatte die Zahl der Insassen der Konzentrationslager wieder zugenommen – von 7500 auf 21000, und jetzt waren sie wesentlich heterogener in ihrer Zusammensetzung als in den Anfangsjahren des Regimes, als der Löwenanteil von ihnen politische Häftlinge waren.176 Die Gesamtheit der KZ-Häftlinge konzentrierte sich in einer kleinen Zahl relativ großer Lager – Buchenwald, Dachau, Flossenbürg, das Frauenlager Lichtenburg (1939 von Ravensbrück abgelöst), Mauthausen und Sachsenhausen. Der Bedarf der SS an Baumaterialien hatte zur Einrichtung eines Außenlagers von Sachsenhausen im Hamburger Vorort Neuengamme geführt, wo Mauerziegel für Hitlers geplanten Umbau des Hamburger Elbhafens hergestellt wurden. Im Lauf der Zeit sollten weitere solche Lager folgen. Die Lager wurden als Lieferanten von billigen Arbeitskräften immer wichtiger.177 Doch billige Arbeitskräfte waren leicht ersetzbar, und die Verhältnisse in den neuen Lagern waren noch härter als in den alten Lagern Mitte der dreißiger Jahre. Ab Winter 1935/36 führten einige Lagerleitungen für die einzelnen Häftlingskategorien bestimmte Abzeichen ein, die auf der Häftlingskleidung getragen werden mußten, und ab Winter 1937/38 wurden die Abzeichen innerhalb des gesamten Lagersystems vereinheitlicht. Von da an mußte jeder Häftling ein auf der Spitze stehendes Dreieck (einen sogenannten »Winkel«) in einer bestimmten Farbe auf der linken Brust seiner gestreiften Häftlingsuniform tragen: »Asoziale« schwarz, »Kriminelle« grün, emigrierte und später zurückgekehrte Juden blau (ein ziemlich seltener Fall), politische Häftlinge rot, Zeugen Jehovas violett, Homosexuelle rosa. Jüdische Häftlinge wurden jeweils einer dieser Kategorien zugeordnet (in der Regel den politischen Häftlingen), mußten jedoch unter deren Abzeichen ein gelbes Dreieck mit der Spitze nach oben tragen, das so aufgenäht wurde, daß beide Dreiecke zusammen einen Davidstern bildeten. Die Kategorien waren natürlich sehr grob und wurden eher oberflächlich oder sogar ganz willkürlich angewandt, doch das war für die Lagerleitung unwesentlich. Indem sie den politischen Häftlingen begrenzte Privilegien einräumte, konnte sie bei den übrigen Ressentiments schüren; indem sie Verbrecher zu Aufsehern über andere Häftlinge machte, konnte sie die zwischen den einzelnen Häftlingskategorien bestehenden Spaltungen noch vertiefen.178


Von der Brutalität des Lagerlebens in den späten dreißiger Jahren vermitteln die Erinnerungen einiger Überlebender ein anschauliches Bild. Einer von ihnen war Walter Poller, geboren 1900, während der Weimarer Republik sozialdemokratischer Zeitungsredakteur. Nachdem er 1933 seine Arbeit verloren hatte, schloß Poller sich dem aktiven Widerstand der SPD an. Anfang November 1934 wurde er unter der Anschuldigung der Vorbereitung zum Hochverrat festgenommen, nachdem die Gestapo ihn als den Autor oppositioneller Flugblätter identifiziert hatte, seine dritte Verhaftung seit dem Frühjahr 1933. Nach Ablauf einer vierjährigen Zuchthausstrafe wurde er von der Gestapo erneut verhaftet und nach Buchenwald gebracht. Die Schilderung seiner Erlebnisse bezeugt die extreme Brutalität, die in den Lagern inzwischen zur Normalität geworden war. Gleich nach ihrer Ankunft wurden Poller und seine Mithäftlinge ohne jeden Grund von den SS-Posten mißhandelt, die sie im Lager vor sich her trieben und im Laufen mit Gewehrkolben und Gummiknüppeln schlugen. Nachdem sie schmutzig, blutend und mit Blutergüssen am ganzen Körper in den Hauptbaracken für politische Häftlinge angekommen waren, hielt ein SS-Führer eine Ansprache:

»Ihr befindet euch hier nicht in einem Sanatorium. Das werdet ihr wohl eben schon begriffen haben. Wer es noch nicht begriffen hat, dem wird es schon noch beigebracht. Darauf könnt ihr euch verlassen … Ihr seid hier keine Strafgefangenen, ihr seid hier nur ›Häftlinge‹, und was das bedeutet, werdet ihr, wenn ihr es noch nicht wißt, bald erfahren. Ihr seid ehrlos und wehrlos! Ihr seid rechtlos! Euer Los ist ein Knechtlos! Amen.«179


Poller stellte bald fest, daß die politischen Häftlinge zwar eine Häftlingskleidung von besserer Qualität erhielten und von den übrigen Häftlingen getrennt untergebracht waren, daß jedoch die Arbeit, die er täglich mit einem Außenkommando verrichten mußte, zu schwer für ihn war. Die Sozialdemokraten und Kommunisten unter den Lagerinsassen, die gut organisiert waren und über ein effizientes System informeller gegenseitiger Hilfe verfügten, sorgten dafür, daß er eine Stelle als Arztschreiber im Lager erhielt. Dank dieser Position überlebte Poller nicht nur bis zu seiner Entlassung im Mai 1940, sondern war auch in der Lage, den täglichen Ablauf des Lagerlebens zu beobachten. Zu diesem gehörte ein notwendiges Maß an Selbstverwaltung durch die Gefangenen, wobei ältere Häftlinge für die einzelnen Baracken verantwortlich waren und Kapos die Häftlinge zum Morgenappell und bei anderen Gelegenheiten antreten lassen und deren Anwesenheit überprüfen mußten – eine Aufgabe, die viele von ihnen mit derselben Brutalität ausführten wie die SS-Posten. Doch alle Häftlinge waren ungeachtet ihrer jeweiligen Position auf Gnade und Ungnade der SS ausgeliefert, die von ihrer absoluten Macht über Leben und Tod hemmungslos Gebrauch machte, wann immer es ihrgefiel.180


Jeden Tag wurden die Häftlinge nach Pollers Schilderung je nach Jahreszeit um vier oder um fünf Uhr geweckt und mußten sich waschen, anziehen, ihre Betten machen wie beim Militär, frühstücken und zum Morgenappell antreten, alles im Eiltempo. Jeder Verstoß gegen die Lagerordnung, etwa ein nicht ordentlich gemachtes Bett oder eine Verspätung beim Appell wurde von den Kapos oder den Wachposten mit Beschimpfungen und Schlägen oder der Zuweisung zu einem Strafkommando geahndet, wo die Arbeitsbedingungen besonders hart waren. Der Appell bot eine weitere Gelegenheit für die SS-Männer, die Häftlinge zu beschimpfen und zu mißhandeln. An einem Tag im Jahr 1937 sah Poller mit an, wie zwei politische Gefangene brutal aus dem Glied gezerrt, aus dem Lager herausgeführt und draußen vor den Lagertoren erschossen wurden, ohne daß es dafür irgendeinen Grund gab. Die SS machte sich anscheinend ein Vergnügen daraus, die sehr detaillierten Lagervorschriften dazu zu benutzen, mißliebigen Häftlingen Verstöße gegen die Vorschriften anzulasten – beispielsweise so unbestimmte Vergehen wie Faulheit bei der Arbeit –, und befahlen, den Delinquenten auszupeitschen, eine Körperstrafe, die offiziell in einem zweiseitigen gelben Formblatt festgehalten werden mußte. Häufig wurden die Häftlinge gezwungen zuzusehen, wenn ein Mithäftling mit Händen und Füßen und dem Gesicht nach unten auf eine Bank gefesselt und von einem SS-Mann mit einem Rohrstock geschlagen wurde. Wie Poller sich erinnerte, hielten sich die SS-Männer bei dieser Prozedur nicht ein einziges Mal an die hierfür geltenden Vorschriften. Häftlinge, die für ihre Verstöße mit fünf, zehn oder 25 Schlägen bestraft wurden, mußten die einzelnen Schläge laut mitzählen, und wenn sie sich verzählten, fing die Prozedur wieder von vorn an. Statt des vorgeschriebenen Rohrstocks verwendeten die SS-Männer auch eine Hundepeitsche, einen Ledergürtel oder sogar eine Stahlrute. Häufig wurden die Delinquenten so lange geschlagen, bis sie das Bewußtsein verloren. Es kam auch immer wieder vor, daß die Lagerleitung einer Lagerkapelle, die aus musikalisch ausgebildeten Häftlingen bestand, einen Marsch oder ein Lied zu spielen befahl, um die Schreie der Opfer während der Prügelstrafe zu übertönen.181


Bei schwereren Verstößen gegen die Lagerordnung konnten die Häftlinge tage- oder wochenlang in den »Bunker« gesteckt werden, eine winzige, finstere und ungeheizte Zelle, in der sie nur von Wasser und Brot lebten. Im Winter konnte dies einem Todesurteil gleichkommen. Gebräuchlicher war eine Strafe, bei der das Opfer stundenlang mit den Handgelenken an einem Pfahl aufgehängt wurde, was lang anhaltende Muskelschmerzen und -verletzungen zur Folge hatte und bei längerer Dauer zu Bewußtlosigkeit und Tod führen konnte. Fluchtversuche erregten die besondere Wut der SS-Wachen, denen klar war, daß angesichts ihrer geringen Zahl im Vergleich zur Zahl der Häftlinge ein entschlossener Versuch einer Massenflucht höchstwahrscheinlich gelingen würde. Diejenigen, die bei der Flucht erwischt worden waren, wurden vor den Augen der übrigen entsetzlich geschlagen, manchmal bis zum Tod, oder öffentlich auf dem Appellplatz des Lagers gehängt, während der Kommandant das ganze Lager warnte, dasselbe Schicksal erwarte jeden, der versuchen sollte, aus dem Lager zu fliehen. In Sachsenhausen wurde einmal ein Häftling, der bei einem Fluchtversuch ertappt worden war, auf den Appellplatz des Lagers geschleift, schwer mißhandelt und in eine enge Holzkiste gesperrt. Danach wurde die Kiste zugenagelt und blieb eine ganze Woche lang auf dem Platz für alle sichtbar stehen, bis der Häftling tot war.182 Angesichts solcher Drohungen beschränkte sich die übergroße Mehrheit der Häftlinge auf das Bemühen, am Leben zu bleiben. Während des Tages arbeiteten sie im Lager in kleinen Werkstätten, sofern sie über gewisse handwerkliche Fähigkeiten verfügten; die meisten wurden jedoch zu einem Außenkommando geführt, wo sie Schwerarbeit verrichteten, indem sie etwa Trümmersteine für den Bau der Lagerstraße herbeischleppten, Kies ausgruben, Ausschachtungsarbeit verrichteten oder Abfall beseitigten. Auch hier schlugen die Begleitposten Häftlinge, die ihrer Meinung nach nicht hart oder schnell genug arbeiteten, und erschossen jeden ohne Vorwarnung, der sich zu weit von der Hauptgruppe entfernte. Am späten Nachmittag wurden die Häftlinge ins Lager zurückgeführt, wo sie zu einem erneuten langwierigen Appell antreten und manchmal stundenlang stehend ausharren mußten, durchnäßt, schmutzig und erschöpft. Manchmal, im Winter, fielen die Männer in der Kälte einfach tot um, weil sie unterkühlt waren. Sobald das Licht in den Baracken gelöscht war, warnten die Lagerwachen, werde jeder erschossen, der noch im Freien angetroffen würde.183


Die willkürliche und zum Teil sadistische Grausamkeit der Wachposten erklärte sich nicht zuletzt aus der Brutalität und dem Sadismus ihrer Ausbildung als SS-Männer. Ende der dreißiger Jahre waren in Dachau rund 6000 und in Buchenwald rund 3000 Männer der SS-Verfügungstruppe stationiert. Die (wesentlich kleineren) täglichen Kommandos der Lagerwachen wurden aus diesen Einheiten rekrutiert, zumeist junge Männer aus den unteren Bevölkerungsschichten – in Dachau z. B. Bauernsöhne, in Buchenwald Söhne aus kleinbürgerlichen und Arbeiterfamilien. In der Regel wenig gebildet und bereits an körperliche Entbehrungen gewöhnt, waren sie darin geschult, hart zu sein, wurden von ihren Vorgesetzten während der Ausbildung unter Gebrüll beschimpft und gedemütigt und mußten sich erniedrigende Strafen gefallen lassen, wenn sie ihre Sache schlecht machten. Ein SS-Anwärter erinnerte sich später, daß alle, die bei der Ausbildung an der Waffe eine Patrone zu Boden fallen ließen, diese mit den Zähnen wieder aufheben mußten. Soweit sie weltanschaulich indoktriniert wurden, bleute man ihnen in der Regel ein, Härte sei notwendig angesichts der Feinde des deutschen Volkes, mit denen sie es im Lager zu tun hätten. Nach ihrer Ankunft im Lager wohnten sie in ihren Baracken fast ohne Berührung mit der Außenwelt, mit wenig Vergnügungen, kaum Möglichkeiten, Mädchen kennenzulernen oder am alltäglichen Leben des Ortes teilzuhaben, verurteilt zur täglichen Langeweile des Wachdienstes. Unter solchen Bedingungen konnte es nicht wundernehmen, daß sie mit den Häftlingen sehr grob umgingen, sie anbrüllten und beschimpften und unter den fadenscheinigsten Vorwänden hart bestraften, um sich wichtig zu fühlen und auf diese Weise ihre eigene Erniedrigung während der Ausbildung weiterzugeben; es war schließlich die einzige Form des Drills und der Disziplinierung, die sie kennengelernt hatten. Zumindest diejenigen, die nach 1934 in die SS eingetreten waren, wußten natürlich im allgemeinen, auf was sie sich eingelassen hatten, und waren bereits weltanschaulich indoktriniert. Trotzdem hatte jeder, der sich an den täglichen Demütigungen, Mißhandlungen und der Terrorisierung der Häftlinge nicht beteiligen wollte, jederzeit die Möglichkeit zu gehen, und manche taten dies auch, vor allem in den Jahren 1937 und 1938, als die Behandlung der Häftlinge in den Lagern deutlich härter wurde: 1937 wurden knapp 8000 Männer aus der SS entlassen, unter ihnen 146 aus den für die Lager zuständigen Totenkopfverbänden, darunter waren wiederum 81, die auf eigenes Ersuchen gegangen waren. Am 1. April 1937 befahl Eicke, daß jeder SS-Mann in diesen Verbänden, der sich nicht in der Lage sehe, die Befehle seiner Vorgesetzten zu befolgen, und einen Ausweg suche, die SS wieder verlassen müsse. Ein Wachposten, seit Ostern 1937 im Dienst, bat seinen Kommandanten um Entlassung aus dem Dienst, nachdem er mit angesehen hatte, wie Häftlinge geschlagen wurden, und Schreie aus den Zellen gehört hatte. Er wolle ein Soldat sein und kein Gefängniswärter. Er mußte daraufhin Strafübungen leisten und hatte sogar bei Eicke persönlich vorzusprechen. Dieser versuchte, ihn umzustimmen, doch er blieb standhaft und wurde am 30. Juli 1937 entlassen. Wir dürfen somit annehmen, daß all diejenigen, die geblieben sind, mit ihrem Dienst einverstanden waren und keine Gewissensbisse wegen der Leiden hatten, denen sie die Häftlinge aussetzten.184


Tausende von Häftlingen wurden nach einiger Zeit wieder aus den Lagern entlassen, vor allem in den Jahren 1933 und 1934. »Ich weiß«, sagte der Leiter der Politischen Abteilung in Buchenwald zu Walter Poller bei dessen Entlassung, »Sie haben hier Dinge gesehen, die die Öffentlichkeit vielleicht heute noch nicht ganz versteht. Sie haben darüber absolutes Schweigen zu bewahren. Sie wissen das, ja? Und wenn Sie es nicht tun, dann sind Sie bald wieder hier, und was Ihnen dann passiert, das wissen Sie auch.«185 Die Kommunikation zwischen den Häftlingen und ihren Verwandten oder Freunden war eingeschränkt; den SS-Führern und den Wachmannschaften war es verboten, mit Außenstehenden über ihre Arbeit zu sprechen. Was in den Lagern vorging, sollte ein Geheimnis bleiben. Versuche der Strafverfolgungsbehörden, in Mordfällen zu ermitteln, zu denen es in den ersten Jahren des Regimes gekommen war, wurden regelmäßig abgeschmettert.186 Spätestens ab 1936 waren die Konzentrationslager Institutionen außerhalb des Gesetzes. Andererseits machte das Regime absolut kein Geheimnis aus ihrer Existenz. Die Eröffnung des Lagers Dachau 1933 fand ein starkes Echo in der Presse, und es folgten zahlreiche Artikel darüber, daß Funktionäre der KPD, des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold und überhaupt der »Marxisten«, die eine Gefahr für die Sicherheit des Reiches darstellten, dorthin geschickt wurden; daß die Zahl der Insassen schnell in die Hunderte ging; daß man die Häftlinge arbeiten ließ; und daß die finsteren Greuelgeschichten über das, was in den Lagern vor sich ging, unzutreffend seien. Die Tatsache, daß Menschen öffentlich in der Presse gewarnt wurden, gar nicht erst den Versuch zu unternehmen, einen Blick in das Innere der Lager zu erhaschen, und daß jeder erschossen werde, der die Lagerzäune und -mauern zu überklettern versuchte, verstärkte nur die allgemeine Angst und Furcht, die diese Greuelgeschichten auslösten.187 Was in den Lagern geschah, war namenloser Schrecken, der um so wirksamer war, da seine Realität sich nur aus den an Leib und Seele gebrochenen Häftlingen nach ihrer Entlassung erahnen ließ. Es gab kaum einen furchterregenderen Hinweis auf das, was mit Menschen geschehen würde, die sich dem politischen Widerstand anschließen, eine abweichende politische Meinung bekunden oder – seit den Jahren 1938/39 – von den Verhaltensnormen abweichen sollten, deren Einhaltung von den Bürgern des Dritten Reiches erwartet wurde.188
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